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Tarifflucht im KFZ-Handwerk 

Der Innungsverband des KFZ-Handwerks in Hes¬ 
sen beabsichtigt, künftig nicht mehr als Ganzes 
mit der IG Metall Vereinbarungen abzuschließen. 
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Rote Mischung 

Das „Festival der Jugend“ der SDAJ ist Sozialis¬ 
mus in Theorie und Praxis. Die kleine Schwester 
des UZ-Pressefests in Wort und Bild. 
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Thema der Woche 


Ein Jahrhundert in einem Kopf 

Am 9. Juni wäre Eric Hobsbawm 100 Jahre 
alt geworden. Sein Geburtsjahr, 1917, hat er 
wie ein Omen behandelt: die Oktoberrevolu¬ 
tion prägte seiner Meinung nach sein Jahr¬ 
hundert und damit auch sein Leben. 

1994 erschien sein Buch „Das Zeitalter der 
Extreme“ über das 20. Jahrhundert. Hobs¬ 
bawm formulierte hier Begriffe und legte eine 
Periodisierung vor, die stilbildend geworden 
sind. Wenn heute vom „Zeitalter der Katastro¬ 
phen“ für den Abschnitt 1914-1945 gespro¬ 
chen wird, geht das auf ihn zurück. 
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Ab nach Kabul 

Krieg wird brutaler - Abschiebepraxis härter 



Von der Bundesregierung erprobtes Outfit im sicheren Herkunftsland Afghanistan 


ie bundesdeutsche Abschiebe- 
politik nimmt immer abscheu¬ 
lichere und menschenverach- 
Züge an. Nach einem Bomben¬ 
anschlag in Kabul in der Nähe der 
deutschen Botschaft, bei dem in der 
letzten Woche mindestens 80 Men¬ 
schen getötet und über 350 verletzt 
worden waren, setzte die Regierung 
Abschiebungen nach Afghanistan 
„vorübergehend“ aus. Man könne den 
durch den Anschlag traumatisierten 
Botschaftsangehörigen zur Zeit die 
Betreuung der ankommenden Abge¬ 
schobenen nicht zumuten, hieß die Be¬ 
gründung. Wie es den Menschen geht, 
die gegen ihren Willen in das „sichere 
Herkunftsland“ verfrachtet wurden 
und nun einer ungewissen und ge¬ 
fährlichen Zukunft entgegen sehen, 
ist völlig unwichtig. Die kurze Aus¬ 
setzung ändert jedoch nichts an der 
grundsätzlichen Positionierung der 
Bundesregierung von CDU/CSU und 
SPD, allen voran des Bundesinnenmi¬ 
nisters Thomas de Maiziere (CDU), 
Menschen - trotz Gefahr für Leib und 
Leben - auch künftig in das vom Krieg 
gepeinigte Afghanistan abzuschieben. 

Tatsächlich wird die Abschiebepra¬ 
xis in Deutschland härter. Am 29. Mai 
wurde die 14-jährige Bivsi R. von der 
Polizei aus dem Klassenraum des von 
ihr besuchten Duisburger Gymna¬ 
siums abgeführt und umgehend ge¬ 
meinsam mit ihrer Familie nach Ne¬ 
pal abgeschoben. Nur zwei Tage später 
eskalierte in Nürnberg ein weiterer Po¬ 
lizeieinsatz. Dort waren die Beamten 
in eine Berufsschule eingefallen, um 
den zwanzigjährigen Asef N. festzu¬ 
nehmen und nach Afghanistan abzu¬ 
schieben. Dazu kam es aber nicht. 300 
Mitschülerinnen und Mitschüler ver¬ 
suchten letztlich erfolgreich, die Ab¬ 


schiebung durch eine Sitzblockade zu 
behindern. Daraufhin schlugen die Be¬ 
amten mit Schlagstöcken auf die Schü¬ 
ler ein und zerrten sie brutal über den 
Boden. Auch Pfefferspray setzte die 
Polizei ein. Einen Tag nach dem Poli¬ 
zeieinsatz und der bundesweiten medi¬ 
alen Aufmerksamkeit verkündete die 
Bundesregierung, mit Verweis auf den 
schweren Anschlag in Kabul einen Tag 
zuvor, dass zukünftig nur noch Gefähr- 
der, Straftäter und sich unkooperativ 
Verhaltende nach Afghanistan abge¬ 
schoben würden, für andere gelte ein 
einstweiliger Abschiebestopp. 

Tatsächlich nimmt die Zahl derer, 
die einen Abschiebestopp nach Af¬ 


ghanistan einfordern, stetig zu. Nicht 
nur in Duisburg und Nürnberg wollen 
Schülerinnen und Schüler, aber auch 
Flüchtlingsinitiativen in ihrem Ein¬ 
satz für Mitschüler, Freunde und an¬ 
dere Flüchtlinge nicht nachlassen. Im 
Internet finden sich zahlreiche Petiti¬ 
onen, in denen ein Stopp der Abschie¬ 
bepraxis gefordert wird. So wird diese 
Forderung mittlerweile nicht nur von 
Menschen- und Bürgerrechtsorganisa¬ 
tionen wie Amnesty International und 
Pro Asyl geteilt, sondern auch von den 
Kirchen, den Gewerkschaften und dem 
Paritätischen Wohlfahrtsverband. Der 
Krieg gegen Afghanistan wird dort in¬ 
tensiver und für die Bevölkerung bruta¬ 


ler. Neben den Anschlägen und Terror¬ 
aktionen der Taliban hat auch die US- 
Armee ihre Luftangriffe verdreifacht. 
Allein zwischen Januar und Ende April 
flogen die USA 898 Luftangriffe. In der 
gleichen Periode des letzten Jahres wa¬ 
ren es unter 300. 

Inzwischen hat das dem Innenmi¬ 
nister unterstellte Bundesamt für Mi¬ 
gration und Flüchtlinge (BAMF) ein 
weiteres „sicheres Rückkehrland“ auf 
seiner Karte entdeckt: Der Irak ist an¬ 
geblich stabil, die ersten Massenab¬ 
schiebungen in das von Krieg und Ter¬ 
ror geschüttelte Land haben bereits 
stattgefunden. Markus Bernhardt 

(Weiterer Bericht Seite 4/5) 


Armut schleudert ins Abseits 

Über 12 Millionen sind bereits in der Falle „Armutsgefahr“ 


Comedians aus dem Merkel/Gabriel- 
Kabinett bedienen weiterhin die sar¬ 
kastische, eher zynische Sparte: Es gibt 
keine Armut in Deutschland. Und: Af¬ 
ghanistan ist ein sicheres Land. Wie bei 
einer schlechten Theateraufführung 
gibt es dann einzelne Claqueure. Und 
es gibt scharfe Kritiker. Nach Aussage 
der „Tafeln“ leben „Millionen Men¬ 
schen in Einkommensarmut oder sind 
unmittelbar von ihr bedroht ... Für 
den Kauf von Lebensmitteln bleiben 
den Betroffenen nur wenige Euro pro 
Tag, die für die Zubereitung von Früh¬ 
stück, Mittag- und Abendessen ausrei¬ 
chen müssen. Frisches Fleisch, Milch, 
Obst und Gemüse werden zu Luxus¬ 
gütern, die sich die Betroffenen nur 
selten leisten können.“ 

Die Folgen lauten in der Kurzfor¬ 
mel: „Wer arm ist, stirbt schneller!“ 
Konkret: Mangelernährung, Krank¬ 
heitsanfälligkeit, soziale Isolation, 
Suchtprobleme. In der EU sind Men¬ 
schen arm, die weniger als 60 Pro¬ 
zent des Durchschnitts verdienen. In 
Deutschland sind das rund 930 Euro. 
Der WDR hat die Zahlen für das 
größte Bundesland auf den Tisch ge¬ 
legt: 20 Prozent der Bevölkerung gel¬ 
ten als arm. Und daneben gibt es 3 700 


Einkommensmillionäre. Jedes sechs¬ 
te Kind ist nach Angaben des Kinder¬ 
hilfswerkes auf „Stütze“ angewiesen. 

Nach Angaben von „save the 
children“ bringt es Deutschland auf 
Platz 10 der am besten ausgestatteten 
Länder. Das ist ein Durchschnittswert, 
denn es gibt auch in Deutschland Kin¬ 
der, die besser positioniert sind als auf 
Platz 1. Und es gibt viele, die - gemes¬ 
sen am internationalen Vergleich - 
hinter Platz 10 liegen. 

Der Deutsche Kinderschutzbund 
(DKSB) fordert, Kinderrechte ins 
Grundgesetz aufzunehmen und den 
Staat stärker in die Pflicht zu nehmen, 
„wenn es um die Wahrnehmung sei¬ 
ner Verantwortung für kindgerechte 
Lebensverhältnisse und um gleiche 
Entwicklungschancen für alle Kinder 
und Jugendlichen geht. Angesichts 
der aktuellen Debatten über eine 
viel zu hohe Kinderarmutsquote, un¬ 
terschiedliche Bildungschancen, ein 
Auseinanderdriften der Gesellschaft 
in Reich und Arm und häufige Fälle 
von Vernachlässigung wäre dies ein 
wichtiges Signal.“ In Bezug auf die 
UN-Kinderrechtskonvention gibt es 
in Deutschland starken Nachholbe¬ 
darf. 


Es geht nicht nur um das Essen 
von der „Tafel“ oder das Bankett 
der Betuchten im Ballsaal. Beachtet 
werden müssen auch Kosten für Bil¬ 
dung, Gesundheit, Kleidung, Trans¬ 
port, Kommunikation. Am Ende der 
unsozialen Hitliste stehen dann Kin¬ 
derreiche, Alleinerziehende, Gering¬ 
verdiener, Bezieher niedriger Renten, 
chronisch Kranke, Behinderte. Die 
Rangfolge bleibt aussagekräftig, be¬ 
sonders wenn sie mit anderen Politik¬ 
feldern verglichen wird. Zum Beispiel 
mit der Rüstungsproduktion und dem 
Rüstungsexport. Die Waffenindustrie 
ist stolz auf Platz 3: In Rüstung sind 
wir besser als bei Kinderarmut. 

Armut ist in Deutschland eine 
Zentrifuge: Die Leichtgewichte wer¬ 
den an den Rand oder gar aus der 
Umlaufbahn geschleudert, und der 
fette Kern verdichtet sich immer stär¬ 
ker. Der Kapitalismus ist nicht in der 
Lage, dieses Problem zu lösen. „Die 
Zeit“ erinnerte kürzlich daran, dass 
vor rund zehn Jahren acht Millio¬ 
nen Menschen staatliche Hilfen zum 
Überleben benötigten: „Jeder zehnte 
Einwohner bezog Hartz IV, Sozialhil¬ 
fe, Asylhilfe oder andere Leistungen 
für die Grundsicherung.“ Der aktuelle 


„Armuts- und Reichtumsbericht“ der 
Bundesregierung legt Zahlen bis 2015 
vor. Und siehe da: Es hat sich nichts 
verbessert. Acht Millionen Menschen 
lebten 2015 am Existenzminimum. 
Werden die 60 Prozent des mittleren 
Einkommens als Berechnungsgrund¬ 
lage zur Armutsermittlung herange¬ 
zogen, ergeben sich sogar 12,9 Milli¬ 
onen „Menschen in Armutsgefahr“. 
Trotz Wachstum, bester Wirtschaftsla¬ 
ge, Exportweltmeisterschaft, Export¬ 
überschuss und geschönter Beschäf¬ 
tigungsrekorde hat das Elend einen 
Namen: Hartz IV mit 409 Euro pro 
Monat plus Miete. Das gilt auch für 
die Grundsicherung im Alter. 

Die Parteien der Bundesregie¬ 
rung geben vor, das Problem verstan¬ 
den zu haben. Aber sie verteilen Pla¬ 
cebos wie etwa die Rentenerhöhung 
ab kommendem Monat: 1,90 Prozent 
(Westen) oder 3,59 Prozent (Osten). 
Die Rentendifferenz zwischen Ost 
und West wurde dabei um ganze 1,6 
Prozent gemindert. Es wird noch et¬ 
was dauern, bis die Renten in Aue de¬ 
nen in Aachen angeglichen sind. Wer 
arm ist, soll sich über Brosamen freu¬ 
en. Oder die Verursacher abstrafen. 

Uwe Koopmann 


Gipfelwahnsinn 

stoppen! 

Mit einem Plakat (siehe Abbildung) 
und einem Flyer wirbt die DKP Ham¬ 
burg für die Teilnahme an den Protes¬ 
ten gegen den G20-Gipfel in der Han¬ 
sestadt. 

In dem Flugblatt heißt es u.a.: „Die 
G7 wie auch die G20 inszenieren sich 
bei ihren Treffen als Weltregierung. 

Tatsächlich ist das Treffen der G7 
das Gipfeltreffen der Regierungen der 
mächtigsten imperialistischen Staaten. 
Die G20 sind seit 2008 das Einge¬ 
ständnis, dass ohne die Einbeziehung 
der BRICS-Staaten die Weltwirtschaft 
nicht mehr reguliert werden kann. 

Das Treffen der G20 dient den 
imperialistischen G7 dazu, für ihre 
politischen, ökonomischen und mili¬ 
tärischen Ziele die Regierungen der 
stärksten sogenannten „Schwellen¬ 
länder“ in ihre verbrecherische Poli¬ 
tik einzubeziehen und sie damit auch 
stärker zu legitimieren. “ 

Die Hamburger Kommunisten 
stellen abschließend fest: „Geldver¬ 
schwendung und Drangsalierung der 
Bevölkerung: Das brauchen wir nicht! 
Wir brauchen das Gel d gegen die Ar¬ 
mut in der Stadt - für Arbeit, Bildung 
und bezahlbaren Wohnraum - für gute 
Gesundheits- und Altersversorgung. 

Zeigen wir den Damen und Herren 
der G20-Staaten in einer machtvol¬ 
len Demonstration, was wir von ihnen 
und ihrer Politik halten. Sei dabei!“ 



Frieden - Arbeit - 
Solidarit; statt 
Gipfel der G 201 
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Hier wM?; 
Seid dabei- 


dkp -Harnburg.de , 


Hamburg 


Methfesselfest 2017 
in Hamburg 

Freitag, 30. Juni um 19.45 Uhr 

Referendum in der Türkei und die Po¬ 
larisierung in Deutschland mit Sedat 
Kaya (DIDF Hamburg Vorstand) 

Samstag, 1. Juli um 22.00 Uhr 

Lieder gegen den rechten Aufmarsch 
Kai Degenhardt / Goetz Steeger 

Sonntag, 2. Juli um 11.00 Uhr 

Lasst die Puppen sprechen... 
Peace Brigades International taucht 
mit unseren kleinen Festbesuchern in 
die fantastische Welt der Handpup¬ 
pen ein. 
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Abschluss in der 
Wohnungswirtschaft 

Die rund 64.000 Beschäftigten der 
Wohnungswirtschaft erhalten ab Juli 
2017 mehr Entgelt. Darauf einigten 
sich nach zähen Tarifverhandlungen 
am Freitagnachmittag der vergan¬ 
gen Woche die Vereinte Dienstleis¬ 
tungsgewerkschaft (ver.di) und die 
Gewerkschaft IG BAU mit dem Ar¬ 
beitgeberverband der Deutschen 
Immobilienwirtschaft. 

„Der Wohnungswirtschaft geht 
es gut. Deswegen ist es richtig, dass 
die Beschäftigten durch höhere Ent¬ 
gelte an den guten Ergebnissen der 
Branche beteiligt werden. Zumal 
die Beschäftigten mit Arbeitsver¬ 
dichtung zu kämpfen haben“, sagte 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Ute 
Kittel. 

Das Tarifergebnis bedeutet im 
Detail: Zum 1. Juli 2017 steigen die 
Löhne und Gehälter um 2,4 Pro¬ 
zent, mindestens aber um 65 Euro. 
Zum 1. Juli 2018 folgt eine erneute 
Erhöhung um 2,2 Prozent. Die Stei¬ 
gerungen erfolgen jeweils mit Auf¬ 
rundung auf volle fünf Euro. Die 
Ausbildungsvergütung wird zum 1. 
Juli 2017 um 40 und zum 1. Juli 2018 
um 30 Euro angehoben. Der Tarif¬ 
vertrag hat eine Laufzeit bis zum 30. 
Juni 2019. 

Prekäre Arbeitsver¬ 
hältnisse im Handel 

Der Einzel- und Versandhandel 
boomt. Doch während die Umsätze 
gestiegen sind, nehmen Vollzeitstel¬ 
len und Tarifbindung weiter ab. Zu¬ 
gleich wächst der Anteil der Niedrig¬ 
lohnbezieher (fast jeder Dritte ver¬ 
diente 2014 weniger als zehn Euro 
brutto Stundenlohn) sowie der aty¬ 
pischen Arbeitszeiten, etwa in den 
Abendstunden, an Samstagen oder 
Sonn- und Feiertagen. Das zeigen 
neue Antworten der Bundesregie¬ 
rung auf eine kleine Anfrage der 
Linksfraktion. 

„Die BeschäftigungsVerhältnis¬ 
se im Handel verschlechtern sich. 
Immer mehr Beschäftigte beziehen 
einen Niedriglohn, finden nur noch 
eine - oft unfreiwillige - Teilzeitstelle 
oder bekommen durch die Arbeit in 
den Abend- und Nachtstunden oder 
am Wochenende die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie kaum unter 
einen Hut. Die Ergebnisse zeigen: 
Wir brauchen für den Einzel- und 
Versandhandel allgemeinverbindli¬ 
che Tarifverträge, um die Beschäftig¬ 
ten vor Lohndumping und schlech¬ 
ten Arbeitsbedingungen zu schützen. 
Wir wenden uns zudem gegen jede 
unnötige Sonntagsarbeit oder eine 
Ausweitung von Sonntagsöffnun¬ 
gen. Denn die Zeche dafür zahlen 
die Beschäftigten und die gesamte 
Gesellschaft. Der Sonntagsschutz 
ist ein verfassungsrechtliches Gut“, 
sagte ver.di-Bundesvorstandsmit¬ 
glied Stefanie Nutzenberger. 

Die Debatte um mehr Sonn¬ 
tagsöffnungen verkenne zentrale 
Zusammenhänge, so Nutzenberger: 
„Ausgeweitete Öffnungszeiten för¬ 
dern prekäre Beschäftigung, denn 
die Arbeitgeber decken diese fast 
nur noch durch Teilzeitkräfte ab, die 
hochflexibel arbeiten sollen.“Die 
Daten aus der kleinen Anfrage zei¬ 
gen unter anderem: Zwar wuchs die 
Beschäftigung im Einzelhandel zwi¬ 
schen 2007 und 2016 um 7,7 Prozent, 
Vollzeitstellen sind aber weiterhin 
rückläufig (minus 6 Prozent). Über 
1,8 der etwas über drei Millionen 
Beschäftigten im Einzelhandel ar¬ 
beiteten 2016 in Teilzeit bzw. als 
sogenannte Minijobber. Fast jeder 
dritte Beschäftigte (32,3 Prozent) 
erhielt 2014 nur einen Niedriglohn 
von weniger als zehn Euro brutto in 
der Stunde (plus 73,6 Prozent gegen¬ 
über 2006). Die Steuerzahler bezu¬ 
schussten das Geschäftsmodell der 
Einzelhändler 2015 mit rund 1,4 Mil¬ 
liarden Euro (Aufstockerleistungen). 
Rund 70 Prozent der Beschäftigten 
arbeiten samstags. 2014 betrug der 
Umsatz im Einzelhandel 526 Milliar¬ 
den Euro (plus 14,3 Prozent gegen¬ 
über 2009), im Versandhandel 35,7 
Milliarden Euro (plus 88 Prozent ge¬ 
genüber 2009). 


Geburt der DAX-Schönen Vonovia 

Wie aus Eisenbahnerwohnungen der größte Vermietungskonzern in Deutschland 
gefertigt wurde 


A m 21. September 2015 war es so¬ 
weit. Der DAX - der Leitindex 
der Frankfurter Aktienbörse - 
wurde neu zusammengesetzt. Die Woh¬ 
nungsgesellschaft Deutsche Annington, 
die bald darauf in Vonovia umbenannt 
wurde, stieg als erstes Immobilienun¬ 
ternehmen in den DAX auf. Der Index 
zeichnet die Börsenkurse der dreißig 
nach Börsenwert größten Unternehmen 
in Deutschland nach. Damit schlägt sich 
seit diesem Datum der Immobilien¬ 
boom in Deutschland auch im wichtigs¬ 
ten deutschen Börsen-Barometer nieder. 
Ein Konzern, der mit der Spekulation um 
Grund und Boden verbunden ist, steigt 
auf. Das ist ein weiteres Zeichen dafür, 
dass sich der aktuelle Kapitalismus weg 
vom produktiven Sektor und hin zu spe¬ 
kulativen Bereichen entwickelt, zum Im¬ 
mobilien- und Wohnungssektor. 

Am Ursprung des neuen DAX- 
Konzerns stand die deutsche Bahnre¬ 
form 1994, also die Umwandlung der 
Staatsbahnen Deutsche Bundesbahn 
und Deutsche Reichsbahn in Deutsche 
Bahn Aktiengesellschaft. Diese führte 
zu einer Umgestaltung des Verkehrs¬ 
sektors, mit einer fortgesetzten Schwä¬ 
chung der Schiene und einer Stärkung 
der Autobranche - ein Prozess, bei dem 
die drei aus der Daimer-Kaderschmie- 
de stammenden Bahnchefs Heinz Dürr 
(1991-1998), Hartmut Mehdorn (1999- 
2009) und Rüdiger Grube (2009-2017) 
eine führende Rolle spielten. 


Ein Treueschwur 

Es gab allein in Westdeutschland bis zur 
Bahnreform 1994 noch 112 000 Eisen¬ 
bahnerwohnungen. In diesen lebten rund 
350 000 Menschen. In den meisten Groß¬ 
städten gab es einen festen Bestand an 
solchen Eisenbahnerwohnungen, die im 
Übrigen oft unter Denkmalschutz stan¬ 
den. Allein im Stuttgarter Norden waren 
es 4 884 Wohnungen. Und dann gab es 
einen erstaunlichen Vorgang im Deut¬ 
schen Bundestag. Am 2. Dezember 1993 
formulierte Klaus Daubertshäuser, der 
damalige verkehrspolitische Sprecher 
der SPD im Bundestag, bei der Bahn¬ 
reformdebatte im Bonner Plenarsaal 
den folgenden Treueschwur: „Ein ganz 
wichtiger Punkt ist (...) die unbedingte 
Sicherung der Eisenbahnerwohnungen. 
Im Gesetz ist nun eindeutig festgestellt, 
dass der gesamte Wohnungsbestand (...) 
in der Verantwortung der öffentlichen 
Hand nach den bisherigen Grundsätzen 
fortgeführt wird (...). Das heißt im Klar¬ 
text: Kein Eisenbahner und seine Fami¬ 
lie muss um seine Wohnung bangen.“ 
So festgehalten im Protokoll der Bun¬ 
destagsdebatte vom 2. Dezember 1993 
(Drucksache 16/957, S. 16962). 

Ein halbes Jahr nach dieser Rede 
war Daubertshäuser Mitglied im Vor¬ 
stand der neu gegründeten Deutschen 
Bahn AG; er nahm diese Position mehr 
als ein Jahrzehnt lang ein und erhielt in 
dieser Zeit - damals lagen die Vorstands¬ 
vergütungen noch niedriger als heute - 


von seinem Arbeitgeber Vergütungen 
in Höhe von umgerechnet mehr als fünf 
Mio. Euro. Das war rund das Zehnfache 
dessen, was er als bescheidener Abge¬ 
ordneter erhalten hätte. Genau besehen 
handelte es sich dabei um eine eher be¬ 
scheidene Investition in eine einzelne 
Person, die sich tausendfach rechnete. 
Sie rechnete sich für all diejenigen, die 
von der Bahnprivatisierung profitier¬ 
ten - und die Gewinne, die damit ge¬ 
macht wurden, liegen im zweistelligen 
Milliardenbereich. 

Die Investition rechnete sich auch für 
diejenigen, die im Bereich der Immobi¬ 
lien- und Wohnungsspekulation unter¬ 
wegs waren. Sechs Jahre nach der zitier¬ 
ten Daubertshäuser-Rede war entgegen 
allen Versprechungen der gesamte Be¬ 
stand an Eisenbahnerwohnungen privati¬ 
siert. Das war der Ausgangspunkt für den 
neuen deutschen DAX-Konzern, für das 
heute größte deutsche Wohnungsunter¬ 
nehmen, den größten privaten Vermieter 
in Deutschland, die Vonovia SE, die zu¬ 
vor Deutsche Annington Immobilien SE 
hieß, die wiederum auf dem Unterneh¬ 
men Annington Homes basiert, das ur¬ 
sprünglich von den japanischen Versiche¬ 
rungsriesen Nomura gegründet wurde. 

Heuschrecken- 
Müntefering beteiligt 

1998 wurden die deutschen Eisenbah¬ 
ner-Wohnungen noch unter der CDU/ 
CSU-FDP-Regierung und dem dama¬ 


ligen Bundesverkehrsminister Matthias 
Wissmann an ein Konsortium um die 
Familie Ehlerding vergeben. Die Eh¬ 
lerdings hatten den Zuschlag erhalten, 
weil sie 5 Mio. DM an die CDU gespen¬ 
det hatten. Annington war damals be¬ 
reits als Bieter und mit einem deutlich 
besseren Gebot präsent. 

Als 1998 die SPD die Bundestags¬ 
wahl gewonnen hatte und es zu der 
neuen rot-grünen Regierung kam, wur¬ 
de der Skandal um die Ehlerding-Spen- 
de publik. Der Zuschlag an Ehlerding 
war noch nicht wasserdicht und mit 
der illegalen Spende ohnehin in Frage 
gestellt. Nun konnte die Deutsche An¬ 
nington Immobilien Gruppe, eine neu 
gebildete Tochter der Briten und der 
Japaner, den größten Teil der Eisenbah¬ 
nerwohnungen übernehmen. Interes¬ 
santerweise war es der SPD-Politiker 
Franz Müntefering, der in seiner 11-mo- 
natigen Amtszeit als Bundesminister 
für Verkehr, Bau- und Wohnungswe¬ 
sen (Oktober 1998 bis September 1999) 
maßgeblich zu diesem Mega-Deal bei¬ 
trug. Dabei war zweifellos hilfreich, 
dass Kajo Wasserhövel, der langjährige 
Vertraute von Franz Müntefering, für 
Annington als Lobbyist tätig war. Iro¬ 
nie der (Wirtschafts-)Geschichte: 2005 
prägte Müntefering für Gesellschaften 
wie Annington den Begriff „Heuschre¬ 
cken“. 

Gezahlt wurde damals von Anning¬ 
ton im Übrigen ein Spottpreis von (um¬ 
gerechnet) 32 735 Euro je Wohnung - 
ein Preis, zu dem die Mieterinnen und 
Mieter diese Wohnungen meist gerne 
selbst übernommen hätten, was ihnen 
jedoch nicht gestattet wurde. 

Den entscheidenden Schritt zum 
führenden deutschen Wohnungskon¬ 
zern unternahm Annington bzw. Vo¬ 
novia 2015 mit der Übernahme des 
Konkurrenten Gagfah, was weitere 
144 000 Wohnungen einbrachte. Aktu¬ 
ell hat Vonovia mehr als 400 000 Woh¬ 
nungen im Bestand. Inzwischen nennt 
der Konzern als Ziel eine Million Woh¬ 
nungen. Ihr Chef, Rolf Buch, wird als 
„deutscher Donald Trump“ bezeich¬ 
net. Das mag hinsichtlich der Größen¬ 
ordnungen etwas übertrieben sein. Die 
Methoden, mit denen Vonovia arbei¬ 
tet und vorgeht, rechtfertigen den Ver¬ 
gleich allemal. Hunderttausende Mie¬ 
terinnen und Mieter können dazu ein 
Klagelied singen. 

Winfried Wolf 

Der Text ist in veränderter und erwei¬ 
terter Fassung am 22. 5. im Blog Luna- 
park2i erschienen. 



Kein verkaufsoffener Sonntag ohne Grund 

Bundesverwaltungsgericht stärkt Verteidiger des freien Sonntags auch in Rheinland-Pfalz 


„Kein verkaufsoffener Sonntag ohne 
Sachgrund“ urteilte das Bundesverwal¬ 
tungsgericht am 17. Mai und verwarf die 
Vorentscheidungen. Geklagt hatte ver. 
di Rheinland-Pfalz wegen einer Sonn¬ 
tagsöffnung am 29. Dezember 2013 in 
Worms. Die vom Bundesverfassungsge¬ 
richt und vom BVerwG gesetzten Krite¬ 
rien hierfür sind im Ladenöffnungsgesetz 
von Rheinland-Pfalz nicht ausdrücklich 
benannt. Daher glauben viele Kommu¬ 
nen, alleine die Forderung von Handels¬ 
konzernen und örtlichen Zusammen¬ 
schlüssen reiche, um bis zu viermal jähr¬ 
lich die Sonntagsruhe dem Umsatz- und 
Erwerbsinteresse und dem angeblichen 
Shoppinginteresse der Kundschaft un¬ 
terordnen zu dürfen. Bedenken von Ge¬ 
werkschaften und Kirchen landen regel¬ 
mäßig im Papierkorb. Auch im Mai be¬ 
gannen Karstadt und Kaufhof sowie der 
Handelsverband Deutschland (HDE) 
die Kampagne „Selbstbestimmter Sonn¬ 
tag“ für eine generelle Sonntagsöffnung. 
Entgegen der verfassungsrechtlichen Si¬ 
tuation wollen sie sonntags die Geschäf¬ 
te öffnen. Unterstützt werden sie dabei 
von der FDP. 

Die Rheinland-Pfälzische Sonntag¬ 
sallianz wies alle Kommunen schriftlich 


darauf hin, dass u.a. ein Anlass gegeben 
sein muss, der allein mehr Menschen an¬ 
zieht als die Ladenöffnung. Unter diesem 
und anderen Kriterien können sie vier¬ 
maljährlich genehmigen, müssen es aber 
nicht. Es gibt keinen Rechtsanspruch da¬ 
rauf. Beispiele für zusätzliche Rücksichts¬ 
losigkeit gegenüber den Beschäftigten, 
überwiegend Frauen in prekären Arbeits¬ 
verhältnissen, lieferten die SPD-regierten 
Städte Worms und Mainz. Statt wie viele 
andere ein wenig mehr „Luft“ zu haben 
„zwischen den Jahren“, musste das Worm¬ 
ser Personal nach stressigem Weihnachts¬ 
geschäft zwei Tage nach den Feiertagen 
sonntags wieder an Kassen sitzen. Der 
1. Mai 2017 fiel auf einen Montag. Der 
Kalender bescherte vielen Beschäftigten 
im Handel zwei planbare freie Tage hin¬ 
tereinander. Nicht aber in Mainz, wo am 
30. April die Geschäfte öffneten. 

In Bad Kreuznach hat die lokale 
Sonntagsallianz die politisch Verantwort¬ 
lichen der Stadt aufgefordert, nach dem 
Urteil zu Worms erlassene Genehmigun¬ 
gen zurückzuziehen und keine neuen zu 
erteilen, die nicht der Rechtslage ent¬ 
sprechen. Ob das hilft oder hier wie an¬ 
derswo erst reagiert wird, wenn geklagt 
wird, bleibt abzuwarten. Bis dato konn¬ 


te in der SPD-geführten Stadt erreicht 
werden, dass für keinen Adventssonntag 
mehr Shoppingrummel genehmigt wird. 

Reagiert haben auch Handelskon¬ 
zerne und der HDE. Sie starten eine 
Kampagne für den „Selbstbestimmten 
Sonntag“. Der Name allein klingt wie 
Hohn auf die Verhältnisse im Handel, 
wo vor allem Frauen mit dem Wunsch 
nach existenzsichernder längerer Teil¬ 
oder gar Vollzeit von ein bisschen mehr 
Selbstbestimmung nur träumen können. 
Ebenso Hunderttausende, die nur auf 
Abruf arbeiten dürfen, was jede persön¬ 
liche Lebensplanung vereitelt. Die Kon¬ 
zerne wollen alleine bestimmen, wann 
und wie oft sie auch sonntags ihre Ge¬ 
schäfte öffnen dürfen und ihre Angestell¬ 
ten arbeiten müssen. Um ihre Interessen 
durchzusetzen, behaupten sie sogar, das 
Einkäufen sei mittlerweile ein Freizeit¬ 
vergnügen wie andere auch. Deshalb 
müssten ihre Läden wie Cafes, Kinos, 
Theater, Sportstätten usw. sonntags of¬ 
fen sein. Sie zeichnen das Zerrbild von 
Menschen, die mit ihrer Freizeit nichts 
anderes mehr anzufangen wissen als zu 
shoppen. 

Vor den Karren der Konzerne lassen 
sich viele lokale Einzelhändler spannen, 


wie im rheinhessischen Alzey. Dort for¬ 
dert der Verkehrsverein „Waffengleich¬ 
heit“ gegen den Internethandel, dessen 
wichtigster Einkaufstag der Sonntag sei. 
Dass der Geschäftsführer des Kaufhofs 
im benachbarten Bad Kreuznach die 
Verdoppelung seines Internethandels 
im Weihnachtsgeschäft feierte, hält die¬ 
se „Kämpfer“ ebenso wenig zurück, für 
Kaufhof und Co. ihr Personal sonntags in 
die Schlacht um die begrenzte Kaufkraft 
zu schicken. 

Reagiert auf die Kampagne hat auch 
Arbeitsministerin Sabine Bätzing-Lich- 
tenthäler (SPD) in Mainz. Sie wies das 
Ansinnen zurück und hält an den bishe¬ 
rigen Regelungen fest. Nach Erfahrung 
der Sonntagsallianzen fehlt es aber fast 
komplett an Kontrollen durch die zustän¬ 
digen Landesbehörden. 

Das Urteil sollte der Landesregie¬ 
rung Anlass sein, hier endlich den Ar¬ 
beitsschutz und das Interesse der Men¬ 
schen an gemeinsamer und planbarer 
Freizeit wieder über den Konkurrenz¬ 
kampf im Handel zu stellen. Nicht nur 
für Rheinland-Pfalz sind die Kampfbe¬ 
dingungen für den freien Sonntag mit 
dem Urteil (BVerwG 8 CN 1.16) besser 
geworden. Volker Metzroth 
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Axt am Baum 

Arbeitgeber im hessischen Kraftfahrzeuggewerbe organisieren tariffreie Zonen 



M it der Forderung nach fünf 
Prozent mehr Geld für zwölf 
Monate und einem überpro¬ 
portionalen Anstieg der Vergütungen 
für die Auszubildenden begann die 
IG Metall am 26. April die Tarifrun¬ 
de für die Beschäftigten im Kraftfahr¬ 
zeughandwerk. Doch in der Tarifrun- 
de für die rund 36 000 Beschäftigten 
des hessischen KFZ-Gewerbes ist die 
Axt am Baum. Die Betriebe der Bran¬ 
che könnten sich höhere Löhne und 
Ausbildungsvergütungen durchaus 
leisten. Denn sowohl bei Nachfrage 
und Konjunktur stehen die Ampeln 
im Kraftfahrzeughandwerk auf Grün. 
Die Umsätze steigen, die Autohäuser 
und Werkstätten sind gut ausgelastet. 

Es wäre also alles gut, gäbe es da 
nicht die lästigen Tarifverträge mit ih¬ 
rer angeblich mangelnden Flexibilität 
in Bezug auf Arbeitszeit oder in Be¬ 
zug auf die Zuschläge für Samstags¬ 
arbeit. Außerdem stehen sie aus Sicht 
der Arbeitgeber“ einer Reduzierung 
der Urlaubstage von derzeit noch 30 
Tagen im Jahr im Wege. Daher haben 
die Innungen des KFZ-Handwerks 
Hessen der Landesinnung das Man¬ 
dat zur Verhandlung von Tarifver¬ 
trägen mit der IG Metall entzogen. 
Daraufhin teilte der Landesinnungs¬ 
verband als Arbeitgeberverband im 
KFZ-Gewerbe Hessen der IG Metall 
mit, in Zukunft keine Tarifverhand¬ 
lungen mehr mit der IG Metall zu 
führen und alle gültigen Tarifverträ¬ 
ge zu kündigen. 

Konkret bedeutet das: Der Lan¬ 
desinnungsverband beabsichtigt, 
künftig nicht mehr als Ganzes mit 
der IG Metall Vereinbarungen abzu- 
schließen, sondern dafür extra eine 
so genannte „Tarifgemeinschaft“ zu 
bilden. Für diese müssten sich die 
einzelnen Betriebe positiv entschei¬ 


den, wenn der Verband für sie die 
Verhandlungen mit der IG Metall 
übernehmen solle, erklärte ein In¬ 
nungssprecher. Es stört den Innungs¬ 
verband offensichtlich nicht, dass im 
März 2016 ein Urteil des Bundesver¬ 
waltungsgerichts in Leipzig den In¬ 
nungen verboten hat, einzelne Mit¬ 
glieder auf deren Wunsch aus der 
Tarifbindung zu entlassen. Derarti¬ 
ge OT-Mitgliedschaften (ohne Tarif) 
sind zwar bei Arbeitgeberverbänden 
der Industrie, nicht aber im Hand¬ 
werk erlaubt. Dessen ungeachtet sind 
Hessen und Rheinland-Pfalz die ein¬ 
zigen größeren Bezirke in Deutsch¬ 
land, wo es noch keine derartige „Ta¬ 
rifgemeinschaft“ gibt. 


IG Metall beleidigt 

Einen flächendeckenden Tarifvertrag 
wird es demnach in Zukunft in Hessen 
nicht mehr geben. Tarifverträge sollen 
dann vielmehr von der „Tarifgemein¬ 
schaft“ abgeschlossen werden, der die 
einzelnen Arbeitgeber beitreten kön¬ 
nen - oder auch nicht. Setzt sich die 
Landesinnung mit diesem Vorhaben 
durch, müsste die IG Metall mit jedem 
einzelnen Autohaus einen eigenen Ta¬ 
rifvertrag abschließen. Wie dann ein 
solcher Tarifvertrag aussehen wird, 
hängt dann ganz allein von der Stär¬ 
ke der Belegschaft des einzelnen Be¬ 
triebs ab. 

Die IG Metall gibt sich zunächst 
nur beleidigt: Bisher habe man in The¬ 


menfeldern wie z.B. Meisterpflicht, 
Digitalisierung im Handwerk oder 
Fachkräftesicherung gut mit der Lan¬ 
desinnung kooperiert. Josef Windpas- 
singer, zuständiger Bezirkssekretär 
der IG Metall, Bezirk Hessen-Mitte 
sagt dazu: „Das ist ein Schlag ins Ge¬ 
sicht der Beschäftigten. Was reitet die 
Innungen, in der laufenden Tarifrun¬ 
de einfach zu erklären, man wolle mit 
der IG Metall nicht mehr verhandeln? 
2016 ist es in den Betrieben gut gelau¬ 
fen, auch den Beschäftigten gehört ihr 
verdienter Anteil. Sie haben mit ihrer 
Arbeit wesentlich dazu beigetragen. 
Die Innungen entziehen sich ihrer 
Verantwortung, sie gefährden den so¬ 
zialen Frieden in den Betrieben“. 


Lohndumpingstrategie 

Das unverfrorene Halali der Hessischen 
Landesinnung des KFZ-Gewerbes auf 
die Tarifbindung überrascht nicht wirk¬ 
lich. Schon viele Jahre fahren viele Un¬ 
ternehmen - bekanntlich nicht nur im 
KFZ-Handwerk - bundesweit eine mas¬ 
sive Lohndumpingstrategie, namens Ta¬ 
rifflucht. Das hat bereits zur deutlichen 
Erosion der Tarifstrukturen im Hand¬ 
werk und damit zur Verschlechterung 
der Einkommens- und Arbeitsbedingun¬ 
gen in vielen Regionen geführt. Im Geld¬ 
beutel schlägt sich das folgendermaßen 
nieder: Ein Beschäftigter im Kraftfahr¬ 
zeuggewerbe verdient in einem nicht ta¬ 
rifgebundenen Betrieb im Durchschnitt 
23 Prozent weniger als seine organisier¬ 
ten Kolleginnen und Kollegen in einem 
tarifgebundenen Unternehmen. 

Noch gelten die alten Tarifverträge. 
Wie die Arbeits- und Entlohnungsbedin¬ 
gungen in Zukunft aussehen werden, ist 
jedoch ungewiss. Dann gelten die bishe¬ 
rigen Tarifregelungen nur für die Mit¬ 
glieder der IG Metall weiter, und zwar 
so lange, bis ein neuer Tarifvertrag ab¬ 
geschlossen wird. Beschäftigte, die nicht 
in der IG Metall sind, haben nur einen 
Anspruch auf die gesetzlichen Regelun¬ 
gen. Das heißt 48 Stunden pro Woche, 
nur vier Wochen Urlaub, kein Urlaubs¬ 
geld, kein Weihnachtsgeld, keine ver¬ 
mögenswirksamen Leistungen und kei¬ 
ne Alterssicherung - um nur die größten 
Verschlechterungen aufzuzählen. Dar¬ 
um gilt es jetzt, gemeinsam in den Be¬ 
trieben den Tarifvertrag zu verteidigen. 
Dazu braucht es gut organisierte Beleg¬ 
schaften, die bereit sind, mit Aktionen 
auf ihre Lage aufmerksam zu machen 
und für die Tarifbindung zu kämpfen. 
Außerdem kann man sich jetzt noch 
durch Mitgliedschaft in der IG Metall 
die Errungenschaften der Tarifverträge 
sichern. Manfred Dietenberger 


Keine weitere Anhörung 

Die Große Koalition will das Pflegeberufegesetz offenbar ohne weitere 
Diskussion beschließen lassen 


Zusammenschließen 
gegen die Allianz 

Tarifrunde Versicherungsbranche: Arbeitgeber wollen 
Lohnverzicht am Verhandlungstisch 


Am 31. Mai lehnten die Vertreter der 
Regierungsparteien auf einer Sitzung 
des Gesundheitsausschusses des Bun¬ 
destags die Forderung der Oppositions¬ 
parteien nach einer erneuten öffentli¬ 
chen Anhörung zum Kompromiss bei 
der Pflege-Ausbildung (Pflegeberufere¬ 
formgesetz) ab. 

„Abgewürgt“ nannte das danach 
Elisabeth Scharfenberg, Sprecherin für 
Pflege- und Altenpolitik der Grünen, in 
einer Presseerklärung. „Trotz der zwei¬ 
mal verlängerten Sitzung konnten oder 
wollten Union und SPD und auch die 
Vertreter des Gesundheitsministeriums 
zentrale Aspekte nicht erörtern“, er¬ 
klärte sie zudem der „Ärzte-Zeitung“. 
Dabei hatte der Ausschuss noch eine 
Woche zuvor extra einen „Vorratsbe¬ 
schluss“ für eine erneute Anhörung ge¬ 
fasst. Scharfenberg: „Bei einem so tief¬ 
greifenden Gesetz auf Transparenz und 
demokratische Verfahren zu pfeifen, ist 
ein fragwürdiger Vorgang.“ 

Doch empört sind nicht nur die Ver¬ 
treter der Grünen und der Linkspartei. 
Das Gesetzgebungsverfahren war über 
lange Monate verschleppt worden. 
Dann einigte man sich in der Großen 
Koalition auf einen Kompromiss. Der 
aber wird von den Oppositionsparteien 
im Bundestag, aber auch von Verbän¬ 
den und Unternehmen der Altenpflege, 
als unzureichend kritisiert. 

Bereits im Januar waren jedoch die 
Fraktionen der Linkspartei und der 
Grünen im Bundestag mit ihren Anträ¬ 
gen zum Pflegeberufereformgesetz ge¬ 
scheitert. Die Fraktion der Partei „Die 
Linke“ hatte damals in ihrer Vorlage 
eine Modernisierung der Pflegeaus¬ 
bildung gefordert. Derzeit bestünden 
mit der Kranken-, Kinderkranken- und 
Altenpflege drei voneinander losgelös¬ 
te Ausbildungen, die besser miteinan¬ 
der verbunden und an neue Entwick¬ 
lungen angepasst werden müssten. In 


der Altenpflege würden zunehmend 
Qualifikationen aus der Krankenpfle¬ 
ge notwendig. Umgekehrt seien in der 
Krankenpflege verstärkt Qualifikati¬ 
onen aus der Altenpflege unentbehr¬ 
lich. Dabei plädierten die Vertreter der 
Linkspartei in ihrer Vorlage nicht für 
eine „generalistische“ Pflegeausbildung 
wie die Union und die SPD, sondern für 
eine integrierte Pflegeausbildung in¬ 
nerhalb einer mindestens dreijährigen 
dualen Ausbildung. Spezifische Fach¬ 
kenntnisse könnten für die verschiede¬ 
nen Pflegebereiche durch eine mindes¬ 
tens einjährige Schwerpunktsetzung 
erworben werden. Die Grünen hatten 
vorgeschlagen, Pflegeberufe aufzuwer¬ 
ten, um mehr Menschen für die beruf¬ 
liche Pflege zu gewinnen. In ihrem An¬ 
trag kritisierte die Fraktion die von der 
Bundesregierung mit dem Pflegeberu¬ 
fegesetz geplante generalistische Pfle¬ 
geausbildung, die lediglich Vertiefungs¬ 
einsätze in den einzelnen Fachgebieten 
vorsehe: Dies werde den Anforderun¬ 
gen nicht gerecht. Konkret forderte die 
Fraktion, das Gesetzgebungsverfahren 
so lange auszusetzen, bis endgültige de¬ 
taillierte Verordnungen vorlägen. Un¬ 
klar sei beispielsweise, warum die gene¬ 
ralistische Ausbildung immer möglich 
sein solle, die Altenpflege-Ausbildung 
aber nur dann, wenn sich ein Azubi be¬ 
reits zu Beginn der Ausbildung für ei¬ 
nen sogenannten „Vertiefungseinsatz“ 
entscheide. 

Laut vorliegendem Gesetzentwurf 
sollen nun die generalistische und die 
integrative Ausbildung parallel getes¬ 
tet werden. Dabei ist nicht klar, wie das 
konkret laufen soll und ob die Alten- 
und Kinderkrankenpflege letzten En¬ 
des erhalten bleiben. 

Das Bündnis für Altenpflege, ein 
Zusammenschluss von Berufs-, Schul- 
und Fach- sowie Leistungserbringer¬ 
verbänden, das über 70 Prozent aller 


Altenpflegeeinrichtungen und Diens¬ 
te in Deutschland vereint, befürchtet, 
dass eine generalistische Ausbildung 
mit Blick auf die pflegerischen Heraus¬ 
forderungen der Zukunft fachlich der 
falsche Weg sei. Das könnte den ohne¬ 
hin schon vorhandenen Fachkräfteman¬ 
gel vor allem in der Altenpflege weiter 
befördern. Menschen, die nur einen 
Hauptschulabschluss hätten, sich aber 
für eine berufliche Laufbahn in diesem 
Bereich interessieren, könnten durch 
die von der Koalition geplante genera¬ 
listische Ausbildung überfordert sein. 
Zudem solle das Altenpflegegesetz mit 
seinen eigenständigen inhaltlichen Re¬ 
gelungen „außer Kraft treten, und in 
der Folge wird die Altenpflege zu ei¬ 
ner Berufsbezeichnung ohne Inhalte 
verkommen“, so die Prognose von Pe¬ 
ter Dürrmann, Sprecher des Bündnis¬ 
ses für Altenpflege, der vor der Sitzung 
des Ausschusses und der sehr bald mög¬ 
lichen Abstimmung über den Gesetzes¬ 
entwurf im Bundestag gleichfalls drin¬ 
gend eine erneute Anhörung forderte. 

Doch das Gesetz soll offenbar noch 
vor der Sommerpause des Bundesta¬ 
ges und vor Ende der Legislaturperi¬ 
ode durch die Mehrheit im Bundestag 
beschlossen werden, ist es vielleicht be¬ 
reits, wenn diese Ausgabe der UZ ihre 
Leserinnen und Leser erreicht. Offen¬ 
sichtlich geht es darum, im Bundestags¬ 
wahlkampf auf das „Erreichte“ verwei¬ 
sen zu können. Daran haben alle Koali¬ 
tionspartner ein Interesse. Egal, ob die 
durchgedrückte Entscheidung völlig 
unzureichend ist und viele Fragen wie 
Sorgen bislang nicht ausgeräumt sind. 
Über 130 000 Menschen absolvieren 
jährlich eine Ausbildung im Pflegebe¬ 
reich, weit über eine Million Menschen 
sind in einem Pflegeberuf tätig, vie¬ 
le Millionen hoffen und brauchen gut 
ausgebildete und - nicht nur - fachlich 
kompetente Pflegekräfte. nh 


Wenn es um die Zukunft der Arbeit 
geht, dann sparen Bundesregierung 
und Arbeitgeber nicht mit großen Wor¬ 
ten und schönen Phrasen. Immer wie¬ 
der werden Beschäftigte gemahnt, sich 
zu rüsten und zu qualifizieren, damit sie 
auch in der digitalen Arbeitswelt noch 
gebraucht werden. 

ver.di hat mit dem „Zukunftstarif¬ 
vertrag Digitalisierung“ ein Angebot 
an die Arbeitgeber der Versicherungs¬ 
branche gemacht, das diese eigentlich 
nicht ablehnen können: Zehn Qualifi¬ 
kationstage pro Jahr und ein Rückkehr¬ 
recht bei mindestens gleichen Konditi¬ 
onen nach längeren Fortbildungen in 
den alten Job, sollen den Beschäftigten 
die Möglichkeit geben, sich innerhalb 
und außerhalb der Arbeitszeit qualifi¬ 
zieren zu können. 

Doch die Tarifverhandlungen für 
die Beschäftigten in der Versiche¬ 
rungsbranche scheiterten, die dritte 
Verhandlungsrunde am 2. Juni wurde 
ergebnislos beendet. Zuvor hatten viele 
tausend Versicherungsangestellte von 
Hamburg bis München die ver.di-For- 
derungen durch Streiks unterstützt und 
gingen dafür auf die Straße. 

Neben den inhaltlichen Forderun¬ 
gen, die den Beschäftigten eine Qua¬ 
lifikation für zukünftige Aufgaben er¬ 
möglichen soll, hatte ver.di 4,5 Prozent 


Gehaltserhöhung und eine Tarifver¬ 
tragslaufzeit von 12 Monaten gefordert. 
Außerdem sollen die Ausbildungsver¬ 
gütungen um 50 Euro pro Monat in al¬ 
len Ausbildungsjahren erhöht werden, 
Auszubildende seien nach Abschluss 
der Ausbildung unbefristet zu über¬ 
nehmen. 

Die Antwort der Arbeitgeber: 1,1 
Prozent pro Jahr und eine Laufzeit von 
drei Jahren. Was die ver.di-Vorschläge 
zur Digitalisierung betrifft, so haben 
die Versicherer nicht die Absicht, ihre 
Beschäftigten für neue Aufgaben zu 
qualifizieren. Offenbar plant die Ver¬ 
sicherungsbranche den anstehenden 
Personalabbau zu nutzen, um Alt-Be¬ 
schäftigte stärker unter Druck zu set¬ 
zen. Auch betriebsbedingte Kündigun¬ 
gen wollen die Versicherungskonzerne 
nicht ausschließen, denn sie dienen ih¬ 
nen dazu, die Beschäftigten zu flexible¬ 
ren - also ausgeweiteten - Arbeitsbe¬ 
dingungen und zu Qualifikationsmaß¬ 
nahmen zu zwingen. Nur dafür zahlen 
wollen sie nicht - und nicht garantie¬ 
ren, dass die Kolleginnen und Kollegen 
nach Abschluss wieder einen Arbeits¬ 
platz haben. 

Deshalb plant ver.di die Auswei¬ 
tung der Streiks am 19. Juni. Für viele 
wird es der erste Streik sein, an dem sie 
aktiv teilnehmen. Lars Mörking 
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Verhältnisse spitzen sich 
zu, Zeit für Widerstand 

Warum ich für die DKP zur Bundestagswahl antrete 



Tobias Salin (26) macht eine Ausbil¬ 
dung zum Industriemechaniker bei 
BOSCH in Lollar und ist aktiv im 
Vertrauenskörper und dem Ortsju¬ 
gendausschuss der IG-Metall, er hat in 
Kuba die Ökonomie des Kapitalismus 
und die des Sozialismus studiert und 
ist für das Jugendmagazin POSITION 
im Bundesvorstand der Sozialistischen 
Deutschen Arbeiterjugend aktiv. 


„Bald sollen wir bis 70 arbeiten, 
Leiharbeit ist die Normalität und Fest¬ 
verträge sind die Seltenheit, Asylanten¬ 
heime werden angezündet und Offizie¬ 
re der Bundeswehr wollen als Asylan¬ 
ten getarnt Anschläge in Deutschland 
verüben. 

Für uns werden die Zeiten härter. 
Für uns Schüler von staatlichen Schu¬ 
len, die dem Leistungsdruck nicht mehr 
standhalten, während private Elite¬ 
schulen aus dem Boden sprießen. 

Für uns Studentinnen, die in über¬ 
füllten Hörsälen sitzen, während der 
Bundeswehretat um einige Milliarden 
angehoben wird. Für uns Arbeiter, die 
nicht wissen, wie sie mit Ende 60 noch 
arbeiten sollen, während über drei Mil¬ 
lionen Menschen keine Arbeit finden. 
Für uns Arbeiterinnen, die im Uniklini- 
kum für mehr Geld, für Entlastung und 
mehr Personal kämpfen, während das 
Vermögen der deutschen Milliardäre 
ins Unermessliche steigt. 


Uns wird weisgemacht, es wäre 
nicht genug Arbeit oder Geld da und 
es wird versucht uns zu spalten. Man¬ 
che schimpfen auf die faulen Hartz-IV- 
Empfänger, andere auf die Flüchtlinge, 
andere sind neidisch auf die, die nach 
Tarif bezahlt werden. Aber wir dürfen 
uns nicht spalten lassen. 

Wir haben alle gemeinsame Ziele. 
Wir wollen einen Lohn und eine Rente, 
die zum Leben reicht. 
Wir wollen, dass Woh¬ 
nungen, Schwimmbä¬ 
der und Theater be¬ 
zahlbar sind und Bil¬ 
dung und Gesundheit 
allen gleich zugäng¬ 
lich sind. Keiner von 
uns will rassistischer 
Gewalt oder terroris¬ 
tischen Kriegen zum 
Opfer fallen. 

Welche Farbe das 
Parteibuch der Ver¬ 
walter dieses ausbeu¬ 
terischen, kriegeri¬ 
schen Systems hat, ist 
mir dabei egal. Mei¬ 
nen Freundinnen und 
Freunden im CDU- 
Sachsen geht es weder 
besser noch schlechter 
als denen, die in Ra¬ 
melows Thüringen le¬ 
ben. 

Wir brauchen einen 
Bruch mit dem Kapi¬ 
talismus, um endlich ein Leben ohne 
Angst führen zu können. Im Sozialis¬ 
mus gibt es keine Angst vor Arbeitslo¬ 
sigkeit oder Kriegen. Der Sozialismus 
zerstört keine anderen Länder und 
zwingt so niemanden zur Flucht. Im 
Sozialismus gibt es bezahlbaren Wohn- 
raum und ein kostenloses Gesundheits¬ 
und Bildungssystem für alle. Die DKP 
steht für den Weg des Widerstands, für 
den Weg des Friedens und des Sozialis¬ 
mus wie keine andere Partei. Deswegen 
kandidiere ich auf Listenplatz fünf der 
hessischen DKP zur Bundestagswahl.“ 



Großzügige Umverteilung 

Hauptstadtfinanzierung bildet die eigentliche Teilung Berlins ab 



Damit sie fliegen können: Bund zahlt mit. 


I n Berlin haben wichtige Institutionen 
der BRD ihren Sitz. Sie werden aus 
Bundesmitteln finanziert. Darüber 
hinaus verursachen Politik und Staats¬ 
verwaltung weitere Kosten, die im Lan¬ 
deshaushalt Berlins verbucht werden. 
Welche davon die Regierung bezahlt, 
regelt der Hauptstadtfinanzierungs¬ 
vertrag, in neuer Fassung Anfang Mai 
unterzeichnet. „Mit dem Abschluss 
des neuen Hauptstadtfinanzierungs¬ 
vertrages zeigt der Bund ein weiteres 
Mal sein großzügiges und langfristiges 
Engagement für die Kultur der Haupt¬ 
stadt Berlin.... diesmal mit einem star¬ 
ken Akzent in der Musik.“ Froh und 
stolz nannte sich die Staatsministerin 
und Berliner CDU-Landes vor sitzende 
Monika Grütters nach der Unterschrift. 
Unterdessen haben viele Berliner Kin¬ 
der keinen Musikunterricht, weil die 
Lehrkräfte fehlen. Die Stadt erscheint 
geteilt, auch ohne Mauer. 

Personen- und Objektschutz, Ver¬ 
kehrslenkung sowie die Beaufsichti¬ 
gung von Kundgebungen und Demons¬ 
trationen machen den Hauptteil der 
hauptstadtbedingten Sicherheits- und 
Repressionskosten aus. Die Erstattung 
dafür soll stufenweise von jährlich 60 
Millionen auf 120 Millionen Euro ab 
2023 steigen. Die andere Hälfte der 
bis 2027 geplanten Bundeszuwendun¬ 
gen von insgesamt 2 Milliarden Euro 
entfällt zum größten Teil auf histori¬ 
sche Stätten und namhafte Großkul¬ 
turbetriebe wie Opernhäuser und die 
„Philharmoniker“. Den Repräsentati¬ 
onsinteressen der Bessergestellten wird 
Genüge getan. Ob andere auch etwas 
abbekommen werden, hängt vom Im¬ 
mobilienmarkt ab, da zum Vertrag auch 
der Tausch von Grundstücken zwischen 
dem Land und dem Bund gehört. So 
gehen mehrere Immobilien der Hoch¬ 
kultur im Schätzwert von 190 Millionen 
Euro an den Bund im Tausch gegen das 
Kreuzberger „Dragonerareal“, wo etwa 
800 Wohnungen gebaut werden sollen. 
Noch vor zwei Jahren hatte das „Areal“ 
für 36 Millionen privat verkauft wer¬ 
den sollen. Außerdem wird dem Land 
gestattet, dem Bund das leerstehende 
zentrale „Haus der Statistik“ und ei¬ 
nige Tausend Wohnungen zu welchem 
Preis auch immer abzukaufen. 

Dass regierungsnahe Medien das 
Zustandekommen des neuen Vertrags 
dankbar kommentiert haben, entspricht 
dem geringen Renomme der Haupt¬ 
stadt als einem der sechs „Konsolidie¬ 
rungshilfenländer“, deren Haushalt all¬ 


jährlich vom Stabilitätsrat der Bundes¬ 
und Landesregierungen geprüft wird. 
Dieses Gremium hatte 2011 im Rah¬ 
men einer „Sanierungs“vereinbarung 
durchgesetzt, dass im Landeshaushalt 
weitere Personalstellen gestrichen, 
Verwaltungskosten gedeckelt und die 
Wohnungsbauförderung verringert 
wurden. Seit 2015 sinkt dementspre¬ 
chend der Schuldenstand des Landes¬ 
haushalts, der Investitionsverhinde¬ 
rungsplan „Schuldenbremse“ wurde 
vier Jahre vorfristig erfüllt und dafür 
werden jährlich 80 Millionen Euro an 
„Konsolidierungshilfen“ an den Lan¬ 
deshaushalt überwiesen. Verglichen 
mit dem Hauptstadtfinanzierungsver¬ 
trag entspricht das etwa der Hälfte der 
dort geregelten jährlichen Geldflüsse. 
Außerdem wird ein Anteil der Bundes¬ 
mittel, mit denen die Länder künftig an¬ 
stelle des bisherigen Länderfinanzaus¬ 
gleichs unterstützt werden sollen, auf 
Berlin entfallen. Heruntergebrochen 
auf das Beispiel der für Schulgebäude 
vorgesehenen Infrastrukturmittel, er¬ 
gibt sich aus dem Berliner Anteil von 
vier Prozent mit jährlich weniger als 50 
Millionen Euro etwa ein Hundertstel 
der geschätzten Instandhaltungskosten, 
die durch die Jahrzehnte lang unter¬ 
lassene Sanierung aufgewachsen sind, 
weil eben der Haushalt saniert worden 
ist, nicht die Infrastruktur. Die Größe 
der Herausforderungen ist auch einem 
jährlichen BevölkerungsWachstum von 
etwa 40.000 Einwohnern geschuldet 
und lässt sich grob daran abschätzen, 
dass jede siebte der in Berlin 2027 be¬ 
nötigten Schulen noch gar nicht gebaut 


worden ist, dass schon jetzt ein drama¬ 
tischer Wohnungsmangel besteht und 
dass der Anteil der Armen an der Ge¬ 
samtbevölkerung, (22,4 Prozent),stetig 
und nirgendwo in Deutschland so 
schnell wie in Berlin wächst. 

Es erscheint als geschickter Schach¬ 
zug der Regierungsparteien, die Repres- 
sions- und Repräsentationskosten unter 
Dach und Fach zu bringen, ohne die Ur¬ 
sachen der Haushaltsnotlage anzutasten. 
Die Schuldenlast Berlins wuchs in jenen 
Jahren auf, als der Bund die Westberli¬ 
ner Bourgeoisie als „Pfahl im Fleisch 
der DDR“ päppelte und unter dem ir¬ 
reführenden Titel „sozialer Wohnungs¬ 
bau“ Milliardensubventionen an Im¬ 
mobilienkapitalisten verschieben ließ. 
Heute zahlen die Ärmeren in Form dra¬ 
matisch steigender Wohnungsmieten 
allmonatlich die Rechnung. Die Schul¬ 
denlast wuchs in den 90ern weiter, ob¬ 
wohl nach dem Stopp der „Berlinhil¬ 
fen“ 1994 Landeseigentum im Wert von 
14 Milliarden Euro verkauft worden ist, 
seit 1992 fast zwei Drittel der Personal¬ 
stellen beim Land und in den Bezirken 
gestrichen wurden und die soziale In¬ 
frastruktur umfassend der Auszehrung 
preisgegeben wurde. Gleichzeitig wa¬ 
ren die Bilanzprobleme durch Steuer¬ 
senkungen und durch die Steigerung 
der Mehrwertsteuer 2007 vertieft wor¬ 
den, die vor allem Geringverdiener und 
Arme trifft und vom Bund kassiert wird. 
Die Notlage des Landeshaushalts ist nun 
bereinigt, aber nicht verschwunden. Sie 
hat die Stelle gewechselt und die Notla¬ 
ge derjenigen verschärft, die sie am we¬ 
nigsten ertragen können. Uli Scholz 


Links ist im Visier 

Die Berliner CDU fordert ein härteres Durchgreifen 


Die Zeitung „Die Welt“ macht mobil: 
„Linke Gewalt“ eskaliere in Berlin. 
Man reibt sich verwundert die Augen. 
Aufhänger eines Beitrags, der am Mon¬ 
tag in der Zeitung erschien, waren die 
erneuten Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen Autonomen und der Polizei in 
der Rigaer Straße unweit der Frankfur¬ 
ter Allee, die es Ende Mai gab. Brand¬ 
sätze und Steine flogen, Polizisten wur¬ 
den verletzt. Das wird dem Anliegen 
der Bewohner und Nutzer der autono¬ 
men Hausprojekte in der Rigaer Stra¬ 
ße nun gerade nicht nutzen und auch 
nicht den anderen Anwohnern, die im 
Augenblick die Sorge haben, dass ihr 
Kiez durch den Neubau von Wohnun¬ 
gen „aufgewertet“ wird und sie bald 
die eigene Miete nicht mehr stemmen 
können. Unter anderem will Bauunter¬ 
nehmer Christoph Gröner mit seinem 
Unternehmen, der CG Gruppe, in dem 
Friedrichshainer Kiez einen Komplex 
mit Wohnungen bauen, u. a. mit mehr 
als 100 Mietwohnungen für elf bis 13 
Euro pro Quadratmeter. 

Der Konflikt schwelt jedoch schon 
lange, eskalierte im vergangenen Jahr, 
als der damalige Innensenator Hen¬ 
kel (CDU) immer wieder Polizei zur 
Belagerung und Durchsuchung sowie 
letztlich Teilräumung des autonomen 
Hausprojektes in der Rigaer Straße 94 


schickte. Als die Polizei dort im vergan¬ 
genen Jahr mit 500 Beamten anrückte, 
herrschte im Kiez Ausnahmezustand. 
Die Räumung, die im Interesse eines 
dubiosen Eigentümers erfolgte, der 
das Haus teuer von einem anderen 
Eigentümer gekauft hatte und nun - 
endlich - seine Erwartungen an eine 
ordentliche Rendite umsetzen wollte, 
war, wie später ein Gericht feststellte, 
rechtswidrig. Den Schriftzug „Rigaer 
94“ konnte man damals auch außer¬ 
halb von Berlin-Friedrichshain an vie¬ 
len Häuserwänden lesen. Es ging um 
mehr als nur ein autonomes Hauspro- 
jekt. 

Doch auch unter dem neuen Senat 
scheint der vor allem von Politikern 
der Linkspartei und der Grünen, aber 
auch vielen Bewohnern des Kiezes, ge¬ 
forderte Dialog nicht voranzukommen. 
Der Berliner SPD-Innenpolitiker Tom 
Schreiber fordert mehr Polizeipräsenz 
rund um die umstrittenen Häuser und 
die Einbindung der Anwohner sowie 
Gespräche mit der Sympathisanten- 
Szene der Linksautonomen. Das In¬ 
nenressort sieht das problematisch, will 
auf verstärkte Polizeipräsenz vor Ort 
nicht verzichten und Straftaten konse¬ 
quent verfolgen, zugleich aber einen 
Dialog mit „den friedlichen Anwoh¬ 
nern“ und dem Bezirk führen. Warum 


nicht einen Dialog mit allen, auch wenn 
das schwierig erscheint? 

Am Montag hieß es in „Die Welt“, 
dass die rot-rot-grüne Landesregierung 
„gegenüber linksradikaler Gewalt“ ins¬ 
gesamt eine „laxe Haltung“ zeige. Der 
Eindruck wurde dadurch erweckt, dass 
diese in der Rigaer Straße Gesetzlosig¬ 
keit zulasse und es bald noch mehr „ge¬ 
setzlose Gebiete“ in der Hauptstadt ge¬ 
ben könnte. Anwohner der Rigaer sind 
dagegen empört, wenn einige Politiker 
nun direkt oder indirekt behaupten, die 
Rigaer sei eine No-Go-Area. Die CDU, 
die in der vergangenen Legislaturpe¬ 
riode Berlin gemeinsam mit der SPD 
regierte und in dieser Zeit den Innen¬ 
senator gestellt hatte, der die Eskalati¬ 
on vorantrieb, fordert jetzt „einen um¬ 
fassenden Ansatz“, einen „Dreiklang 
aus Präventionsmaßnahmen, hartem 
Durchgreifen und Aussteigerprogram¬ 
men“, möglichst „im breiten Konsens 
der demokratischen Parteien“. Der 
Berliner CDU-Generalsekretär Ste¬ 
fan Evers wurde in „Die Welt“ zitiert: 
Den Schmusekurs und das Schweigen 
könne die linksradikale Szene nur als 
Einladung verstehen, die Gewalt zu 
verstärken. Nach Meinung von FDP- 
Fraktionschef Sebastian Czaja „legt der 
Senat einen Schutzmantel über ... Cha¬ 
osextremisten“. 


Was er tatsächlich will, machte der 
Evers kurz nach den erneuten Ausein¬ 
andersetzungen in der Rigaer Stra¬ 
ße deutlich. In einem Post schrieb er 
in Reaktion auf einen „Morgenpost“- 
Artikel, in dem über diese aktuellen 
Auseinandersetzungen in der Rigaer 
Straße berichtet wurde, auf seiner Face- 
book-Seite: „Widerwärtiges Gesindel! 
Ich hoffe, der Innensenator erwacht 
endlich aus seinem politischen Koma 
und räuchert dieses Nest von Links¬ 
faschisten aus!“ Mit der Linkspartei 
sitze „der verlängerte Arm der Haus¬ 
besetzer inzwischen am Senatstisch“. 
„Da packt einen die Wut!“ Nachdem 
ein Sturm der Kritik über ihn herein¬ 
brach ob „der AfD-lastigen Wortwahl“, 
ergänzte er den Satz um die Formulie¬ 
rung „mit allen Mitteln des Rechts¬ 
staats“. Im Kommentaren wurden ihm 
„NS-Sprech“ sowie Aufruf zum Mord 
vorgeworfen. Andere Kommentare von 
Leserinnen und Lesern in den bürgerli¬ 
chen Medien sind dagegen voller Hass. 
Evers wird zugestimmt und ein hartes 
Durchgreifen gefordert. 

Doch es geht offenbar um weitaus 
mehr: Der „Opposition“ im Berliner 
Abgeordnetenhaus gehen zum einen 
die Vorschläge und Maßnahmen des 
Berliner Senats zur „Inneren Sicher¬ 
heit“, die diese kürzlich präzisierte, 


nicht weit genug. Darin wird u.a. auf 
Prävention und Überzeugungsarbeit 
gesetzt. Vorgesehen sind mehr Personal 
bei der Polizei und eine bessere tech¬ 
nische (und waffentechnische) Ausrüs¬ 
tung, ein gemeinsames Lagezentrum 
zum Beispiel mit BVG, Bahn, Vattenfall 
und Wasserbetrieben, um bei Anschlä¬ 
gen oder Katastrophen die schnelle 
Kommunikation zu gewährleisten. Vor¬ 
geschlagen wird - gemeinsam mit Bund 
und Brandenburg - in Brandenburg ein 
gemeinsames Einsatztrainingszentrum 
zu schaffen. 

Man behauptet zudem, dass der Se¬ 
nat mit Linken viel zu freundlich umge¬ 
he. In „Die Welt“ hieß es dazu: „Im 250 
Seiten starken Koalitionsvertrag taucht 
das Wort Linksextremismus nicht ein 
einziges Mal auf. Dafür wird dem An¬ 
tifaschistischen Pressearchiv und ande¬ 
ren Einrichtungen, die Gewaltandro¬ 
hungen der ultrarechten Szene gegen 
die politische Linke dokumentieren, 
versprochen, sie dauerhaft institutio¬ 
nell’ abzusichern.“ Gemeint sind also 
nicht Steinewerfer u.ä. Es geht also of¬ 
fenbar um etwas ganz anderes. Antifa¬ 
schismus und antifaschistische Doku¬ 
mentationszentren sind unerwünscht. 
Und jeder Protest, an dem sich Linke - 
gleich welcher Couleur - beteiligen, ist 
im Visier. Nina Hager 
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Die Schere öffnet sich weiter 

Eine Podiumsdiskussion des Finanzministeriums hilft nicht, sie zu schließen 



ie Auseinandersetzung mit dem 
Thema Armut kann appetitan¬ 
regend eingebettet werden. Die 
Pressestelle des Bundesfinanzministe¬ 
riums schrieb über den Ausklang einer 
kürzlich von ihr durchgeführte Diskus¬ 
sionsrunde: „Zum Ende der Veranstal¬ 
tung bot sich bei einem kleinen Emp¬ 
fang die Gelegenheit, sich in zwang¬ 
loser Atmosphäre weiter zum Thema 
,Soziale Gerechtigkeit’ auszutauschen“ 

Mit dabei: Parlamentarischer 
Staatssekretär Jens Spahn (CDE1), 
Prof. Dr. Georg Cremer, Generalse¬ 
kretär des Deutschen Caritasverban- 
des e.V. als Sachverständiger, und Prof. 
Dr. Ronnie Schob als Mitglied des Wis¬ 
senschaftlichen Beirates des Finanzmi¬ 
nisteriums. Hoffentlich ist ihnen nichts 
im Hals stecken geblieben. Eigentlich 
ging es ja auch nicht um Schnittchen, 
sondern um „soziale Gerechtigkeit, in¬ 
klusives Wachstum und die Rolle der 
Finanzpolitik“. 

Das war eine wohl sortierte Zu¬ 
sammenstellung auf dem Podium. 
Spahn gilt manchen Elnionisten als 
Hoffnungsträger mit Ambitionen als 
Lobbyist der Pharmaindustrie. Spahn, 
Jahrgang 1980, möchte die staatlichen 
Zuschüsse zur sozialen Sicherung nicht 
wachsen sehen, weil dies die junge Ge¬ 
neration, zu der er sich wohl auch zählt, 
belasten würde. Seine Eingangsfrage 
lautete denn auch: „Wie erreichen wir, 
dass der Sozialstaat auch in Zukunft fi¬ 
nanzierbar bleibt?“ 

Cremer muss sich dem Vorwurf stel¬ 
len, ein Neoliberaler zu sein, ein „Strei¬ 
ter gegen die Empörungskultur“, der 
sich in einem „relativ gefestigten und 
gut regierten Land“ wähnt. Allerdings, 
so räumt er ein, müssten sich die Kom¬ 
munen die nötige Mühe geben, Schul¬ 
abschlüsse und Ausbildung zu sichern. 
Zu viel Mühe haben sich dagegen die 
Eltern gegeben, die mehr als zwei Kin¬ 
der in die Welt gesetzt und damit ihr 
Armutsrisiko erhöht haben. Fürspra¬ 
che bekommt Cremer aus einem an¬ 
deren Ministerium: von Andrea Nahles 
(SPD). Sie verurteilte wie Cremer die 
„rituelle Skandalisierung“ der Armut 
und den „Empörungsgestus“. 

Cremer gibt in seinem Statement 
zu: „Wer aber dauerhaft von einem 


Einkommen um oder unter der Ar¬ 
mutsrisikowelle lebt, ist von vielem 
ausgeschlossen, was bei uns als nor¬ 
mal gilt, er hat es schwer teilzuneh¬ 
men.“ Und er gibt auch zu: Hartz IV 
ist „auf Kante genäht“. Er vermisst prä¬ 
ventive Maßnahmen des Staates, der 
die Betroffenen befähigen soll, aus 
dem Schlamassel herauszukommen. 
Eine minimale Rentenerhöhung helfe 
da nicht. Und am anderen Ende der 
Fahnenstange geht es beim Bund, den 
Ländern und den Kommunen um die 
sattsam bekannten Fragen „Wer ist wo 
zuständig?“ und „Wer soll das bezah¬ 
len?“ 

Ronnie Schob ist Volkswirtschaftler 
an der FU Berlin unter anderem mit 
dem Schwerpunkt „Reform des Sozi¬ 
alstaates“. Er belegte die Ungleichhei¬ 
ten bei den Löhnen differenziert zum 
Beispiel nach Niedriglohnsektor und 
„Ungerechtigkeit “ oder unterschie¬ 
den nach Wirtschaftsentwicklung und 
„Lebenszufriedenheit“. Seine Lösun¬ 


gen: Einkommensteuerrecht und So¬ 
zialversicherung, ALG I und ALG II 
müssen neu justiert werden. 

Auch der Wissenschaftliche Beirat 
des Ministeriums sieht Handlungsbe¬ 
darf. Er verweist auf „Möglichkeiten 
zur Erhöhung von Chancengleichheit 
und sozialer Mobilität vor allem in der 
Bildungspolitik und dort insbeson¬ 
dere in der Förderung der frühkind¬ 
lichen Entwicklung.“ Und zum Ab¬ 
schluss kommt sogar ein Hinweis zu 
einer “maßvollen, aber konsequenten 
Besteuerung von Erbschaften.“ 

Die genaueren Untersuchungen 
haben ein Problem: Sie sind ungenau. 
Wollte die Studie die Einkommen der 
Spitzenverdiener untersuchen und 
darstellen, dann zeigte sich, dass „die 
Datenlage für diese Einkommens¬ 
schichten eher bescheiden“ ist. In die¬ 
ser Gruppe geht es nicht nur um Ar¬ 
beit und Leistung, sondern auch um 
Kapitaleinkommen. Das mag unter¬ 
schiedlich wachsen. Das mag auch 


davon abhängen ob TOP-l-Prozent 
oder TOP-10 -Prozent betrachtet wer¬ 
den. Das wiederum kann zu der ver¬ 
wirrenden Aussage führen, dass „sich 
für Deutschland keine monotone Ent¬ 
wicklung zu höherer Einkommensun¬ 
gleichheit“ findet. 

So verfügen die einkommensstärks¬ 
ten 10 Prozent der Haushalte in den 
OECD-Ländern nach dieser Untersu¬ 
chung über 20 Prozent des Haushalts¬ 
einkommens. Ihr Anteil am Vermögen 
liegt dagegen bei 50 Prozent. Umge¬ 
kehrt haben 40 Prozent der einkom¬ 
mensschwächsten Haushalte etwa 20 
Prozent des Einkommens - aber nur 
knapp 3 Prozent des Vermögens. In 
Deutschland besitzen 10 Prozent der 
Bevölkerung 60 Prozent des gesamten 
Vermögens. 

Für die Interpretation der vielfälti¬ 
gen Zahlen gilt eine alte, durchaus po¬ 
litische Bauernregel: Allein durch das 
mehrfache Wiegen wird die Kuh nicht 
dicker. Uwe Koopmann 


Durchgewunken - Grundgesetz erneut beschädigt 

Ein ganzes Änderungspaket zugunsten von Kapitalinteressen verabschiedet 


Donnerstag und Freitag letzter Woche 
winkte der Bundestag und anschlie¬ 
ßend der Bundesrat ein ganzes Paket 
an Grundgesetzänderungen durch. 
Allein 13 Änderungen im GG und 11 
Neufassungen von Begleitgesetzen 
wurden in einem Abstimmungsmara¬ 
thon verabschiedet. Mit ihrer mehr als 
ausreichenden Mehrheit gingen selbst 
GG-Änderungen durch, die eine 2/3 
Drittel-Mehrheit benötigen und im 
Bundesrat gab es eine 16 zu Null Zu¬ 
stimmung. 

Pathetisch wurde das 
Ganze als „historische 
Stunde des Parlaments“ be¬ 
schworen, dabei waren viele 
Sitze im Parlament und auf 
der Regierungsbank leer, 
die Reden hielten die Haus¬ 
haltsexperten der Parteien 
und beschränkten sich auf 
das, was sie seit Wochen und 
Monaten eh schon gesagt 
hatten. 

Zwei Hintergründe la¬ 
gen dem Vorhaben zugrun¬ 
de: Eine Neuregelung des 
„Bund-Länder-Finanzausgleichs“ 
musste gemacht werden, da 2020 der 
Solidarpakt ausläuft und nicht ver¬ 
längert werden kann. Bisher gab es 
eine Milliardensumme vom Bund 
an die Länder, die diese untereinan¬ 
der nach einem Schlüssel und reich¬ 
lichem Streit verteilten, also eine ver¬ 
tikale Lösung. Nun winkt der Bund 
mit höheren Milliardenbeträgen - es 
werden rund 16 Milliarden Euro pro 


Jahr - durch Änderungen bei den Um¬ 
satzsteueranteilen. Nun aber als ho¬ 
rizontales Vorgehen, d.h. der Bund 
weist jedem Bundesland seinen Anteil 
zu und wird die mögliche Solidarität 
der Länder nicht mehr fürchten müs¬ 
sen. Wie Schäuble richtig sagte: „des¬ 
halb muss der Bund in der Kontrolle 
einen stärkeren Spielraum bekom¬ 
men“. Die politischen Auswirkungen 
dieses neuen Verfahrens lassen sich 
schon jetzt bestimmen: Landesregie¬ 
rungen, die sich nicht den Vorstellun¬ 


gen des Bundes bedingungslos unter¬ 
werfen, werden über das System der 
Zu- oder Abschläge bei den Zuwei¬ 
sungen für ihre Unbotmäßigkeiten 
bestraft, politisch missliebige Vor¬ 
haben werden so ausgebremst, denn 
die Schuldenbremse gilt dann in allen 
Bundesländern gleichermaßen. Dies 
war die offizielle, also vorgeschobene 
Begründung für das ganze Paket, zu 
dem auch im Einzelnen vernünftige 


Neuregelungen wie im „Unterhalts¬ 
vorschussgesetz“ bei säumigen oder 
unwilligen Elternteilen. 

Der eigentliche Grund für das 
ganze Paket ist jedoch, dass der Bund 
für die Milliarden die Hoheit über 
das Bundesfernstraßennetz und den 
„Durchgriff“ auf die Kommunen bei 
Planung und Durchführung von Schul¬ 
neubauten oder -Sanierungen möglich 
macht. Dabei beschwört man die Mög¬ 
lichkeiten, die die „Öffentlich-Priva- 
ten-Partnerschaften“ (ÖPP) in der na¬ 


hen Zukunft bieten, da die nach Anla¬ 
gen gierende Finanzwirtschaft hier ein 
weites Feld für neue Renditen finden 
wird. Zur ritualisierten Beschwörung 
gehört auch, dass fast alle Parteien ver¬ 
sichern, das Eigentum an den Bundes¬ 
fernstraßen und/oder an den Schulen 
im Lande bliebe selbstverständlich 
öffentliches und nicht veräußerliches 
Gut. Jeder Häuslebesitzer weiß, dass er 
zwar im Grundbuch steht, aber die Hy¬ 


pothekenbank diktiert, wo es lang geht 
und was passiert, wenn Zahlungen aus- 
bleiben. Die neuen GmbH‘s, die dem¬ 
nächst gegründet werden, werden zwar 
aus öffentlichen Mitteln ihr Grundka¬ 
pital schöpfen, das Vielfache an benö¬ 
tigtem Kapital kommt dann jedoch 
vom Finanzmarkt, der dafür nicht nur 
ausreichende Renditen erwirtschaften 
wird, sondern auch bestimmt, wohin 
es geht. 

Roland Claus (Partei Die Linke) 
sagte in der Debatte „statt Investiti¬ 
onsmöglichkeiten für Fi¬ 
nanzmärkte und Investo¬ 
ren zu schaffen, wären über 
eine höhere Besteuerung 
von Reichtum und Kapi¬ 
tal genügend Mittel zu ge¬ 
nerieren, um die notwendi¬ 
gen Investitionen zu finan¬ 
zieren“. 

Dass er im Bundestag da¬ 
für keine Zustimmung fand, 
war klar, dass aber selbst sei¬ 
ne Parteifreunde, die immer¬ 
hin in drei Bundesländern in 
der Regierung sitzen bzw. ihr 
sogar Vorsitzen, seiner Argumentation 
nicht folgten, ist nur noch mit reichli¬ 
cher Wortakrobatik zu verstehen, von 
der Bodo Ramelow sattsam Gebrauch 
machte. Selbst zu einer Enthaltung im 
Bundesrat konnten sich die Landes¬ 
regierungen von Berlin, Brandenburg 
und Thüringen nicht durchringen und 
winkten ob der schönen vielen Milliar¬ 
den das ganze Paket durch. 

Herbert Becker 
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Endlich Kampfdrohnen 

Das Oberlandesgericht (OLG) in 
Düsseldorf hat in der vergangenen 
Woche die Entscheidung der Verga¬ 
bekammer des Bundes bestätigt, dass 
die Bundeswehr Kampfdrohnen des 
Typs HERON TP aus Israel beschaf¬ 
fen darf. Hauptauftragnehmer ist der 
Airbus-Konzern. „Mit der Entschei¬ 
dung für eine israelische Drohne wird 
die heimische Rüstungsindustrie ge- 
bauchpinselt. Als Hauptauftragneh¬ 
mer des Drohnen-Deals erhält der 
Rüstungskonzern Airbus erstmals die 
Möglichkeit, Erfahrungen mit War¬ 
tung, Tests und Einsätzen bewaffne¬ 
ter Bundeswehrdrohnen zu sammeln. 
Airbus hat das federführende Man¬ 
dat zur Entwicklung einer europäi¬ 
schen Killerdrohne, die bis 2025 se¬ 
rienreif sein soll. Aus diesem Grund 
sei die Gerichtsentscheidung doppelt 
fatal“, erklärte der Bundestagsabge¬ 
ordnete Andrej Hunko (Linkspartei). 

Die geplante Stationierung der 
fünf HERON TP außerhalb Deutsch¬ 
lands werde die parlamentarische 
Kontrolle weiter erschweren. Israel 
könne den Besuch deutscher Abge¬ 
ordneter auf der Drohnenbasis Tel 
Nof jederzeit untersagen. Auskünfte 
über die Bewaffnung der deutschen 
Flugroboter unterlägen auf Wunsch 
der dortigen Regierung schon jetzt 
der Geheimhaltung, so Hunko weiter. 

Hamburger und 
die Grundrechte 

Harsche Kritik an der etablierten 
Politik hat das Komitee für Grund¬ 
rechte und Demokratie geübt. Elke 
Steven, Referentin der Bürgerrechts¬ 
organisation, monierte, dass Gegnern 
des G20-Gipfels, der im Juli in Ham¬ 
burg stattfinden soll, die Teilnahme 
an den Protesten erschwert werden 
solle, da die Behörden jedwedes 
Camp in der Umgebung von Ham¬ 
burg zu unterbinden versuchten. Ein 
Camp im Hamburger Stadtpark ist 
bereits verboten worden, um die An¬ 
meldung im Altonaer Volkspark wird 
noch gerungen. 

Die Stadt Hamburg und der Bund 
aber betrieben die Angstmache, die 
Ausgrenzung, den Abbau von Grund¬ 
rechten und behaupten allenfalls zum 
Schein, dass alle Versammlungen 
ungestört stattfinden könnten. Eine 
Gefangenensammelstelle für 400 
Personen wird hingegen ausgebaut, 
drohend wird auf den möglichen vor¬ 
beugenden Gewahrsam von 10 Tagen 
verwiesen, der allerdings einer rich¬ 
terlichen Entscheidung bedarf. Mit 
Gefährderansprachen, Meldeaufla¬ 
gen, massenweisen Platzverweisen 
und Aufenthaltsverboten ist außer¬ 
dem zu rechnen. 

Kosmetik 

„Schlechte Zahlen schön zu reden, 
gehört schon immer zum Pflicht¬ 
programm der Arbeitsmarktpolitik. 
Auch der aktuelle Arbeitsmarkt¬ 
bericht NRW für Mai 2017 macht 
davon keine Ausnahme, wenn die 
Chefin der NRW-Arbeitsagentur, 
Christiane Schönefeld, bei der Veröf¬ 
fentlichung der aktuellen Arbeitslo¬ 
senzahlen feststellt, der Arbeitsmarkt 
sei,weiter auf Kurs‘. Demgegenüber 
sprechen die zahlreichen ungelösten 
Baustellen eine deutlich andere Spra¬ 
che“ kommentiert der arbeitsmarkt¬ 
politische Sprecher im Landesvor¬ 
stand der NRW-Linkspartei, Jürgen 
Aust, die aktuellen Zahlen. 

Auch wenn mit offiziell registrier¬ 
ten 702375 Arbeitslosen ein saison¬ 
üblicher Rückgang zu registrieren 
sei, verschwiegen diese Zahlen ein¬ 
mal mehr, dass ca. 258000 arbeitslo¬ 
se Menschen, die sich überwiegend in 
sogenannten Maßnahmen befinden, 
in dieser Statistik gar nicht auftauch¬ 
ten. Das habe zur Folge, dass die tat¬ 
sächliche Arbeitslosigkeit in NRW 
weiterhin „ein dramatisches Aus¬ 
maß“ erreiche, so Aust weiter. Zu¬ 
gleich sei die Leiharbeitsbranche auf 
nunmehr 192100 Beschäftigte, dabei 
also um 7,2 Prozent im Verhältnis zum 
Vorjahr gestiegen. Besonders die von 
Hartz IV betroffenen Menschen wer¬ 
den immer mehr, eine drastische Zu¬ 
nahme um 74479 Personen muss ge¬ 
meldet werden. 
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Maduro kündigt 
Referendum an 

Venezuelas Präsident Nicoläs Ma¬ 
duro hat angekündigt, der im Juli 
zu wählenden Verfassunggebenden 
Versammlung vorzuschlagen, die 
aus dieser hervorgehende neue Ver¬ 
fassung in einem Referendum zur 
Abstimmung zu stellen. „Die neue 
Verfassung wird einem Referendum 
unterworfen, damit das Volk sagt, ob 
es mit der neuen, gestärkten Verfas¬ 
sung einverstanden ist oder nicht“, 
sagte er Staatschef während einer 
Kabinettsitzung in Caracas. 

Zypern-Gespräche 

Die Verhandlungen über die Wie¬ 
dervereinigung Zyperns sollen wie¬ 
der aufgenommen werden. Das gab 
UN-Generalsekretär Antonio Gu- 
terres nach Gesprächen mit dem 
griechisch-zyprischen Präsidenten 
Nikos Anastasiades und dem Prä¬ 
sidenten der international nicht 
anerkannten Türkischen Republik 
Nordzypern, Mustafa Akinci, be¬ 
kannt. Guterres sagte, er habe sich 
mit Anastasiades und Akinci auf 
eine Fortsetzung der Gespräche 
noch im Juni geeinigt. 

PT hat neue Vorsitzende 

593 Delegierte des 6. Parteitags der 
brasilianischen Arbeiterpartei PT 
wählten mit der 51-Jährigen Rechts¬ 
anwältin und Senatorin Gleisi Hoff- 
mann erstmals eine Frau zur Partei¬ 
vorsitzenden. 62 Prozent der Dele¬ 
gierten votierten für Hoffmann. Sie 
setzte sich damit deutlich gegen ih¬ 
ren Konkurrenten, den 47jährigen 
Senator Lindbergh Farias, durch. 

Inhaltlich stand der Kongress 
ganz im Zeichen des Widerstands 
gegen das Regime von Staatschef 
Michel Temer. „Eines sehen wir 
ganz klar: Diese Regierung ist nicht 
in der Lage, zu regieren, sie küm¬ 
mert sich nicht um die Menschen“, 
unterstrich Hoffmann in ihrer ers¬ 
ten Ansprache als Parteichefin. 

Als Senatorin hatte sie vehe¬ 
ment für ihre Parteifreundin, die 
2014 gewählte Präsidentin Dilma 
Rousseff gestritten, die durch ein 
dubioses Amtsenthebungsverfah¬ 
ren im vergangenen Jahr aus dem 
Amt gedrängt worden war. In ihrer 
Bewerbungsrede um das höchste 
Parteiamt betonte Hoffmann, „eine 
Übereinkunft mit jener Bourgeoi¬ 
sie“, die verfassungsbrüchig gewor¬ 
den sei, sei „unmöglich“. 

Die PT fordert die Durchfüh¬ 
rung direkter Präsidentschaftswah¬ 
len und hat dafür eine Verfassungs¬ 
änderung beantragt. Nach den der¬ 
zeitigen Bestimmungen müsste das 
Parlament einen Nachfolger für 
Temer bestimmen. Die Opposition 
befürchtet, dieser würde den ein¬ 
geschlagenen aggressiven Kurs Te- 
mers gegen die die Arbeiterklasse 
fortsetzen. 

Parteitag derTKP 

Die Kommunistische Partei der 
Türkei hat vom 27. und 28. Mai ih¬ 
ren 12. Parteitag in Istanbul durch¬ 
geführt und 2017 zum „Jahr des 
Sozialismus“ erklärt. Der Parteitag 
beschloss zudem, ein Festival des 
Sozialismus während der Feierlich¬ 
keiten zum Jahrestag der Oktober¬ 
revolution abzuhalten. 

Aziz Mohammed ist tot 

Aziz Mohammed, einer der be¬ 
kanntesten Genossen und ehe¬ 
maliger Generalsekretär der Ira¬ 
kischen Kommunistischen Partei 
(IKP) und Kämpfer für das iraki¬ 
sche und kurdische Volk ist im Al¬ 
ter von 93 Jahren verstorben, wie 
das Politbüro der IKP mitteilt. In 
einem Kondolenzschreiben der 
DKP heißt es: „Wir drücken un¬ 
ser tiefempfundenes Beileid über 
den Tod des Genossen Aziz Mo¬ 
hammed aus (...). Zehn Jahre der 
ungerechten Inhaftierung konnten 
seinen Willen und seine Überzeu¬ 
gung nicht brechen.“ 


Scheinoase der Stabilität 



Seit dem Putsch gegen den früheren Präsidenten Mursi stützt sich die Regierung 
in Ägypten vor allem auf das Militär. 


Ägypten in der Krise 

G egenüber Libyen, dem Irak, Syri¬ 
en und Jemen erscheint Ägypten 
vordergründig als Oase der Sta¬ 
bilität. Diese Art der Stabilität gründet 
sich aber nicht auf eine wirtschaftliche 
Entwicklung und allgemeine gesell¬ 
schaftliche Akzeptanz, sondern auf den 
Sicherheitsapparat. Mit dem Militär¬ 
putsch gegen den früheren Präsidenten 
Mursi wurde die Organisation der Mos¬ 
lembrüder zerschlagen, jegliche Oppo¬ 
sition verfolgt. 

Die aktuelle Regierung folgt nicht 
einfach nur den Vorgaben des Wes¬ 
tens. Auf der Konferenz in Riad vom 
20./21. Mai, deren Abschlusserklärung 
der Verurteilung des Iran als Unterstüt¬ 
zer des internationalen Terrorismus galt, 
kamen kritische Worte von der ägypti¬ 
schen Regierung. Sie weiß um die Ge¬ 
fahr für die Stabilität des Landes, die von 
den Terroristen des IS und al-Nusra aus¬ 
geht - nicht vom Iran. 

Die Stabilität Ägyptens wird auch 
von der schlechten wirtschaftlichen 
Lage bedroht. Im November 2016 wer¬ 
tete die Regierung das ägyptische Pfund 
ab und erhob zusätzliche Importsteuern. 
Die Folge war aber nicht der erwünsch¬ 
te Wirtschaftsaufschwung, sondern Preis¬ 
steigerungen. Sie belasten das Alltagsle¬ 
ben der besser situierten Mittelschichten 
und erschweren massiv die Lage der Mil¬ 
lionen Menschen in Ägypten, die unter 
der Armutsgrenze leben. 


Gegenüber dem Vorjahr lag die Infla¬ 
tion im Februar bei 33 Prozent, die Prei¬ 
se für Lebensmittel stiegen noch mehr. 
Ein Kredit des IWF ist an die bekann¬ 
ten Bedingungen geknüpft: Streichung 
oder Reduzierung von Subventionen für 
Treibstoff, Elektrizität und Nahrungsmit¬ 
tel. Die Regierung wurde umgebildet, 
doch versuchte Reformen scheitern an 
der umfassenden Korruption und Bü¬ 
rokratie, die nach wie vor Ägypten be¬ 
herrschen. 

Heftige Kämpfe gibt es immer wieder 
vor allem im Nordteil des Sinai. Diese 
Kämpfe zwischen bewaffneten Gruppen, 


die sich mittlerweile zum IS bekennen 
und den Sicherheitskräften, tangieren die 
große Mehrheit der ägyptischen Bevöl¬ 
kerung nicht. So kann die Regierung sie 
weitgehend ignorieren. Dabei sind hier 
in den letzten Jahren Hunderte Mitglie¬ 
der der Sicherheitskräfte getötet worden, 
Zehntausende Einwohner wurden ver¬ 
trieben. 

Zunehmend geraten christliche Kop¬ 
ten ins Visier des IS. Sie bilden mit ca. 
10 Prozent der Bevölkerung eine relativ 
kleine Minderheit in Ägypten, stellen 
aber die größte Gruppe von Christen im 
Nahen Osten dar. 


Sie sind auch außerhalb des Sinai zu¬ 
nehmend das Ziel von Angriffen des IS. 
An Palmsonntag tötete er 45 Kopten in 
zwei Anschlägen auf Kirchen. Ende Mai 
töteten Terroristen 29 Kopten in einem 
Reisebus. 

Die letzten Anschläge stellten zu¬ 
nehmend die Fähigkeit des Präsidenten 
al-Sisi in Frage, die Stabilität im Lande 
aufrecht zu erhalten - und ohne Stabi¬ 
lität gibt es keine ausländischen Inves¬ 
titionen. Die Reaktion kam prompt und 
massiv: Die ägyptische Luftwaffe flog 
eine Reihe von Angriffen auf Ausbil¬ 
dungslager des IS in Libyen. 

Al-Sisi erklärte auch, gegen jedes 
Land vorgehen zu wollen, das den Ter¬ 
rorismus unterstütze und die Stabilität 
Ägyptens gefährde. Der Bannspruch traf 
Katar: Gemeinsam mit Saudi-Arabien, 
Bahrain, dem Jemen und denVereinigten 
Arabischen Emiraten brach Ägypten alle 
diplomatischen Beziehungen zu Katar 
ab. Dabei haben diese Länder ganz un¬ 
terschiedliche Interessen in der Region. 

Wie stabil kann das ägyptische Herr¬ 
schaftssystem angesichts der Krisen blei¬ 
ben? Die Abwertung der ägyptischen 
Währung im letzten November und ihre 
Folgen, die Maßnahmen, die der IWF 
fordert, sind nicht geeignet, die Situati¬ 
on zu beruhigen. Womöglich finden al- 
Nusra und der IS nach den Niederlagen 
in Syrien und dem Irak hier ein neues 
Rekrutierungsfeld. Manfred Ziegler 


Mehr als der Gegner gern hätte Orangene Revolution? 

Der 31. Parteitag der KP Uruguays bilanziert die Simbabwe will sich Investoren offen - die Nachfolge Mugabes 

Regierungsarbeit in der Frente Amplio wird klären, für welche 


Unter dem Motto „100 Jahre Okto¬ 
berrevolution“ fand am vergangenen 
Wochenende in Montevideo der 31. 
Parteitag der Kommunistischen Partei 
Uruguays (PCU) statt. Mehr als 900 
Delegierte debattierten, und auch Bru¬ 
derparteien aus dem Ausland waren 
eingeladen. Die DKP hatte ein Gruß¬ 
wort gesandt, das auf „news.dkp.de“ do¬ 
kumentiert ist. 

Die PCU befindet sich seit 1971 
im Parteienbündnis „Frente Amplio“ 
(Breite Front), das über die Jahre der 
Diktatur, den Zusammenbruch des So¬ 
zialismus in Osteuropa und die Offen¬ 
sive des „Konsens von Washington“ 
zusammenblieb und 2004 mit Präsi¬ 
dent Tabare Väsquez von der Sozialis¬ 
tischen Partei erstmals die Regierung 
stellen konnte. Diese wurden bei den 
Wahlen 2009 mit Jose Mujica (Bewe¬ 
gung der Volksbeteiligung) und 2014 
(wiederum mit Tabare Väsquez) ver¬ 
teidigt. Dass die Zustimmung jeweils 
geringer war als 2004, verzeichnen die 
Kommunisten Uruguays durchaus. 
Aber der organisierte Volkskampf und 
die Taten der Linksregierung konnten 
verhindern, dass die brutalsten Auswir¬ 
kungen der Kapitalismuskrise zu Las¬ 
ten des Volkes gingen. Heute geht es 
bis zu den nächsten Wahlen in knapp 
zwei Jahren unter anderem um eine 
Stärkung der öffentlichen Investitio¬ 
nen und der kollektiven Tarifverhand¬ 
lungen, Lohn- und Rentenerhöhungen 
als Mittel zur Reichtumsverteilung, 
Gemeineigentumsformen, produktive 
Selbstverwaltung, die Demokratisie¬ 
rung des Staatswesens, eine Gesund¬ 
heitsreform, volksnähere Bildung, ein 
nicht gewinnorientiertes Sozialsystem 
sowie um Wohnungsbau. 

Die PCU sieht in den Auseinander¬ 
setzungen mit den Konservativen und 
dem Kapital keine isolierten Momen¬ 
te, sondern einen historischen Gesamt¬ 
prozess in der gesamten Gesellschaft, 
der tagtäglich vonstatten geht: „Das ist 
der Kampf um die Hegemonie, um die 
Macht.“ Die Partei hat eine strategische 
Route, indem sie einen Block aufbauen 
will, der politisch und gesellschaftlich 
von der Form her und demokratisch 
und radikal vom Inhalt und den Zielen 
her sein soll - dabei geht es um die fort¬ 
schreitende Demokratie, die durch im¬ 
mer wieder neue Errungenschaften bei 
der Demokratiefrage vorwärts komme, 
mit Kurs auf den Sozialismus. 


Der Parteitag, so die PCU, fand in ei¬ 
nem Schlüsselmoment der Mensch¬ 
heitsgeschichte statt, wo „die Gefah¬ 
ren und die Herausforderungen, aber 
auch die Möglichkeiten enorm sind, 
wenn mit Kampf und politischer In¬ 
itiative die Widersprüche zugunsten 
des Volkes aufgelöst werden können“. 
Der Kapitalismus befinde sich in ei¬ 
ner Krise, und seine Hegemonie drohe 
die beiden wichtigsten Produktivkräf¬ 
te, die Natur und die Menschen zu zer¬ 
stören. Krise des Kapitalismus und Of¬ 
fensive des Imperialismus bei gleich¬ 
zeitigen Antwortkämpfen der Völker 
bedeuten weltweit, aber auch auf dem 
Kontinent und eben auch in Urugu¬ 
ay eine Vertiefung der Klassenkämp¬ 
fe. Nie wäre die revolutionäre Über¬ 
windung des Kapitalismus objektiv 
notwendiger; aber zu konstatieren sei 
ein enormer Rückstand beim Aufbau 
einer Alternative. Deshalb sei, so die 
KP Uruguays, „eine kritische Bilanz 
unserer eigenen Erfahrung und der 
Kämpfe der Brudervölker zu leisten, 
aber wenn man dabei die Rolle des 
Imperialismus auslässt, verliert man 
die Perspektive und endet in der Ka¬ 
pitulation“. 

Wenn man als kleines Land zwi¬ 
schen Brasilien und Argentinien liegt, 
muss man umso mehr darauf schauen, 
was sich in diesen riesigen Ländern 
ereignet. Die Regierungswechsel dort 
hat die „neoliberale Restauration“ ge¬ 
nutzt, um mit den neuen Präsidenten 
Temer und Macri einen gigantischen 
Rückschritt bei Gleichheit und Frei¬ 
heit, als soziale Verwüstung und demo¬ 
kratische Verwitterung zu inszenieren. 
Eben genau weil der Imperialismus 
spezielle Intensität in Lateinamerika 
an den Tag lege, verstehe man in der 
Konsequenz die Probleme der Prozes¬ 
se in der Region und bleibe also soli¬ 
darisch damit. 

Der Parteitag war begleitet von ei¬ 
ner Schmutzkampagne der Medien ge¬ 
gen die PCU; offen gelegt wurde aber¬ 
mals, dass auch „in der Demokratie“ die 
Generäle Spionage gegen die politische 
Linke durchführen konnten. Die Kom¬ 
munistische Partei im kleinen Land am 
Rio de la Plata ist bei alldem durchaus 
realistisch: „Wir sind viel zu wenige für 
das, was das Volk braucht. Und wir sind 
viel mehr als die Rechte und die Reak¬ 
tion gern hätte!“ 

Günter Pohl 


Am Pfingstsamstag musste Robert Mu- 
gabe, von 1980 bis 1987 Ministerpräsident 
von Simbabwe und seitdem ständig wie¬ 
dergewählter Präsident, selbst seine Ver¬ 
bündeten aufrufen, mit dem Kampf um 
seine Nachfolge aufzuhören. „Wir wäh¬ 
len nach Verdiensten, nicht durch Lobby¬ 
ing“, zitierte ihn „The Herald“ die größte 
Tageszeitung des Landes. Er verurteilte 
scharf die Fraktionskämpfe in der Regie¬ 
rungspartei ZANU-PF und verwies auf 
den nächsten Parteikongress. Seine Frau 
Grace, der selbst Ambitionen nachgesagt 
werden, hatte klargestellt, dass sie davon 
ausgehe, dass der 93-jährige Robert Mu- 
gabe 2018 noch einmal antritt und verbat 
sich deshalb Fragen zur Nachfolge. 

Mugabe hat mit einer Reihe „interak¬ 
tiver Meetings“ mit der Parteijugend den 
Wahlkampf eingeläutet. Tausende werden 
zu diesen Treffen erwartet. Die Jugend ist 
die „Trumpfkarte“ bei jedem Wahlkampf, 
denn mehr als die Hälfte der 11 Millionen 
Einwohner sind unter 25 Jahre alt, u.a. 
eine Folge der geringen Lebenserwartung 
und der hohen Zahl an HlV-Infizierten 
(laut UNAID S - Schätzung 2015:16,7 Pro¬ 
zent der 15- bis 49-Jährigen). 

Doch die Nachfolger stehen in den 
Startlöchern: Evan Mawarire, ein ehema¬ 
liger Pastor, der 2016 einen landesweiten 
prowestlichen Protest organisierte und 
anschließend über Südafrika in die USA 
emigrierte, bietet sich nach seiner Rück¬ 
kehr als neuer Führer an. Kudakwashe 
Chitsike, Leiterin der „unabhängigen“ 
Nicht-Regierungsorganisation RAU, ei¬ 
ner vom Milliardär George Soros finan¬ 
zierten „Research and Advocacy Unit“, 
beschrieb bereits 2016 die angedachten 
Szenarien: 150 Rechtsanwälte rissen sich 
darum, Evan Mawarire gegen Angriffe 
der Regierung zu verteidigen. Auf Kauti¬ 
on frei, wartet dieser nun darauf, auf den 
Schild gehoben zu werden. Die Methode 
ist aktuell aus Frankreich bekannt: Ein 
politischer Führer mit eigener „Bewe¬ 
gung“ ohne Partei und Programm - und 
zumindest offiziell auch ohne Vermögen. 
Mawarire geriert sich denn auch populis¬ 
tisch wortradikal und wendet sich speziell 
an die Millionen jungen Erstwähler. 

Und dann ist da noch ein alter Be¬ 
kannter: Morgan Tsvangirai, Minister¬ 
präsident von 2008 bis 2013, der legen¬ 
däre Führer der größten Oppositionspar¬ 
tei MDC-T - das T steht für Tsvangirai. 
Noch ist nicht klar, wie er die Wahlen 
angehen wird. MDC-Vizepräsident Tho- 
kozani Khupe und Joyce Mujuru von der 


National People‘s Party (NPP) nehmen 
jedenfalls schon mal an einem Forum 
Afrikanischer Frauen in New York teil - 
und es ist anzunehmen, dass die beiden 
Oppositionsführer das Forum nutzen 
werden, um Gelder für den Wahlkampf 
aufzutreiben. 

Für die Regierung kündigte Vize¬ 
präsident Emmerson Mnangagwa letz¬ 
te Woche vor versammelten Managern 
in Harare sieben Gesetze an, um „das 
Geschäftemachen zu erleichtern“. Das 
wäre ein Politikwechsel und Abkehr 
von der strikten Anwendung der Politik 
des „Black Economic Empowerments“ 
(BEE). Diese verpflichtete seit 2008 die 
ausländischen Unternehmen, 51 Prozent 
ihrer Aktiva an schwarze Simbabwer zu 
übereignen. So waren zum Beispiel Berg¬ 
werksgiganten wie Anglo American, Im¬ 
pala Platinum oder Aquarius Platinum 
gezwungen, mehr als die Hälfte ihres lo¬ 
kalen Anlagevermögens der Regierung 
oder den Mitarbeitern zu überschreiben. 

Letztes Jahr im März hatte Mugabe 
noch gedroht, Unternehmen zu schlie¬ 
ßen, die sich nicht an die BEE-Regelung 
hielten. Einen Monat später ruderte er 
zurück, weil „die Interpretation zu Miss¬ 
verständnissen bei potentiellen Investo¬ 
ren“ führe. 

Von deutscher Seite werden solche 
Signale mit Wohlwollen aufgenommen. 
Bislang Großabnehmer vor allem von 
Schnittblumen, richtet sich das Geschäfts¬ 
interesse auf nicht genmanipuliertes Bio- 
Gemüse. Auch Japans Präsident Abe be¬ 
mühte sich, vor allem angesichts der chi¬ 
nesischen Konkurrenz, zum Anlass von 
Mugabes Besuch Ende März in Tokio mit 
einem Kredit von 600 Mio. Dollar japani¬ 
sche Unternehmen zu ködern, die in die 
Agrarindustrie investieren sollen. 

Die VR China wiederum ist nicht nur 
mit Förderprojekten in der Industrialisie¬ 
rung der Landwirtschaft engagiert und in¬ 
vestiert in den Anbau von Tabak - 54 Pro¬ 
zent der Ernte geht nach China. Große 
Hoffnung setzt die Regierung Simbabwes 
auf den Autobahnausbau von Beitbridge 
an der Grenze zu Südafrika über Hara¬ 
re bis nach Chirundu an der Grenze mit 
Sambia. 300 000 einheimische Arbeits¬ 
kräfte werden dafür offiziell gebraucht, da 
40 Prozent der Arbeiten von ortsansässi¬ 
gen Unternehmen ausgeführt werden sol¬ 
len. Außerdem sollen mit dem Ausbau der 
Autobahn die Transportzeiten und -kos¬ 
ten drastisch gesenkt werden können. 

Georges Hallermayer 
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Solidarität unter Beschuss 


Regierung in Kiew wirft antifaschistischer Karawane vor, Terroristen im Donbass zu unterstützen 


D ie italienische Band „Banda Bas¬ 
sotti“ gehört zu den ersten, die 
die antifaschistische Solidarität 
mit dem Donbass aufgebaut haben. 
Sie haben die antifaschistische Kara¬ 
wane initiiert, die bereits mehrfach im 
Donbass war und dort politische und 
humanitäre Unterstützung leistet. Vor 
wenigen Wochen waren „Banda Bassot- 
ti“ und die antifaschistische Karawane 
mit Teilnehmern aus etwa zehn Län¬ 
dern im Mai dieses Jahres im Donbass. 
Mit dabei waren Mitglieder der Rifon- 
dazione Comunista, unter anderem die 
EU-Abgeordnete Eleonora Forenza. In 
der LVR waren die Treffen vor allem 
von der Gewerkschaftsföderation der 
LVR organisiert, die Mitglied im Welt¬ 
gewerkschaftsbund ist. 

Diese internationale Solidarität rief 
von Seiten der ukrainischen Regierung 
heftige Reaktionen hervor. Bereits vor 
dem Besuch der antifaschistischen Ka¬ 
rawane in diesem Jahr verlangte die uk¬ 
rainische Regierung erfolglos von der 
italienischen, sie solle die Reise verhin¬ 
dern. 

Nach dem Besuch von „Banda Bas- 
sotti“ und der antifaschistischen Kara¬ 
wane mit fast 50 Teilnehmern verlangte 
Kiew die Auslieferung der EU-Abge¬ 
ordneten Eleonora Forenza und wei¬ 
terer Teilnehmer der Karawane wegen 
Unterstützung von Terroristen. Die 
EU-Abgeordnete Forenza hatte ange¬ 
kündigt, die Anerkennung der Volksre¬ 
publiken im EU-Parlament zur Sprache 
bringen zu wollen. 

Wenn es um Solidarität mit dem 
Donbass geht, redet die ukrainische 
Regierung gerne von „Unterstützung 
des Terrorismus“. So auch beim Besuch 
der Bundestagsabgeordneten Wolfgang 
Gehrcke und Andre Hunko in der Do- 
nezker Volksrepublik (DVR), die mit 
vier Kleinlastern humanitärer Hilfsgü¬ 
ter nach Donezk reisten. Die ukraini¬ 
sche Regierung protestierte beim Aus¬ 
wärtigen Amt, neben dem Vorwurf der 



In Gorlovka macht „Banda Bassotti“ schon seit einiger Zeit Soliarbeit. Mütter 
warteten mit ihren Kindern auf die Mitglieder der italienischen Ska-Band, um 
sich bei ihnen persönlich zu bedanken. Am Tag zuvor war Gorlovka von der 
ukrainischen Armee bombardiert worden. 


Parteien in beiden Volksrepubliken, 
die beide den Aufbau der Republiken 
unterstützen. In einzelnen Kreisorga¬ 
nisationen und über die „Alternative 
Presseschau“ wird über die tatsächli¬ 
che Lage im Donbass informiert und 
in kleinem Rahmen materielle Hilfe 
geleistet. 

In einigen anderen Ländern der 
EU ist die Solidarität mit dem Don¬ 
bass weiter entwickelt. Kommunis¬ 
tische Abgeordnete aus der Tsche¬ 
chischen Republik haben die DVR 
besucht. In Österreich hat der ge¬ 
werkschaftliche Linksblock gute 
Kontakte zur Gewerkschaftsföde¬ 
ration der Lugansker Volksrepublik 
(LVR), es gab gegenseitige Besuche. 
Überhaupt sind die Gewerkschaften 
der LVR international sehr aktiv, es 
gibt auch Kontakte zur linken Basis¬ 
gewerkschaft USB in Italien und zu 
einigen Regionalorganisationen der 


CGT in Frankreich. In beiden Volks¬ 
republiken wird die internationale 
Unterstützung, gerade auch aus EU- 
Ländern, deren Regierungen die Kie- 
wer Junta unterstützen, sehr positiv 
aufgenommen. 

Die Solidarität mit dem antifaschis¬ 
tischen Kampf des Donbass muss bei 
uns in Deutschland gestärkt werden. 
Wir leben in einem Land, dessen Re¬ 
gierung und Medien die Ukraine mehr 
oder weniger bedingungslos politisch, 
ünanziell und militärisch unterstützen. 
Notwendig ist die uneingeschränkte So¬ 
lidarität mit denen, die gegen das nati¬ 
onalistische Regime in Kiew kämpfen, 
das sich der Strukturen faschistischer 
Gruppierungen bedient, um mit terro¬ 
ristischen Mitteln nicht nur den Krieg 
gegen den Donbass zu führen, sondern 
auch im eigenen Land jeden Wider¬ 
stand unterdrückt. 

Renate Koppe 


Unterstützung des Terrorismus wurde 
die Verletzung der ukrainischen Grenz¬ 
gesetzgebung als Grund angeführt. 
Letzteres, weil die Einreise natürlich 
über Russland erfolgte, anders ist dies 
wegen der Blockade von Seiten der 
ukrainischen Regierung auch gar nicht 
möglich. 

Vor allem aber ist es die russische 
Linke, besonders die Kommunisti¬ 
sche Partei der Russischen Föderati¬ 
on (KPRF), die seit Beginn des Wider¬ 
stands im Donbass gegen den ukraini¬ 
schen Faschismus und Nationalismus 
und seit dem Krieg des Kiewer Regimes 
gegen den Donbass politische und ma¬ 
terielle Unterstützung leistet. Dagegen 
hat sich die Solidarität in Deutschland 
nur sehr langsam entwickelt. 

Neben Hunko und Gehrcke gibt es 
von der Partei „Die Linke“ vereinzelt 
politische Unterstützung, zu nennen 
ist hier der Hamburger Bürgerschafts¬ 
abgeordnete Martin Dolzer. Die DKP 
hat Kontakte zu den Kommunistischen 


Die antifaschistische Karawane 


Alles, was wir sehen, tritt in unsere Leben und bleibt in un¬ 
serem Innern und es kommt nur schwer wieder heraus - als 
ob etwas sehr persönlich wäre. Später, weil es so sein muss, 
kommt es hoch und wir beginnen zu erzählen. Donbass, Front 
des Kampfes gegen den Nazismus, 2017. 

Es erscheint unglaublich und merkwürdig, dass gerade 
jetzt, drei Flugstunden von Rom, ein Volk gegen eine Nazi-Re¬ 
gierung kämpft, eine Regierung, die auch noch Wirtschafts¬ 
hilfe von den europäischen Regierungen erhält, die Vorjahren 
gegen die Nazis gekämpft haben. 

Wie auf den früheren Reisen trug jeder von uns 23 Kilo 
Hilfsgüter im Koffer, 23 Kilo internationale Solidarität: Spiele 
für Kinder, Medikamente. Wir haben Waisenhäuser mit Kin¬ 
dern besucht, die ihre Eltern verloren haben. Wir haben ein 
Krankenhaus besucht und Hilfe für verwundete Soldaten ge¬ 
bracht. Wir haben Hilfsgüter an den Bürgermeister von Sta- 
chanow übergeben, an das Volk der Kosaken. 

Wir haben einige Familien aus Gorlovka besucht, einem 
Ort, der jeden Tag bombardiert wurde. Die Frauen und Kinder 
empfingen uns weinend. Sie erzählten uns von den Bomben, 
die täglich neben den Häusern einschlugen. Die Augen der 
Kinder werden für immer bei uns bleiben. Dies ist die Reise 


der„Carovana Antifascista“ (antifaschistischen Karawane) von 
„Banda Bassotti“. 

Es gibt keine Möglichkeit wegzusehen. Die Arbeit der Kom¬ 
munisten ist es, die Kommunisten, die Antifaschisten überall 
zu unterstützen - der Bevölkerung des Donbass, Syriens, Ve¬ 
nezuelas,zu zeigen, dass sie nicht allein sind. Es gibt Tausende 
und Abertausende von Menschen, die bei ihnen sind. 

Wir wissen, dass sehr viele Genossen sich gerne mit uns 
vereint hätten, aber es aus Mangel an Arbeit, an Geld, nicht 
konnten. Jeder von ihnen hat uns ein Spielzeug, Aspirin, ein 
Medikament, etwas Geld mitgegeben. Diese dritte „Carova- 
na Antifascista“ hatte die Möglichkeit, die Regierung der LVR 
zu treffen, und dies war ein wichtiger Schritt für uns. In der 
„Carovana Antifascista“ trafen wir auch die Kommunistische 
Partei der LVR und der DVR. Es waren fünf intensive Tage, die 
sehr schnell vergingen, wie es sein musste. 

Wir haben die„Carovana Antifascista“ nach dem Massaker 
von Odessa am 2. Mai 2014 gestartet und wir werden ohne 
Zweifel auch weiterhin den antifaschistischen Donbass un¬ 
terstützen. Wir kämpfen gegen Falschinformationen und eine 
falsche Linke, die die falschen Informationen aus dem Fernse¬ 
hen schluckt. Banda Bassotti 


Mit Sicherheit keine Perspektive 

Abschiebung nach Afghanistan? Der NATO-Krieg hat desaströse Folgen 


Ist Afghanistan ein sicheres Land, wie 
einige westeuropäische Regierungen 
behaupten? Diese Frage kann man 
nicht eindeutig mit Ja oder Nein beant¬ 
worten. Denn zum einen ist Sicherheit 
relativ, zum anderen kommt es darauf 
an, wie man Sicherheit definiert. 

In Afghanistan gibt es im Allgemei¬ 
nen keine absolute Sicherheit und zwar 
für niemanden. Ist man gerade am fal¬ 
schen Ort zu einer falschen Zeit, kann 
man Opfer einer militärischen Ausein¬ 
andersetzung oder Opfer eines Selbst¬ 
mordattentates werden. Ziele des Wi¬ 
derstands sind in der Regel politische, 
militärische und polizeiliche oder mit 
dem Militär in Verbindung stehende 
Objekte. So gesehen ist Afghanistan 
kein sicheres Land. 

Aber es gibt Provinzen wie Bamyan 
(Zentralafghanistan), Herat (im Wes¬ 
ten), Panjschir (nördlich von Kabul), 
Masar-e Scharif (im Norden) und die 
Hauptstadt Kabul, um nur einige Re¬ 
gionen zu nennen, wo keine militäri¬ 
schen Auseinandersetzungen stattfin¬ 
den. Dort kann man jeweils von einer 
sicheren Region sprechen. In Kabul 
leben inzwischen ca. sieben Millionen 
Menschen. 

Aber was bedeutet diese Sicherheit 
für einen afghanischen Staatsbürger, 
der aus dem Osten stammt, den eine 
europäische Regierung in die westaf¬ 
ghanische Stadt Herat oder nach Kabul 
abzuschieben beabsichtigt? Man könn¬ 
te mit Fug und Recht sagen, er ist dann 
faktisch auf sich allein gestellt. Außer, 
er hat genug Kapital, um sich eine ange¬ 
messene Existenzgrundlage aufzubau¬ 
en. Afghanistan ist ein Land mit starker 
sozialer und familiärer Bindung. Ohne 
diese Bindung gibt es kaum Sicherheit, 
vor allem für alleinstehende Personen. 
Solche Menschen können auch Opfer 


von kriminellen Personen bzw. Grup¬ 
pen werden. Oder wenn sie keine an¬ 
dere Möglichkeit für sich sehen, um zu 
überleben, können sie sich als Söldner 
bei der einen oder anderen Gruppe an¬ 
bieten. 

Angela Merkels Einladung 

„Die Besten der Welt gehören hierher“, 
sagte einmal die Bundeskanzlerin An¬ 
gela Merkel. Das war auch der Hinter¬ 
grund, und nicht etwa Humanität, als sie 
im September 2015 die Grenzen öffnen 
ließ. Täglich standen bis zu 8 000 Men¬ 
schen, die nach Deutschland wollten, 
in Kabul vor den Passämtern. Während 
2012 insgesamt 26 250 Afghanen in 
Deutschland Asylanträge stellten, dar¬ 
unter 5 675 unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge, schnellte die Gesamtzahl 
auf 154 000 meistens junge Menschen 
im Jahr 2015. Im vergangenen Jahr 
machten afghanische Jugendliche 47 
Prozent aller minderjährigen Asylbe¬ 
werber aus. Für die deutschen Besatzer 
haben bis zu 3 000 Afghanen im Auf¬ 
träge des Auswärtigen Amtes, der Bun¬ 
deswehr und des Bundesinnenminis¬ 
teriums gearbeitet. „Wir waren Ohren 
und Augen der Deutschen“, sagte Abdul 
Sakhizada, der für die Bundeswehr tätig 
war. Darüber hinaus habe er auch bei 
Freunden und Nachbarn Informationen 
für die Bundeswehr gesammelt. Diese 
„Ohren und Augen“ der Deutschen 
werden von der afghanischen Bevöl¬ 
kerung als Spione, Kollaborateure und 
Vaterlandsverräter angesehen. Inzwi¬ 
schen sind sie fast alle in die BRD ge¬ 
bracht worden. Die Regierung in Kabul 
war dagegen, weil sie als gut ausgebil¬ 
dete Fachkräfte beim Wiederaufbau ge¬ 
braucht würden. Diese Tatsache wurde 
in Afghanistan als „Raub der Fachkräf¬ 
te“ angesehen. 


Im Oktober 2016 hat die EU ein Ab¬ 
kommen mit Afghanistan geschlossen. 
Das Land wird stärker finanziell unter¬ 
stützt, soll im Gegenzug aber Flüchtlin¬ 
ge zurücknehmen. Es ist geplant etwa 
80 000 Afghanen abzuschieben. Auch 
die Bundesregierung hat ein Rücknah¬ 
meabkommen mit Kabul geschlossen. 
Zurzeit sind 12 539 Afghanen ausrei¬ 
sepflichtig, davon verfügen 11 543 über 
eine Duldung. Aktuell haben von den 
247 000 in Deutschland lebenden Af¬ 
ghanen 6,6 Prozent ein unbefristetes, 
ca. 23 Prozent ein befristetes Aufent¬ 
haltsrecht, und 22 Prozent sind gedul¬ 
det. Bis September 2016 wurden 27 und 
am 15. Dezember weitere 34 Afghanen 
in ihr Heimatland abgeschoben. Unter 
ihnen waren etwa ein Drittel Straftäter, 
verurteilt wegen Diebstahls, Raubes, 
Drogendelikten, Vergewaltigung oder 
Totschlags. Insgesamt sind im vorigen 
Jahr 3 320 abgelehnte Asylbewerber 
„freiwillig“ nach Afghanistan zurück¬ 
gekehrt. 

Die Frage der Asylbewerber wird 
sowohl in der Politik als auch in der 
Bevölkerung und Asylorganisationen 
kontrovers, teilweise sehr emotional 
und einseitig diskutiert. Man sollte das 
Problem realistisch und auch aus der 
Perspektive Afghanistans analysie¬ 
ren. Die Grenze für alle Afghanen zu 
öffnen, kann auf Dauer weder für das 
Gastland noch für Afghanistan eine Al¬ 
ternative sein. Wäre die allgemeine un¬ 
sichere Lage am Hindukusch alleiniger 
Maßstab, dann müssten ca. 80 Prozent 
der Afghanen, also rund 28 Mio. Men¬ 
schen, hierher geholt werden. Darüber 
hinaus sind seit der Grenzöffnung im 
September 2015 jene Afghanen einge¬ 
reist, die zwischen 6 000 und 160 000 
Dollar für ihre Einreise nach Deutsch¬ 
land bezahlen konnten. 


Hält dieser Prozess an, verbleiben 
am Hindukusch nur die Armen, Al¬ 
ten, Kranken, Ungebildeten, Warlords, 
Kriegsverbrecher, Drogenhändler, die 
Islamisten und eine weitgehend kor¬ 
rupte Regierung. So ein Land hat kei¬ 
ne Zukunft. 

Fluchtursachen 

Die eigentliche Fluchtursache ist der 
seit 44 Jahre andauernde Bürgerkrieg 
und die ausländische Intervention, seit 
2001 von der NATO unter US-Füh- 
rung. Die Politik der offenen Tür, die 
die US-Marionette Hamid Karzai ein¬ 
geleitet hat, zerstörte die ökonomische 
Grundlage Afghanistans. Etwa 99 Pro¬ 
zent aller Waren, die auf dem afghani¬ 
schen Markt zu kaufen sind, kommen 
aus dem kapitalistischen Ausland. 

Dieser Krieg hat auch das soziale 
Gefüge am Hindukusch zerstört und 
Warlords, Drogenbarone und Krimi¬ 
nelle produziert. Afghanistan ist ein ge¬ 
scheiterter Staat. Kabul gleicht einem 
Hochsicherheitsgefängnis. Dennoch 
können sich nicht einmal die deutschen 
Diplomaten dort schützen. In Afghanis¬ 
tans Hauptstadt Kabul verwüstete am 
31. Mai eine Autobombe das Diploma¬ 
tenviertel. Es sind 90 Tote und mehr 
als 500 Verletzte zu beklagen - in un¬ 
mittelbarer Nähe zu den Botschaften 
Deutschlands und Frankreichs. 

Das seit mehr als einem Jahrzehnt 
andauernde und Milliarden teure mi¬ 
litärische Engagement am Hindukusch 
ist im Ergebnis ein Desaster. Der US- 
geführte Krieg gegen Afghanistan hat 
in den Jahren 2001 bis 2014 nach offi¬ 
ziellen Angaben jede Woche 1,5 Milli¬ 
arden US-Dollar gekostet. Die Taliban, 
die nach den Terroranschlägen vom 
11. September 2001 in New York und 
Washington aus Afghanistan vertrie¬ 


ben werden sollten, beherrschen wie¬ 
der große Teile der Heimat des Hero¬ 
ins, entweder direkt oder mittels ihnen 
verbundener Warlords, Drogenbarone 
und Schmuggelkönige. 

Wer die Begründung des Einmar¬ 
sches in Afghanistan von damals ernst 
nimmt, müsste heute wenigstens sein 
Scheitern eingestehen. Auch das nicht¬ 
militärische Engagement ist dort ge¬ 
scheitert, weil es den militärischen Zie¬ 
len untergeordnet wurde. Das zeigt, 
welche katastrophalen Folgen es hat, 
wenn sich die Variablen einer militäri¬ 
schen Intervention an der politischen 
Stimmung in den Truppenstellerstaaten 
orientieren, statt an der Lage vor Ort. 

Solange Afghanistan ein „failed sta¬ 
te“ bleibt, werden immer mehr Flücht¬ 
linge nach Deutschland kommen. Vor 
allem wirtschaftliche Aussichtslosigkeit, 
der Wunsch nach mehr persönlicher 
Freiheit, bewegen junge Afghanen zur 
unsicheren Reise in den Westen. So tra¬ 
gisch diese Perspektivlosigkeit ist: Ein 
Asylgrund ist sie dennoch nicht. Eher 
ein Grund, sich um die Stabilisierung 
der Heimat zu bemühen. 

Ausbilden statt abschieben 

Ein Schritt in die richtige Richtig wäre, 
jungen, von der Abschiebung bedroh¬ 
ten Afghanen im Rahmen der Ent¬ 
wicklungspolitik eine Facharbeiteraus¬ 
bildung zu ermöglichen. Danach könn¬ 
ten sie mit 20 000 Euro, die ihnen in 
Zusammenarbeit mit internationalen 
NGOs - nach NATO-Angaben sind 
etwa 6 000 am Hindukusch tätig - pro¬ 
jektgebunden gewährt werden, eine ei¬ 
gene Existenz für sich und ihre Familien 
begründen und so dazu beitragen, sich 
und ihrem Heimatland eine Perspekti¬ 
ve zu geben. 

Matin Baraki 
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Feiern, Diskutieren, Schmökern 


Der kleine Kommunismus in Köln 


W o schwitzende Körper zum Sound einer Gitarre 
aneinander klatschen und Mittelfinger sich zum 
Himmel strecken, um Rassisten und Kriegstrei¬ 
bern „fuck you!“ zu sagen, wo auf Podien über die Gestalt 
des Sozialismus, politische Strategien oder moderne Kunst¬ 
formen diskutiert wird, wo in Werkstädten Stühle gezimmert 
oder T-Shirts bedruckt werden, wo sich an Reihen von Kar¬ 
tons Besucher tummeln, um in abgegriffenen Büchern zu 
schmökern, und wo nur auf schattigen Fleckchen am Rheinu¬ 
fer eine kleine Abgeschiedenheit herrscht - da feiert die So¬ 
zialistische Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ). 

Seit 2008 zum fünften Mal fand zu Pfingsten das Festi¬ 
val der Jugend statt, diesmal im Kölner Jugendpark. Mehre¬ 
re zehntausend Besucher tummelten sich auf dem Gelände, 
und der völlig überfüllte Zeltplatz zeigte: Hier wurden wohl 
auch die Erwartungen der Veranstalter übertroffen. Aber 
Kuscheln wärmt, und so taten auch Sturmwarnung und ge¬ 
legentliche Regenschauer der Stimmung keinen Abbruch. 

Dies nicht zuletzt auch deshalb, weil hier junge Menschen 
organisiert und solidarisch handeln: Vom Aufbau über Putz¬ 


kolonnen bis zur Sicherheit hat jede Hand ihre Aufgabe, die 
ohne Befehl, Zwang und Zahlung erledigt wird, um an ein 
Ziel zu gelangen, das nur gemeinsam erreicht werden kann. 
Einen kleinen Vorgeschmack auf den Kommunismus könnte 
man das Festival der Jugend - wie seinen Bruder, das UZ- 
Pressefest, auf das wir uns im nächsten Jahr wieder freuen - 
deshalb nennen: Meckern kann man zwar immer, aber es 
macht trotzdem mehr Spaß als Kapitalismus. 

Und auch das bewies das Festival 2017 einmal mehr: 
Kommunismus ist kein Schnee von gestern, dem nur noch 
alte Leute nachtrauern, sondern eine lebendige politische 
Bewegung, die auch von der Jugend getragen wird. Kein 
Wunder: Denn um ihre Zukunft geht es zuerst - gegen Krie¬ 
ge, Umweltzerstörung und Ausbeutung, für eine Welt, auf der 
zu leben auch morgen noch möglich ist und sich lohnt. Und: 
Es ist Zeit - „Zeit für Widerstand“, wie das Motto des Fes¬ 
tivals lautete, Zeit sich zu organisieren und zu kämpfen und 
Zeit, den Menschen zu zeigen, dass Kommunisten nicht nur 
die besseren Alternativen haben, sondern auch die schöneren 
Feste feiern. Roman Stelzig 




































m unsere zeit 


Positionen 


Freitag, 9. Juni 2017 9 


Lucas Zeise zur Grundgesetzänderung 

Durch und durch schädlich 


D ie Regierung hat eines ihrer 
wichtigsten Vorhaben in der Le¬ 
gislaturperiode fast reibungs¬ 
los durchgezogen. Das Grundgesetz 
ist in 13 Punkten geändert. Der Bau 
von Fernstraßen wird privatem Ka¬ 
pital überlassen. Der seit Beginn der 
90er Jahre eingeschlagene Privatisie¬ 
rungskurs wird nicht nur im fernen 
Griechenland sondern auch im nahen 
Deutschland fortgesetzt. Das Finanz¬ 
kapital begnügt sich da nicht mit dem 
bisher Erreichten. Die Ausplünderung 
des Staates wird auf immer mehr Berei¬ 
che ausgedehnt. Um den Bau und den 
Betrieb von Autobahnen als Rendite¬ 
objekt zu gestalten, mussten die Große 
Koalition und ihre Abgeordneten das 
Grundgesetz ändern. Es ist eine für die 
Bürger des Landes durch und durch 
schädliche Änderung. 

Der Widerstand gegen das Vorha¬ 
ben war schwach. Das lag in erster Li¬ 
nie daran, dass die Medien bis auf ganz 
wenige Ausnahmen über den Privati¬ 


sierungscoup der Regierungskoalitio- 
näre schwiegen oder Falschmeldungen 
verbreiteten. Die Tagesschau der ARD 
zum Beispiel zeigte den SPD-Fraktions- 
vorsitzenden Oppermann 
mit der Sache befasst erst, 
als er die unrichtige Nach¬ 
richt in die Welt setzte, die 
Privatisierung sei vom Tisch. 

Die Gewerkschaften, die wie häufig von 
Anfang eingebunden waren und wie 
üblich Bedenken äußerten, machten 
keinerlei Anstalten, den beginnenden 
Protest mit zu organisieren und gaben 
am Schluss der SPD-Führung nach. 

Im Parlament stimmten 29 Abge¬ 
ordnete der SPD gegen die Änderung 


des Grundgesetzes. Auf Wunsch der 
SPD wurde die Abstimmung vorher 
zwei Mal verschoben. Die SPD-Füh- 
rung gehörte von Anfang an zu den 


Verfechtern der Privatisierung, legte 
in der letzten Phase der Vorbereitung 
aber Wert darauf, als Gegner der Pri¬ 
vatisierung zu erscheinen. Finanzminis¬ 
ter Schäuble sagte in der Bundestags¬ 
debatte, an die SPD gerichtet: „Herr 
Oppermann, Sie haben das Copyright 
liebenswürdigerweise Herrn Dobrindt 


und mir zugeschoben. Aber Sie sollten 
bitte nicht ganz unterschlagen, dass 
am Anfang der Debatte eine Initiati¬ 
ve des damaligen Bundeswirtschafts¬ 
ministers und Vizekanzlers 
Sigmar Gabriel stand, der - 
beraten durch die Fratz- 
scher-Kommission - vorge¬ 
schlagen hat, wir sollten die 
Finanzierung öffentlicher Infrastruk¬ 
tur durch private Investoren ermögli¬ 
chen.“ Schäuble sagt in diesem Fall die 
Wahrheit. Die SPD ist in erster Linie 
bemüht, den Wünschen des Finanzka¬ 
pitals zu entsprechen. Sie strengt sich 
in zweiter Linie an, ihre Rolle als Juni¬ 
orpartner der Union und die bewähr¬ 


te Koalition weiterzuführen. Sie will 
sich drittens und allenfalls in kleinen 
Details ein wenig sozial von dieser ge¬ 
meinsamen Linie abheben. 

Ein letzter Absatz zur Partei „Die 
Linke“: In der Bundestagsdebatte hielt 
die Fraktionsvorsitzende der Linken, 
Sahra Wagenknecht, eine vorzügliche 
Rede. Sie erklärte Abgeordneten und 
Publikum, dass die Grundgesetzän¬ 
derung dazu dient, den Banken und 
Versicherungen bessere Renditen bei 
niedrigem Risiko zu gewähren. Sie 
machte sich lustig über die von der 
SPD mehrmals in die Gesetzestexte 
eingefügte „Privatisierungsbremse“. 
Die Abgeordneten der Linkspartei 
stimmten geschlossen mit Nein. Am 
Tag darauf allerdings stimmten die 
drei Länderregierungen, an denen die 
„Linke“ beteiligt ist, im Bundesrat der 
Grundgesetzänderung zu. Eine Op¬ 
positionspartei, die in einer wichtigen 
Frage so gespalten handelt, ist für ihre 
Wähler wertlos. 


Die SPD ist in erster Linie bemüht, den 
Wünschen des Finanzkapitals zu entsprechen. 



SI-TwJTSTMtK AJIFD/E.WÖISZU, 
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Es sage keiner, Fußballfans hätten nur ihren Sport im Kopf: Der Fan-Dachverband des Karlsruher SC mit rund 3 000 Mitgliedern 
distanzierte sich deutlich vom „Tag der deutschen Zukunft“, den die NPD seit Jahren in Karlsruhe veranstaltet. Mit deutlichen 
Worten heißt es in ihrem Aufruf, sich an den Gegendemonstrationen in der Stadt zu beteiligen. „Wir stehen für eine bunte 
und lautstarke Gegengerade, wir lehnen Rassismus und Antisemitismus, Sexismus und Homophobie ab. Wir wollen in einer 
vielfältigen, weltoffenen und solidarischen Stadt leben, wir wollen Karlsruhe weiterhin als bunte Stadt inner-wie außerhalb 
des Stadions erleben.“ 

Die erste Mannschaft ist zwar abgestiegen und muss in der nächsten Saison in der 3. Liga spielen, die Enttäuschung hatte 
die Karlsruher Anhänger schon vor dem Spiel erfasst, sie distanzierten sich von ihrer Mannschaft.„Der größte Imageschaden 
für den Verein steht auf dem Rasen“ und „Für uns war Aufgeben nie eine Option - für Euch scheinbar schon“ stand auf 
Transparenten im Fanblock. Dies hindert die Fans aber nicht daran, als einer der größten Vereine in der Stadt sich als Teil des 
Netzwerks gegen Rechts einzuschalten und mit eigenen Protesten dabei zu sein. 

Das altehrwürdige „Wildparkstadion“ wird zwar völlig umgestaltet, aber wird nicht nur für den Verein, sondern für alle 
Fußballfreunde, Anhänger wie Gäste, hoffentlich einer der Plätze in der Stadt sein, die auch für solche Demonstrationen 
mehr als geeignet ist. HB 


Werner Sarbok zum Abzug der Bundeswehr aus Incirlik 


Heimkehr statt Umzug 


Das Gezerre um den Abzug der Bun¬ 
deswehr aus dem türkischen Incirlik 
nimmt mehr und mehr die Ausmaße 
eines staatenübergreifenden Ochsen¬ 
froschkonzerts an. Und verstellt den 
Blick darauf, was schon lange überfäl¬ 
lig ist: Die an unterschiedlichen Kriegs¬ 
einsätzen beteiligten Bundeswehrein¬ 
heiten müssen nicht umziehen, sondern 
zurück in die heimischen Kasernen. 
Eine Verlegung der deutschen Streit¬ 
kräfte von Incirlik nach Jordanien wird 
keinen Frieden schaffen, sondern trägt 
nur zur weiteren Destabilisierung der 
Region bei. 

Und das wortgewaltige Getöse hat 
auch andere Grenzen. Gabriel lässt 
keinen Zweifel aufkommen: Man wol¬ 
le die Türkei als Bündnispartner halten. 

Schließlich verkörpert die Nato die 
„westliche Wertegemeinschaft“, und 
die ist dicker als das Blut der Opfer 
der türkischen Innenpolitik. Der Bür¬ 
gerkrieg der türkischen Regierung ge¬ 
gen die kurdische Bevölkerung, der 
Versuch, die fortschrittliche Oppositi¬ 
on des Landes als Terroristen zu diffa¬ 


mieren und entsprechend zu bekämp¬ 
fen, ist nun keineswegs neu und hat 
allerdings das Blut der schwarz-rot¬ 
grün-gelben Bundestagsparlamentari¬ 
er in den vergangenen Jahren nicht in 
nennenswerte Wallungen versetzt. Da 
trifft dann Erdogans Besuchsverbot 
diese Eliten doch entscheidend härter, 
da geht es ja schließlich um deren und 
nicht anderer Leute Rechte. Darum 
gebärden sie sich entsprechend dünn¬ 
häutig. 

Eine mehr Frieden versprechende 
Lösung bleibt ausgeblendet. Das impe¬ 
rialistische Nato-Kriegsbündnis bleibt 
unangetastet, der Zugriff auf alle Regi¬ 
onen der Welt gesichert. Die Lautspre¬ 
cher in der Türkei und der Bundesre¬ 
publik lassen sich im chauvinistischen 
Taumel als starke Figuren feiern und 
werden beifallheischend verkünden, 
Stärke bewiesen zu haben. 

Die Akteure haben wesentlich 
mehr Gemeinsamkeiten, als das Ge- 
trommel vermuten lässt. Und diese 
Gemeinsamkeiten sind nicht die Inte¬ 
ressen der Völker. 


Manfred Idler zur Reaktion auf die Anschläge in Britannien 

Opfer an der Heimatfront 


Zwei Globalisierer 

Deutschland wird bei Chinas Seidenstraßenprojekt mitmachen, aber 
dauernörgeln • Kolumne von Beate Landefeld 


Vom 12. bisl4. Mai 2017 trafen sich in 
Peking Vertreter aus hundert Staaten 
zum Gipfeltreffen des „Belt and Road 
Forums“, unter ihnen 29 Staats- und 
Regierungschefs. Britannien war durch 
Theresa May, Russland durch Wladimir 
Putin, Italien und Griechenland durch 
ihre Ministerpräsidenten Gentiloni und 
Tsipras vertreten. Die BRD hatte Wirt¬ 
schaftsministerin Zypries geschickt. Die 
deutschen Medien behandelten das Er¬ 
eignis unter „ferner liefen“. Die „Belt 
and Road Initiative“, auch „Neue Sei¬ 
denstraße“ genannt, bündelt alte und 
neue Projekte Chinas und anderer 
Staaten zum Aufbau eines interkonti¬ 
nentalen Infrastruktur-Korridors zwi¬ 
schen Europa, Afrika, Asien und China. 
Er verläuft im geografischen Raum der 
historischen Seidenstraße und umfasst 
Land- und Seewege, Pipelines und Hä¬ 
fen. Das Investitionsvolumen wird auf 
1 100 Mrd. US-Dollar geschätzt, finan¬ 
ziert hauptsächlich durch die Asiatische 
Infrastrukturinvestitionsbank (AIIB) 
und den Seidenstraßenfonds. 

Die VR China erhofft sich von dem 
Projekt einen Entwicklungsschub für 
ihren Westen und die Stabilisierung der 
Grenzen zu Nachbarländern. Das Pro¬ 
jekt galt auch als Alternative zum von 
den USA initiierten Transpazifischen 
Partnerschaftsabkommen (TPP), das 
China ausschloss. Trump ließ es später 
fallen. Am parallelen TTIP mit der EU 


hält der Bundesverband der Deutschen 
Industrie bis heute fest. Anton Börner, 
Chef des Bundesverbands Groß- und 
Außenhandel, beschrieb das TTIP als 
„Chance für globale Standards, die wir 
zusammen mit den USA zurzeit noch 
prägen können“. Aus der „Wertege¬ 
meinschaft“ von USA und EU folgt für 
Börner: „Länder wie China und Russ¬ 
land müssen von uns übernehmen, was 
freier Wettbewerb und freies Handeln 
bedeutet und nicht wir die Regeln ideo¬ 
logisch ausgerichteter Staaten und de¬ 
ren Gesellschaftsformen.“ Selten wurde 
der Sinn der „Wertegemeinschaft“ so 
direkt auf den aggressiven Anspruch 
der imperialistischen Hauptländer re¬ 
duziert, die Regeln der „Globalisie¬ 
rung“ auch künftig zu diktieren. 

China gelang es mit der Öffnungs¬ 
politik seit 1978, sich in die Weltwirt¬ 
schaft und internationale Arbeitstei¬ 
lung einzugliedern, ohne die eigene 
Wirtschaftssouveränität aufzugeben. Es 
hat die Kapitalisten ins Land gelassen, 
ihnen aber nicht die Kommandohöhen 
der Wirtschaft überlassen. So konnte es 
ausländische Investitionen und Techno¬ 
logie für die eigenständige Entwicklung 
nutzbar machen. Dazu waren bestimm¬ 
te Kapitalverkehrskontrollen nötig. Ge¬ 
nau gegen diese laufen die monopolka¬ 
pitalistischen „Wettbewerber“ und ihre 
Staaten Sturm. Sie wettern gegen „Pro¬ 
duktpiraterie“ und verteidigen damit 


ihr Monopol auf technologische Vor¬ 
sprünge. „Staatskonzerne“, „Joint-Ven- 
ture-Zwang“ Quoten für Elektroautos 
rügen sie als „ungenügende Marktöff¬ 
nung“ und „Benachteiligung des Aus¬ 
lands“. Auf den chinesischen Binnen¬ 
markt verzichten können und wollen 
sie aber auch nicht. 

Die Ambivalenz von Kooperation 
und Konkurrenz prägt auch Berlins 
Haltung zu „One Belt One Road“. An¬ 
gesichts von Rissen in der „Wertege¬ 
meinschaft“ dank Trump, Brexit und 
Eurokrise stöhnen die Qualitätsmedien 
dieser Tage unüberhörbar darüber, dass 
„ausgerechnet die VR China“ sich als 
Verteidigerin der Globalisierung „auf¬ 
spiele“. Zudem sind bei „One Belt One 
Road“ die EU-Staaten involviert, allen 
voran Südeuropa und die vier Visegrad- 
Länder. Ihr Spielraum gegenüber der 
deutschen EU-Dominanz könnte in der 
Kooperation mit China größer werden. 
Die Spaltungen in der EU könnte das 
vertiefen. Andererseits würden deut¬ 
sche Konzerne, deren Industriegürtel 
sich in die Visegrad-Länder erstreckt, 
vom Korridor nach Asien ungemein 
profitieren. Thinktanks wie die Deut¬ 
sche Gesellschaft für Auswärtige Politik 
(dgap) raten daher zur Doppelstrategie: 
Mitmachen, aber zugleich durch Dau¬ 
ernörgeln Druck auf China machen, 
dem Auslandskapital mehr Zugriff auf 
seine Firmen zu gewähren. 


„Genug ist genug“. Dümmer und pietät¬ 
loser kann man nicht auf den Anschlag 
auf der London Bridge und dem Bo- 
rough Market reagieren als Britanni¬ 
ens regierender Notstopfen Theresa 
May. Vor Zeiten schickte der Bauer den 
Sohn, der zu überhaupt nichts taugte, 
zum Studium, dann hatte der später 
sein Auskommen als Pfaffe. Im entwi¬ 
ckelten Kapitalismus landen vielver¬ 
sprechende junge Menschen von jeher 
eher in der Wirtschaft als in der Politik. 
Die Premierministerin sagte, ob be¬ 
wusst oder unbewusst, nichts anderes 
als dass die 22 Toten von Manchester 
und die Terrorattacke von Westminster 
mit fünf Toten noch im Rahmen des Er¬ 
träglichen gewesen seien und erst die¬ 
ser dritte Anschlag jetzt das Fass zum 
Überlaufen gebracht habe. Von ähnli¬ 
cher Qualität sind jetzt ihre Vorschlä¬ 
ge, dem Terror zu begegnen: Britannien 
müsse den islamistischen Extremismus 
aus den Köpfen verbannen und besie¬ 
gen. Das Internet soll besser kontrol¬ 
liert werden. Es gebe „zu viel Toleranz 
gegen Extremismus“ und die Strafen 
für extremistische Gewalttaten müss¬ 
ten verschärft werden. Diesen getrete¬ 
nen Quark als Vier-Punkte-Programm 
zu verkaufen, dazu gehört ergreifende 
Schlichtheit des Denkens. 

Dabei hatte ihr Herausforderer im 
Wahlkampf, Jeremy Corbyn, ihr schon 
nach dem Blutbad von Manchester ei¬ 
nen Hinweis gegeben, in welche Rich¬ 
tung sie denken sollte - er hatte den 
Zusammenhang hergestellt zwischen 


dem Terror auf der Insel und den Krie¬ 
gen, in die das Vereinigte Königreich 
sich verwickelt hat. Historisches Den¬ 
ken ist nicht die Sache bürgerlicher 
Politiker, die sich von Krise zu Krise 
wurschteln. Aber es muss doch erinnert 
werden an eine Zeit, als in Afghanis¬ 
tan noch Mädchen in die Schule gehen 
konnten und der „freie Westen“ gegen 
diese kommunistische Errungenschaft 
„Freiheitskämpfer“ bewaffnet hat. Man 
muss daran erinnern, wie der blutige 
Pudel Tony Blair mit seinem Herrchen 
George Bush bei Fuß ging, als der sä¬ 
kulare Staat Irak zerschlagen wurde - 
die Parallele zur Zerstörung Libyens 
liegt auf der Hand. Man muss erinnern 
an die Aufrüstung Saudi-Arabiens und 
der Emirate, die mit Unmengen Petro¬ 
dollars die Drachenbrut aufgefüttert 
haben, heiße sie El Kaida oder Islami¬ 
scher Staat. Und an die geheimdienst¬ 
liche Förderung religiös Wahnsinniger 
in der Russischen Föderation und in 
China, um diese Länder zu destabili¬ 
sieren. All das wendet sich jetzt gegen 
die Brandstifter. 

Richtige Schlussfolgerungen aus dem 
Scheitern des „Kriegs gegen den Ter¬ 
ror“ zu ziehen, dazu sind die Herrschen¬ 
den in der „Wertegemeinschaft“ nicht 
in der Lage. Diese würden vielleicht 
auch die Geschäfte stören. Auch nach 
diesem Londoner Attentat fällt den 
Herrschenden nur ein, was ihnen im¬ 
mer einfällt: Staatsterror nach außen, 
Militarisierung und Repression nach 
innen. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Die „formierte Gesellschaft" 

CDU/CSU-Regierungsziel von 1965 


V or etwas mehr als vierzig Jah¬ 
ren (am 5. Mai 1977) starb der 
ehemalige CDU-Wirtschafts- 
minister unter Bundeskanzler Kon- 
rad Adenauer (1949 - 1963) und sein 
Nachfolger als Bundeskanzler (1963 - 
1966), Ludwig Erhard. Mit diesem Na¬ 
men wird der Mythos von der „freien 
oder sozialen Marktwirtschaft“ und 
vom „Wirtschaftswunder“ verbunden. 
Manche alte Gewerkschafter oder 
Gewerkschafterin werden sich jedoch 
sicher noch an die heftigen „Maßhal- 
teapelle“ erinnern, wenn es hart um 
höhere Löhne ging. Kein Mythos ist 
Erhards Rolle als Hauptverfechter ei¬ 
ner „formierten Gesellschaft“ Sie wur¬ 
de einst auch als „nach-pluralistische 
Gesellschaft“ bezeichnet, in der nicht 
mehr die Verbände und Parteien um 
ihre Interessen kämpfen, sondern alle 
Einzelinteressen dem „Gemeinwohl“ 
unterzuordnen sind. Unter „Gemein¬ 
wohl“ sei eine gut wachsende Wirt¬ 
schaft zu verstehen („Nur wenn es der 
Wirtschaft gut geht, geht es uns allen 
gut“). Experten, Sachzwänge, ökono¬ 
mischer Nutzen und Notwendigkeit, 
gesellschaftliche Leistungen und Ei¬ 
genverantwortung müssen „Demo¬ 
kratismus“ und Parlamentsmehrhei¬ 
ten ersetzen („Keine Diktatur der 
Mehrheit“). Manche dieser alten Vor¬ 
stellungen sind auch heute noch in der 
Diskussion um eine „Reform und Mo¬ 
dernisierung der Demokratie und des 
Parlamentarismus“ zu erkennen. 

Hinter der „formierten Gesell¬ 
schaft“ steckte als theoretischer Stich¬ 
wortgeber der Publizist und Erhard- 
Kanzlerberater Rüdiger Altmann 
(1.12.1922 - 13.2.2000). Seine zen¬ 
trale Forderung lautete „Ein starker 
Staat gegen den legalisierten und ze¬ 
mentierten Pluralismus“. Seine „au¬ 
toritäre Staatsauffassung“ war kein 
Wunder, denn Altmann hatte sechs 
Jahre in Marburg bei Carl Schmitt, 
dem führenden Theoretiker des „star¬ 
ken Staates“, studiert. Altmann prägte 
den Begriff „formierte Gesellschaft“ 
und sein Einfluss reichte bis in den 
SPD-Bundesvorstand. Als stellver¬ 
tretender Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Industrie- und Handelsta¬ 
ges war seine Meinung verständlich: 
„Gefährdet wird diese Gesellschaft 
nicht mehr durch soziale Konflikte 
alten Stils, sondern durch das funk¬ 
tionslose Wuchern der organisierten 
Interessen (...) Denn wenn diese De¬ 
mokratie sich ruiniert, dann durch ihre 
eigene Willensschwäche.“ Nur aus den 
gemeinschaftlichen gesellschaftlichen 
Zielvorstellungen können sich gültige 
gesellschaftliche Interessen herleiten. 
Um diese Zielvorstellungen und die 
„gemeinsamen Interessen“ zu schüt¬ 
zen, ist, wenn erforderlich, ein „starker 
Staat“ notwendig. 

Die CDU/CSU als Regierungs¬ 
partei und Ludwig Erhard als Bun¬ 
deskanzler versuchten in jener Zeit 
den veränderten Existenzbedingun¬ 
gen des westdeutschen Imperialis¬ 
mus in ihrem Programm Rechnung 
zu tragen. Die Union stellte ihr ge¬ 
sellschaftliches Konzept eines innen¬ 
politischen Stabilisierungsprogram- 
mes 1965 auf dem Bundesparteitag 
der CDU in Düsseldorf unter dem 
Schlagwort der „formierten Gesell¬ 
schaft“ vor. Denn „nur eine Verfas¬ 
sung der Gesellschaft, in der wir alle 
Kräfte weitschauend einsetzen kön¬ 
nen, wird den Wohlstand, die sozia¬ 
le Sicherheit und die kulturelle Blü¬ 
te unseres Volkes gewährleisten (...) 
Wir sollten uns klar darüber sein, 
dass auch unsere politische Ordnung 
einem natürlichen Entwicklungspro¬ 
zess unterworfen ist.“ (L. Erhard) 
Dieses Konzept blieb lange Zeit 
Grundlinie der CDU/CSU-Politik. 
Doch der Begriff „formierte Gesell¬ 
schaft“ klang in der öffentlichen Dis¬ 
kussion doch zu sehr nach „Gleich¬ 
schaltung“. Es wurde später mehr von 
einer „Leistungsgesellschaft/-gemein- 
schaft“ oder „Industriegesellschaft“ 
gesprochen. Diese Begriffe setzten 
immer die Unterordnung aller „Ein¬ 


zelinteressen“ unter eine „gesamtge¬ 
sellschaftliche Zielstellung“ einer nach 
innen und nach außen starken deut¬ 
schen Industriemacht voraus. Darauf 
aufbauend auf eine politische und mi¬ 
litärische Handlungsstärke des Staates 
auf dem europäischen und dem Welt¬ 
markt. 

Widerstand der 
demokratischen Bewegungen 

Schon 1956 warb Ludwig Erhard mit 
pathetischen Worten für eine „ideale 
Gesellschaft der vollen ökonomischen 
Machtentfaltung“ des modernen Kapi¬ 


talismus: „Gerade eine Gemeinschaft 
freier Menschen muss sich über alle 
parteipolitischen Zänkereien Ziele 
setzen können, die von jedem Einzel¬ 
nen geglaubt und erlebt werden und 
die uns über das Materielle hinaus auf 
die Erfüllung gemeinsamer Aufgaben 
vertrauen lassen.“ 

Die Unternehmerverbände lob¬ 
ten selbstverständlich diese Ideen 
und versuchten die gesellschaftliche 
„Formierung“ in ihre Auseinander¬ 
setzungen mit den Gewerkschaften 
durchzusetzen. Eines ist damals in 
den „Gewerkschaftlichen Monats¬ 
hefte“, dem Organ des DGB, deutlich 
benannt worden: „(...) man (wird) das 
Gefühl nicht los, diese Verhandlungen 
würden dazu genutzt, die sozialen Ge¬ 
gensätze zu unterdrücken, das Modell 
der Großen Koalition auf die Arbeit¬ 
geber-Arbeitnehmer-Beziehungen zu 
übertragen, die Gesellschaft zu ,for¬ 
mieren’. Die Teilnehmer werden ver¬ 
strickt in ein Netz wissenschaftlich 
ergründeter Zusammenhänge, die ih¬ 
nen ihr Handeln vorschreiben. Die Ta¬ 
rifautonomie schwindet dahin, nicht 
etwa unter äußeren Zwang, sondern 
unter dem Sachzwang der Logik, wo¬ 
nach die Einhaltung bestimmter Leit¬ 
linien allen Seiten - auch den Arbeit¬ 
nehmern - größeren Vorteil einbringt 
als das autonome Austragen der In¬ 
teressenkonflikte.“ ( W. Schmidt, Sach¬ 
zwang und Tarifautonomie, in: Ge¬ 


werkschaftliche Monatshefte, Köln, 
Nr. 6/1968, S. 336 ) 

Reinhard Opitz formulierte damals 
die gründlichste und schärfste Kritik 
am Konzept der „formierten Gesell¬ 
schaft“ in der Zeitschrift „Blätter für 
deutsche und internationale Politik“. 
1965 hatte er in seinem Artikel „Der 
große Plan der CDU“ die „formierte 
Gesellschaft“,, analysiert und kam zu 
folgenden Ergebnissen: 

★ Das „Gemeinwohl“, dem sich Par¬ 
lament, Parteien, Länderregierungen, 
Kommunen, Gewerkschaften und alle 
übrigen Gruppen der Gesellschaft un¬ 


terordnen sollen, ist in seinem Inhalt 
identisch mit den wirtschaftlichen 
und politischen Interessen der gro¬ 
ßen Industriekonzerne und der ihnen 
interessenmäßig verbundenen Groß¬ 
banken. Die Interessen anderer ge¬ 
sellschaftlichen Gruppen sind bei der 
inhaltlichen Bestimmung dessen, was 
jeweils als das Interesse „des Ganzen“ 
ausgegeben wird, immer nur so weit 
berücksichtigt, wie ihre Berücksichti¬ 
gung im Interesse der Industrie selbst 
liegt. 

★ Um eine kooperierende Gesell¬ 
schaft herzustellen und ihre Funkti¬ 
onsfähigkeit dauerhaft sichern zu kön¬ 
nen, verlangt es einen starken Staat. 
Eine „Reform der deutschen Demo¬ 
kratie“ soll eingeleitet werden. Mehr¬ 
heitsbeschlüsse im Parlament sollen 
in wesentlichen Fragen für die Regie¬ 
rung nicht bindend sein. Den Landes¬ 
und Kommunalverwaltungen wird die 
Selbstständigkeit eingeschränkt. Der 
Staatshaushalt soll in wichtigen Ent¬ 
scheidungen dem Parlament entzogen 
werden. Das Grundgesetz soll danach 
geändert (modernisiert) werden. 

★ Als das stärkste Hindernis auf dem 
Wege in die „formierte Gesellschaft“ 
erweist sich die seit 1945 in die deut¬ 
sche Öffentlichkeit getragene und 
vor allem bei der Jugend anzutref¬ 
fende Demokratie-Erwartung. Mit 
der Unterscheidung von Demokratie 
und „Demokratismus“ sollen alle auf 


rationalistische Traditionen zurückge¬ 
henden Momente aus dem Demokra¬ 
tie-Begriff eliminiert, seine humanis¬ 
tischen, liberalen und sozialen Inhalte 
als illegitime säkularisierte Heilser¬ 
wartungen deklassiert und damit in 
den Bereich des politisch nicht Rea- 
lisationswürdigen verwiesen werden. 

★ Die Demokratie soll nach dem Wil¬ 
len der deutschen Industriekonzerne 
diesmal nicht weggeputscht, sie soll 
auf eine legale und der Bevölkerung 
möglichst unmerkliche, eben „moder¬ 
ne“ Art wegmanipuliert werden. 

★ Nach der Devise „Heute Deutsch¬ 


land, morgen Europa, dann die ganze 
Welt“ wird die Idee der „formierten 
Gesellschaft“ als „Heilsbringer“ für 
das kapitalistische Europa angeboten. 
Sie ist, nach Meinung ihrer Verfechter, 
geeignet, eine Leitidee für die Neuge¬ 
staltung unseres Erdteils wie auch für 
die wirtschaftliche und soziale Ent¬ 
wicklung anderer Völker zu sein. Wenn 
dieser Schritt gelingt, dann wird sich 
die Anziehungskraft einer so geglie¬ 
derten Gesellschaft anderen Formen 
gegenüber als weit überlegen erwei¬ 
sen. Zugleich wird sie den Sozialismus 
ideologisch und politisch aufzehren. 

Formierte Gesellschaft 
gleich formierte Herrschaft 

Wenn dann nicht alles nach dem Plan 
des Kapitals funktioniert, wird die 
Frage „Demokratie oder Diktatur“ 
konkret. Die Prediger der „formier¬ 
ten Gesellschaft“ zeichneten das Bild 
eines „Gesamtbetriebes ohne Unter¬ 
nehmer“. Da sie keine Utopisten wa¬ 
ren (und sind), schlossen sie ihrem 
Bild von ihrer Idealgesellschaft gleich 
die autoritäre Lösung des Problems 
der Verweigerung einer individuellen 
und kollektiven „Formierung“ an. Für 
sie bedeutet „Widerstand“ „die Ein¬ 
setzung eines Unternehmers für den 
Gesamtbetrieb, d.h. der Übergang 
von der politischen Demokratie zu ir¬ 
gendeiner Form autokratischen oder 
totalitären Regimes“. Auch dafür wur¬ 


den damals die Notstandsgesetze be¬ 
schlossen. 

Die KPD 

Im gleichen Jahr (1965), in dem der 
CDU-Parteitag die Zielstellung „for¬ 
mierte Gesellschaft“ in ihr Programm 
schrieb, in dem die Bundestagswahl 
stattfand, aus der die CDU als Wahl¬ 
sieger hervorging, stellte die illega¬ 
le KPD in ihren Veröffentlichungen 
(unter erschwerten illegalen Bedin¬ 
gungen) fest, die Bevölkerung stehe 
dringender denn je vor der Frage, wel¬ 
chen Weg die Bundesrepublik gehen 
solle. Das Regierungsprogramm der 
CDU stelle einen weiteren „General¬ 
angriff auf die Lebenshaltung und die 
Rechte des arbeitenden Volkes dar“. 
Doch wird die Lage der Bundesrepu¬ 
blik aber keineswegs allein von der re¬ 
aktionären Regierung bestimmt. „Die 
Gewerkschaften, die Sozialdemokra¬ 
ten und Kommunisten, humanistische 
Geistesschaffende, christliche und li¬ 
berale Friedensanhänger, demokrati¬ 
sche Jugendverbände, sie alle, die sich 
dem den Frieden und die Demokratie 
gefährdenden Kurs widersetzen, sind 
eine große Kraft, die die Entwicklung 
zum Guten wenden kann.“ Und alter¬ 
native Politik bedeute, so hieß es im 
Wahlkampfprogramm 1965 der KPD: 

★ Sozial sein heißt: jede soziale De¬ 
montage, auf welchem Gebiet auch 
immer, verhindern und statt dessen 
mit dem Abbau der riesigen Rüs¬ 
tungslasten beginnen. 

★ Demokrat sein heißt: Sich mit Ent¬ 
schiedenheit gegen jede Änderung 
des Grundgesetzes zur Wehr setzen, 
die Manipulation des Wahlrechts ver¬ 
hindern, das demokratisch-parlamen¬ 
tarische System im gesamten staatli¬ 
chen Leben durchzusetzen. 

★ National sein heißt: Auf jede Form 
des Mitbesitzes oder der Mitverfü¬ 
gung an Atomwaffen verzichten, das 
Zustandekommen eines Atomsperr¬ 
vertrages fördern, die im Ergebnis des 
Hitlerkrieges entstandenen Grenzen 
und die Existenz der DDR als Rea¬ 
lität anerkennen, den Alleinvertre¬ 
tungsanspruch aufgeben, die Vor¬ 
schläge der DDR zur Entspannung 
und Verständigung nicht mit einem 
sturen Nein beantworten. Wer den 
Frieden will, muss bereit sein, über die 
Minimalvorschläge, wie sie die DDR 
der Bundesregierung unterbreitet hat, 
zu verhandeln. 

★ Die gesamte Entwicklung erhärtet 
die Forderung nach Aufhebung des 
KPD-Verbots. Es wächst die Erkenntnis 
in allen Volksschichten, dass die Bun¬ 
desrepublik zur Verteidigung der De¬ 
mokratie, zur Erhaltung des Friedens, 
zur Sicherung des sozialen Besitzstan¬ 
des und zur Hebung ihres Ansehens in 
der Welt eine legale KPD braucht. 

Der nächste Schritt: 
die Große Koalition. 

Altes in neuen Kleidern? 

Der Versuch, die „formierte Gesell¬ 
schaft“ als Gesamtkonzept durchzu¬ 
setzen, musste wegen dessen offen¬ 
kundig autoritären und antisozialen 
Zügen zwangsläuüg scheitern. Der 
gesellschaftstheoretische Inhalt dieser 
Konzeption ist dennoch in das prakti¬ 
zierte staatsmonopolistische Formie¬ 
rungsprogramm der Bonner Koalition 
von CDU/CSU und FDP eingegangen. 
Mit dem Übergang zur „Großen Koa¬ 
lition“ (1966) von CDU/CSU und SPD 
unter den CDU-Altnazi Kiesinger als 
Ausdruck der Krise des politischen 
Herrschaftssystems wurde nur eine 
weit flexiblere Taktik angewendet. In 
den Vordergrund traten die Propagie¬ 
rung und Begründung einzelner - teil¬ 
weise modifizierter - Elemente einer 
„formierten Gesellschaft“, die sich vor¬ 
rangig auf die Regulierung der Klas¬ 
senbeziehungen konzentrieren. 

Für viele bürgerliche Demokraten, 
selbst für konservative Bürger, be¬ 
deutete die Möglichkeit einer „gro¬ 
ßen Koalition“ von CDU/CSU und 
SPD den Tod der parlamentarischen 
Demokratie. WB 



Ludwig Erhard (rechts) und Konrad Adenauer auf dem 13. CDU-Bundesparteitag, 28.3.1965 - 31.3.1965. Beide waren niemals 
Freunde, Adenauer machte seinem Nachfolger nicht erst nachdem er abgedankt war, das Leben schwer. Doch beide waren 
sich wohl grundsätzlich vor allem dann einig, wenn es um Kapitalinteressen, und die „Größe“ (West-)Deutschlands ging. 
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Stätten der Weltkultur bedroht 

Einen besseren Schutz von Stätten des 
Weltkultur- und des Weltnaturerbes 
fordern Nichtregierungsorganisatio¬ 
nen, die sich im Verein „World Herita- 
ge Watch“ zusammengeschlossen haben. 
Aus Anlass des Internationalen Welter¬ 
betages, der Anfang Juni begangen wird, 
präsentierte der 2014 gegründete Verein 
erstmals einen Bericht mit mehr als 30 
besonders bedrohten Welterbestätten. 
Immer mehr der über 1 000 in den Lis¬ 
ten der UNESCO eingetragenen Stät¬ 
ten seien durch Klimawandel, bewaffne¬ 
te Konflikte, Raubbau, Bausünden oder 
Massentourismus bedroht, der Bericht 
wirft Regierungen und Behörden vor, 
zahlreiche Welterbestätten aus politi¬ 
schen oder wirtschaftlichen Interessen 
nicht ausreichend zu schützen. Ein ak¬ 
tuelles deutsches Beispiel: Die Loreley 
wird dem Profit geopfert, gemeint sind 
die weitreichenden Pläne eines Inves¬ 
tors: Ein hochwertiges Hotelprojekt 
(fünf Sterne sollen es schon sein), ein 
ebenso anspruchsvoller „Kulturpark“ 
an der Felsspitze mit einer vernünfti¬ 
gen Infrastruktur und die Freilichtbüh¬ 
ne, die ebenfalls umgestaltet und damit 
für die Zukunft fit gemacht werden soll. 
Die UNESCO habe bei der Menge der 
Welterbestätten nicht ausreichend Ka¬ 
pazitäten, um sie wirksam zu schützen. 
Die Kulturorganisation der Vereinten 
Nationen sei auf die aktive Beteiligung 
der Menschen vor Ort angewiesen. Der 
Bericht soll den Delegierten des UN- 
Welterbekomitees vorgelegt werden, 
die sich in einem Monat in Krakau zu 
ihrer nächsten Sitzung treffen. 

Theaterpreis für Anne Lepper 

Seit 1976 gibt es den Mülheimer Dra¬ 
matikerpreis, ausgezeichnet werden Stü¬ 
cke und nicht Inszenierungen. In diesem 
Jahr geht der Preis an Anne Lepper. 
Eine fünfköpfige Jury wählte die aus 
Essen stammende Autorin in öffentli¬ 
cher Debatte, auch dies eine Besonder¬ 
heit, für ihr Stück „Mädchen in Not“ 
aus. Das Stück handelt von einer jungen 
Frau, die genug hat vom Patriarchat und 
ihr Leben mit einer männlichen Sexpup¬ 
pe verbringen will. Die 1978 geborene 
Lepper ist nach Ansicht der Jury „eine 
wirkliche Entdeckung“, was ein wenig zu 
dick aufgetragen wirkt, denn mittlerwei¬ 
le hat die Autorin sieben Theaterstücke 
verfasst, die aufgeführt und zumindest 
Beachtung, auch Auszeichnungen erfuh¬ 
ren. Die Jury begründet ihre Entschei¬ 
dung, „ es sei die komische und zugleich 
abgründige Geschichte einer versuch¬ 
ten Emanzipation in einer comic- und 
zwanghaften Welt“. Die Kritik ging nach 
der Uraufführung 2016 in Mannheim 
nicht sehr gnädig mit dem Stück um, es 
war die Rede von „literarischem Mager¬ 
quark“ und dem „draufgesattelten The¬ 
menstrang von der Bürgerwut gegen 
Überfremdung“. Diese Pflichtübung der 
Theater-Gutmenschen nerve und helfe 
keinem Flüchtling. Der mit 15 000 Euro 
dotierte Mülheimer Dramatikerpreis 
ist eine der meistbegehrten Theater¬ 
auszeichnungen im deutschsprachigen 
Raum und wird am 18. Juni verliehen. 

Wippende Einheit 

Einen Tag nach der Entscheidung des 
Bundestags zum sogenannten „Ein¬ 
heitsdenkmal“ sagte die Kulturstaats¬ 
ministerin Monika Grütters, sie sei 
froh, dass es jetzt Klarheit“ gebe „und 
die Hängepartie ein Ende“ habe. So 
umstritten einzelne Aspekte dieses 
Denkmals sind, so breit ist doch der 
gesellschaftliche Konsens, der friedli¬ 
chen Revolution von 1989 als solcher 
angemessen öffentlich zu gedenken“, 
sagte Grütters der Deutschen Presse 
Agentur. Um das Einheitsdenkmal hat¬ 
te es wegen der Finanzierung jahrelang 
Streit gegeben, zuletzt hatte der Haus¬ 
haltsausschuss das Projekt blockiert. 
Der Bundestag hat die Mittel nun frei¬ 
gegeben. Das Denkmal in Form einer 
Wippe soll vor dem rekonstruierten 
Berliner Stadtschloss errichtet werden. 
Unterschlagen wird der breite Protest 
von Künstlern, Wissenschaftlern und 
Bürgern gegen die inhaltliche und for¬ 
male Gestaltung als spielerischer Frei¬ 
zeitspaß, ein bisschen locker und al¬ 
bern, wäre da nicht diese überdimensi¬ 
onierte Schrift: Wir sind das Volk. Wir 
sind ein Volk. Herbert Becker 


Der Rote Oktober 

Vier Beiträge zur Oktoberrevolution 1917 


G roße Jahrestage sind auch Me¬ 
dienereignisse, und die Art, wie 
sie zelebriert werden, spiegelt 
oft weniger das historische Ereignis als 
die mediale Gegenwart. Das derzeit all¬ 
gegenwärtige „Luther-Jahr“ ehrt nicht 
nur den Kirchenreformer. In Zeiten 
leerer Kirchenbänke dürften die vie¬ 
len Luther-Sendungen in TV und Ra¬ 
dio den christlichen Kirchen willkom¬ 
mene Werbung sein. Ähnlich und doch 
ganz anders verhält es sich mit einem 
anderen Jahrhundert-Jubiläum, dessen 
Resonanz in unseren Medien spürbar 



geringer ist und gewiss keinen Werbe¬ 
charakter hat: die Oktober-Revolution 
1917. 

„In meinem Kopf schwirren vie¬ 
le Bilder herum. Entsprechen sie der 
Wahrheit oder sind sie geprägt von 
Sergej Eisensteins ,Oktober 4 ?“, fragt 
sich die deutsche Dokumentaristin 
Kathrin Rothe - und nennt ihren Film 
trotzdem kühn „1917 - Der wahre Ok¬ 
tober“. Künstlerisch ambitioniert ver¬ 
bindet sie klassische Tricktechniken 
mit Archiv-Aufnahmen und Zitaten 
von Gorki, Majakowski und anderen 
Künstlern jener Tage zu einem subjek¬ 
tiven Filmessay über das Verhältnis von 
Kunst und Revolution. Ihr Film ist seit 
kurzem vereinzelt in Kinos zu sehen. 

Größere Verbreitung dürfte eine 
DVD-Veröffentlichung der Filmedition 
Suhrkamp bei Absolut Medien errei¬ 
chen, mit der die Herausgeber Rainer 
Rother und Alexander Schwarz film¬ 
historische „Nachhilfe“ leisten. Unter 
dem Titel „Der Neue Mensch“ machen 
sie Filmklassiker aus den frühen Jahren 
der Sowjetmacht auf zwei DVDs neu 
zugänglich, sorgsam restauriert und - 
soweit es sich um Stummfilme han¬ 
delt - mit neu eingespielter Musik des 
in Weimar lebenden Stummfilmkom¬ 
ponisten Richard Siedhoff. Der recht 






ausführliche und informative Booklet- 
Text datiert die Filme der Jahre 1924 bis 
1932 „zwischen Revolution und Stali¬ 
nismus“, eine eher ideologische Etiket¬ 
tierung, die den Filmen selbst kaum ge¬ 
recht wird. 

Da finden sich pointiert agitato¬ 
rische Kurzfilme („Der Samojeden¬ 
junge“ über die Eingliederung neuer 
Völker in den Sowjetstaat oder „Der 
schreckliche Wawila und Tante Arina“ 
zur Mobilisierung zum Frauentag), ge¬ 
macht ohne künstlerischen Anspruch 
für ein noch großteils analphabetisches 
Publikum. Zwei Entdeckungen, die zu¬ 
vor nur Experten kannten. Revolutio¬ 
när in jeder, auch künstlerischer Hin¬ 
sicht ist dagegen Dsiga Wertows be¬ 
rühmte Filmreihe „Kino-Prawda“, von 
der bis 1925 23 Ausgaben erschienen; 
in der hier ausgewählten Nr. 18 zieht 
Wertow mit seinen drei Kameraleuten 
alle Register der Kamera- und Monta¬ 
getechnik, um den „Neuen Menschen“ 
in eine ebenso neue, technisch gepräg¬ 
te Sicht auf die Welt einzuschreiben: 
Seine Hauptfigur, der Bauer Wladi- 


Marijke liest Krimis 


Die Zeiten ändern sich 

Bei lan Rankin ist Edinburgh „ein kalter Ort zum Sterben“ 


Caledonian Hotel, Edinburgh. John 
Rebus sitzt mit seiner derzeitigen Le¬ 
bensgefährtin Deborah Quant, Patho¬ 
login und ehemalige Kollegin, beim 
Abendessen. 30 Jahre lang war er im 
Polizeidienst, seit kurzem abgescho¬ 
ben in den Ruhestand hadert er mit der 
Langeweile und seiner angeschlagenen 
Gesundheit. Das Caledonian war vor 
fast 40 Jahren Schauplatz eines Verbre¬ 
chens. In Zimmer 316 wurde die ebenso 
schöne wie lebenslustige Bankiersfrau 
Maria Turquard ermordet aufgefunden. 
Das Delikt wurde nie aufgeklärt, Rebus 
nur am Rande damit beschäftigt, will 
die Tat jetzt aufklären. 

Hilfe bekommt er von seiner lang¬ 
jährige Partnerin und Vertrauten 
Siobhan Clarke. Die ist mit einer schwe¬ 
ren Körperverletzung beschäftigt. Das 
Opfer Darryl Christie, aufstrebende 
Unterweltgröße, wurde vor seinem ei¬ 
genen Haus überfallen, hat aber nichts 
gesehen. Die Spekulationen laufen auf 
Hochtouren und landen immer wieder 
bei Big Ger Cafferty, Ex-Unterwelt- 
boss, Ex-Mentor von Darryl, Erzfeind 


von Rebus. Die beiden kennen sich seit 
Kindesbeinen. Rebus ist Cafferty zeit 
seines Polizistendaseins auf den Fersen, 
bisher vergeblich. Man respektiert sich, 
hält Kontakt. Auch der dritte im Bunde 
des Ex-Dream-Teams der schottischen 
Polizei taucht auf: Malcom Fox, nicht 
ganz so langjähriger Partner, Konkur¬ 
rent und gleichzeitig Freund von Re¬ 
bus, soll Darryl der Geldwäsche über¬ 
führen. Die drei beginnen ihre Arbeit. 
Zunächst getrennt, stellen sie schnell 
fest, dass es bei den beiden Verbre¬ 
chen zumindest personelle Verbindun¬ 
gen gibt. Sir Magnus Brough, Inhaber 
eines Bankimperiums, skrupellos, hab¬ 
gierig, tatkräftig, war mit den Turquads 
befreundet. Sein Neffe Anthony eifert 
ihm nach, gründetet eine Investment- 
und eine Consultingfirma und macht 
Geschäfte mit Darryl Christie. 

Ian Rankin lässt seinen Ermittler 
John Rebus nach genau 30 Jahren sei¬ 
nen 21. Fall lösen. Älter ist er gewor¬ 
den, aber immer noch starrsinnig, wenn 
es um seine Intuition, unkonventionell 
bis ruppig, wenn es um seine Techniken 


und die Medien 


mir, und seine Mutter, die Arbeiterin, 
erleben am Ende ihre Apotheose als 
glückliche neue Bürger der kommu¬ 
nistischen Gesellschaft. 

Während Wertows Arbeitsweise mit 
ihren kühnen Assoziationen die Gren¬ 
ze zwischen Dokumentär- und Spiel¬ 
film bewusst sprengt, wirkt die Drama¬ 
turgie in Abram Rooms „Dritte Klein¬ 
bürgerstraße“ (auch bekannt als „Bett 
und Sofa“) fast hausbacken. Hier liegt 
der revolutionäre Sprengstoff nicht 
in der gewählten Form, sondern in 
der Umkrempelung kleinbürgerlicher 



Weitsicht und Moral. Aus der bekann¬ 
ten Dreiecksgeschichte - eine Frau zwi¬ 
schen zwei Männern - macht Room ein 
Melodram, das ganz im Sinne der Ko- 
lontaischen Reformen überkommene 
Vorstellungen über Familie, Ehe und 
Abtreibung gründlich aufmischt und 
eine selbstbewusste, aktive Frau in den 
Mittelpunkt stellt, die auch heute noch 
revolutionär wirkt. 

Nikolai Ekks „Der Weg ins Leben“ 
dürfte von allen Filmen der Sammlung 
der bekannteste sein, denn er prägte 
in den sozialistischen Ländern weitge¬ 
hend die Sozialpädagogik. Ekks Film 
war 1931 der erste sowjetische Film 
mit durchgehender Tonspur, die von 
den jungen Protagonisten gesungenen 
Lieder waren bald regelrechte Gas¬ 
senhauer. Im Zentrum der Handlung 
steht eine jugendliche Bande von ver¬ 
wahrlosten Kleinkriminellen, wie es sie 
nach Revolution und Bürgerkrieg im 
Sowjetland zu Millionen gab. Sergejew, 
dem verständnisvollen Leiter einer Ar¬ 
beitskommune, fällt die Aufgabe zu, sie 
mit einem gewagten Experiment ohne 
drakonische Strafen auf den Weg der 
Tugend zu leiten. 

Dieser Sergej ew, gespielt vom da¬ 
maligen „Star“ Nikolai Batalow aus 
Rooms Film vier Jahre zuvor, hat 


geht. Der Plot ist verwickelt, das Perso¬ 
nal umfangreich, dazu schnelle Schnit¬ 
te und Dialoge in einem so schnod¬ 
derigen Ton, dass sie amerikanischen 
„hardboiled Noirs“ alle Ehre machen 
würden. Alles in allem ein hochspan¬ 
nender, tempo- und wendungsreicher 
Krimi. 

Bis alle Fäden zusammengefügt 
sind brauchen die drei einen langen 
Atem und viel Geduld, die aufzubrin¬ 
gen allen schwerfällt. Sie sind aufein¬ 
ander angewiesen, auch wenn Rebus 
oft sein eigenes Ding macht. Die Puzz¬ 
leteile werden eins nach dem anderen 
zusammengefügt, es gibt weitere Tote, 
einen Verschwundenen, einen Entführ¬ 
ten. Irgendwann erklärt John Rebus, 
„dass eine bestimmte Sorte Mensch mit 
allem davonkommt, selbst mit Mord. 
Dafür müssen sie hart, skrupellos und 
käuflich sein, also alle Eigenschaften 
aufweisen, die man für ein erfolgrei¬ 
ches Unternehmen braucht.“ 

„Ein kalter Ort zum Sterben“ ist 
auch ein Roman über Veränderungen. 
Ein alternder Polizist kann nicht loslas- 


keine Illusionen über die Dimension 
seiner Aufgabe, er muss immer wie¬ 
der Rückschläge verkraften, aber er 
gibt nicht auf. Für den Realismus des 
Films spricht, dass selbst Sergejews 
triumphaler Erfolg am Ende mit dem 
Tod eines seiner Schützlinge erkauft 
werden muss. Der Weg zum „Neuen 
Menschen“ ist eben holprig, aber al¬ 
ternativlos, wie Alexandr Ptuschkos 
Puppentrickfilm „Beherrscher des 
Alltags“ 1932 zeigt. Hauptfigur ist ein 
Mann, der seine kleinbürgerlichen Ge¬ 
wohnheiten nicht ablegen will und sei¬ 
ne alten Möbel in die neue Wohnung 
holt - und damit leider auch die Bett¬ 
wanzen. 

Ebenfalls bei Absolut Medien er¬ 
schienen ist die DVD „1917 - Die rus¬ 
sische Revolution“, die der Brite Paul 
Jenkins bereits 2007 zum 90. Jahrestag 
der Ereignisse erstellte und die nun der 
Sender arte „recycelt“. Um es gleich zu 
sagen: er hätte es besser gelassen. Denn 
was Jenkins da zusammengetragen hat 
an „Aufnahmen aus russischen, ameri¬ 
kanischen und europäischen Archiven, 
Tagebuch-Aufzeichnungen, Kunstwer¬ 
ken und Fotografien“ - so der Arte- 
Text - ist eine unstrukturierte Materi¬ 
alsammlung, in der die wenigen Entde¬ 
ckungen im Wust des Bekannten oder 
Belanglosen untergehen. Ärgerlicher 
noch als das ist Jenkins 4 angestreng¬ 
te Bemühung, die Ereignisse von 1917 
auf seine Weise umzudeuten, wozu 
er neben eigenem Kommentar auch 
zahlreiche, meist unbekannte „Exper¬ 
ten“ in Interviewausschnitten ins Feld 
führt. Und wenn unter diesen mal einer 
nicht ganz auf Jenkins 4 Linie ist, wird er 
mit dem Etikett „von Putin geschätzt“ 
gleich als unbedeutend ins mediale Ab¬ 
seits gestellt. 

So ist dann die Rede von Lenins „fi¬ 
xer Idee, die Revolution zu machen 44 
die dann doch im Gegensatz zur März¬ 
revolution Kerenskis „nur ein Staats¬ 
streich“ gewesen sein soll. Eine briti¬ 
sche „Expertin“ kritisiert Lenins be¬ 
rühmtes Dekret über den Frieden als 
„unkonkret“, ein anderer sieht Keren¬ 
ski „von Lenin fasziniert wie von einer 
Schlange“. Der Kommentar, der „ro¬ 
ten Terror gegen weißen Terror“ setzt, 
ohne die massive Einmischung fremder 
Mächte zu erwähnen, schreibt Lenin ei¬ 
nen „direkten Befehl“ zur Zerstörung 
der Kirchen und die „Erfindung des 
Gulag“ zu. Einen Beleg für solche Ur¬ 
teile sucht man in den Bildern vergeb¬ 
lich, wie überhaupt Jenkins mehr den 
Worten zu trauen scheint als den Bil¬ 
dern, die er als dekorativen Bildteppich 
unter den Interviews und Kommenta¬ 
ren vorbeirauschen lässt. 

Hans-Günther Dicks 


sen, macht einfach weiter. Ein altern¬ 
der Gangster plant sein Comeback, 
lässt die Puppen nochmal tanzen. Die 
alte Unterwelt wird abgelöst von der 
gesellschaftlichen Elite, Gangstern mit 
Schlips und Kragen. Überschneidun¬ 
gen nicht ausgeschlossen. Und Brecht 
hat recht. 

Bee 
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Ein Jahrhundert in einem Kopf 

Schrieb Eric Hobsbawm „das letzte Kapitel“? • Von Georg Fülberth 



Wenn heute weithin vom „Zeitalter der Katastrophen“ für den Abschnitt 1914-1945 gesprochen wird, 
geht das auf Eric Hobsbawm zurück. 


A m 9. Juni wäre Eric Hobsbawm 
einhundert Jahre alt geworden. 
Sein Geburtsjahr, 1917, hat er, 
seit er erwachsen wurde, ja schon vor¬ 
her, als Halbwüchsiger, wie ein Omen 
behandelt: die Oktoberrevolution präg¬ 
te seiner Meinung nach sein eigenes 
Jahrhundert und damit auch sein Le¬ 
ben. 

Seine Abkunft bezeichnete er ein¬ 
mal als „a mixture“: die Mutter, Nelly 
Grün, kam aus einer großbürgerlichen 
österreichischen jüdischen Familie. Als 
Belohnung für ihr bestandenes Abitur 
schenkte der Vater ihr eine Reise nach 
Ägypten. Dort traf sie auf einen jun¬ 
gen Briten, Percy Hobsbawm, ebenfalls 
mit jüdischen Vorfahren, der im Mut¬ 
terland nicht viel berufliches Glück ge¬ 
habt hatte und nun eine Stelle in der 
Kolonialverwaltung gefunden hatte. 
Die Großeltern väterlicherseits wa¬ 
ren aus Warschau eingewandert (der 
Großvater war Tischler) und hießen 
Obstbaum. Der zuständige Beamte 
der britischen Einwanderungsbehör¬ 
de konnte damit nichts anfangen und 
trug stattdessen „Hobsbawm“ ein - ein 
Name, der in England völlig ungewöhn¬ 
lich war. 

Nelly Grün und Percy Hobsbawm 
wollten heiraten. Dies ging im Ersten 
Weltkrieg auf britischem Hoheitsge¬ 
biet - in Ägypten - nicht, da sie feind¬ 
liche Ausländerin war. Also reisten sie 
zur Trauung in die neutrale Schweiz. 
Ihr Sohn Eric John wurde in Alexan¬ 
dria geboren. 

Nach dem Krieg zogen sie nach 
Österreich. Das Vermögen der Mutter 
ging in der Inflation unter, der Vater 
hatte ohnehin nichts, die Familie war 
plötzlich bitter arm. In seinen Memoi¬ 
ren schildert Eric Hobsbawm, wie er in 
einem harten Winter weinend über den 
Wiener Ring lief, während der Frost 
durch seine für dieses Wetter ungeeig¬ 
neten Schuhe drang. Der Vater starb 
1929 an Herzinfarkt, als er wieder ein¬ 
mal unterwegs war, um Geld aufzutrei¬ 
ben, die Mutter 1931 an Tuberkulose. 
Verwandte nahmen Eric Hobsbawm 
und seine Schwester in Berlin auf und 
kümmerten sich um sie. Da hatte er 
eine erste Prägung schon erhalten: die 
Kultur Wiens, in dem zugleich die So¬ 
zialdemokratie eine vorbildliche Ge¬ 
meindepolitik gestaltete. Ihr verdank¬ 
te seine Mutter einen Job, mit dem sie 
ihre Familie über Wasser hatte halten 
können. Nelly Hobsbawm hat zugleich 
darauf geachtet, dass ihre Kinder auch 
in Österreich in den Traditionen briti¬ 
scher Bildung aufwuchsen. 

In Berlin nahm der Sohn die 
Schlusskatastrophe der Weimarer Re¬ 
publik nachgerade frühreif mit poli¬ 
tisch wachem Sinn auf. Er schloss sich 
dem von der KPD beeinflussten Sozia¬ 
listischen Schülerbund an. Seine Grup¬ 
pe wurde von dem jungen Rudolf Le¬ 
der angeleitet, der später unter dem 
Namen Stephan Hermlin einer der 
prominenten Schriftsteller der DDR 
werden sollte. Nach der Machtüber¬ 
gabe an Hitler verteilte Eric Hobsba¬ 
wm im letzten Wahlkampf der Weima¬ 
rer Republik Flugblätter für die KPD, 
unter seinem Bett stand ein Abziehge¬ 
rät; seine Genossen fanden, bei einem 
Ausländer werde man es nicht suchen. 
Bald danach verlor sein Onkel seinen 
Job: nicht weil er Jude, sondern weil er 
Brite war und seine Firma plötzlich nur 
noch Deutsche beschäftigen wollte. So 
wanderten er, seine Frau und die bei¬ 
den Pflegekinder nach Großbritannien 
aus. Eric Hobsbawm hat dort zwei Jah¬ 
re lang sein Tagebuch noch auf Deutsch 
geführt. Die kurzen Zitate, die er da¬ 
raus in seinen Lebenserinnerungen 
wiedergibt, weisen auf eine stark uto¬ 
pische Richtung seiner kommunisti¬ 
schen Überzeugung hin. 

In England hielten ihn die Pflege¬ 
eltern von politischer Aktivität fern, 
stattdessen solle er für das Abitur ler¬ 
nen. Er paukte zwei Jahre in großer 
Einsamkeit und gewann ein Stipendi¬ 
um für Cambridge. Dort studierte er 
Geschichte. Es war die Zeit des „Roten 
Cambridge“. Die kommunistische Stu¬ 


dierendengruppe hatte die Hegemo¬ 
nie in der studentischen Selbstverwal¬ 
tung. Eric Hobsbawm war ihr eifriger 
Funktionär. Er trat der KP bei. Doch 
Politik war nicht alles. Cambridge war 
ein umfassendes Bildungserlebnis für 
ihn, auch durch die zahlreichen intel¬ 
lektuellen Freundschaften, die er dort 
schloss. Seine Interessen reichten sehr 
weit, von der Literatur bis hin zur Mu¬ 
sik: Barock, Klassik, Romantik, Jazz. 
Das politische Generationserlebnis 
der jungen Linken in Cambridge war 
die Solidarität mit der Spanischen Re¬ 
publik. Einer ihrer Kommilitonen fiel 
im Bürgerkrieg, sein Foto hing in zahl¬ 
reichen Student(innen)-Zimmern. Auf 
einer Reise nach Südfrankreich fuhr 
Hobsbawm für einen Tag nach Spani¬ 
en. Er geriet in eine Gegend, in der die 
Anarchisten dominierten, sie gefielen 
ihm nicht und er ihnen auch nicht. 

Im Zweiten Weltkrieg diente er 
bei den Pionieren, kam aber nicht an 
die Front. Obwohl schon einige Jahre 
Kommunist, lebte er erst jetzt in einem 
proletarischen Milieu, und er war be¬ 
eindruckt von der Solidarität und dem 
Klassenbewusstsein seiner Kameraden. 
Nach Kriegsende war er zwei Jahre als 
Soldat in Deutschland bei der Umer¬ 
ziehung deutscher Kriegsgefangener 
eingesetzt. 

Er promovierte in Geschichte und 
wurde 1947 Dozent am Birkbeck-Col¬ 
lege der Universität London, einer Ein¬ 
richtung der Erwachsenenbildung - ge¬ 
rade noch rechtzeitig: Der Kalte Krieg 
brach aus, kurz darauf hätte Hobsbawm 
keine Chance mehr gehabt. Kommu¬ 
nisten im Öffentlichen Dienst wurden 
von ihren Vorgesetzten aufgefordert, 
aus ihrer Partei auszutreten. Weigerten 
sie sich, wurden sie „in jene abgelege¬ 
nen Ecken versetzt, die große bürokra¬ 
tische Apparate für Mitarbeiter reser¬ 
viert halten, die weder entlassen noch 
auf einen auch nur im mindesten ver¬ 
antwortlichen Posten versetzt werden 
können.“ (Hobsbawm, Eric: Gefährli¬ 
che Zeiten. Ein Leben im 20. Jahrhun¬ 
dert. München 2002. S. 212) 

Hobsbawm behielt seinen Arbeits¬ 
platz, aber weitere Bewerbungen blie¬ 
ben erfolglos. Erst 1971, mit 54, als er 
schon weltberühmt war, erhielt er eine 


Professur in London. Ein zweites Le¬ 
ben führte er als Jazzkritiker unter dem 
Pseudonym Francis Newton. 

Die britische KP hatte seit 1946 eine 
hochqualifizierte „Communist Party 
Historians Group“ (Kommunistische 
Historikergruppe), zu deren führen¬ 
den Mitgliedern Christopher Hifi, Eric 
Hobsbawm und E.P. Thompson gehör¬ 
ten. Ihre Zeitschrift „Past and Present“ 
(Vergangenheit und Gegenwart) er¬ 
warb sich internationale Anerkennung. 

1956 brach die Gruppe auseinan¬ 
der. Unter dem Eindruck der Enthül¬ 
lungen des 20. Parteitags der KPdSU 
und der Intervention des Warschauer 
Pakts in Ungarn traten viele Mitglie¬ 
der, darunter Hill und Thompson, aus 
der Partei aus. Hobsbawm folgte ihnen 
nicht, obwohl er die Ansichten seiner 
Freunde teilte. Er ist immer wieder ge¬ 
fragt worden, warum er blieb. Seine 
Antwort: aus Stolz. Niemand solle ihm 
nachsagen können, er habe eine Par¬ 
tei verlassen, deren Mitgliedschaft nur 
berufliche Nachteile mit sich bringen 
konnte. Eine solche Haltung gehörte 
gewiss auch zur moralischen Ausstat¬ 
tung der Ausgetretenen. Hobsbawm 
hat deshalb noch einen zweiten Grund 
genannt: Er hatte das Heraufkommen 
des Faschismus in Deutschland aus 
naher Anschauung erlebt. Denen, die 
unter dem Einsatz ihres Lebens Wider¬ 
stand leisteten - und die meisten von 
ihnen waren Kommunisten -, fühlte er 
sich in besonderer Weise verpflichtet. 

1959 veröffentlichte er das Buch 
„Sozialrebellen“ - eine Studie über die 
Notwehrbewegungen von Unterschich¬ 
ten unmittelbar oder zu Beginn der In¬ 
dustriellen Revolution, noch ohne Par¬ 
teien und Gewerkschaften. Es ist bis 
heute immer wieder einmal Kult bei 
jungen intellektuellen Linksradikalen 
und Autonomen. 

Seit Anfang der sechziger Jahre 
wandte er sein Interesse Lateinameri¬ 
ka zu - er wurde, immer noch auf der 
Suche nach der Revolution, zum publi¬ 
zistischen Begleiter der Guerilla. 

1962, 1975 und 1987 erschienen 
seine drei Bände über das „Lange 19. 
Jahrhundert“ 1780/89-1914: die Ge¬ 
schichte der Entstehung und Entwick¬ 
lung des Industriellen Kapitalismus 


bis hin zum Imperialismus. Sie sind 
bis heute das Standardwerk zu diesem 
Thema. Im dritten Band untersucht er 
die Ursachen des Ersten Weltkriegs. 
Anders als die Teilnehmer am deut¬ 
schen Historikerstreit für oder gegen 
Fritz Fischer gab es für ihn nicht eine 
spezielle Schuld eines einzelnen Lan¬ 
des, auch nicht Deutschlands. Das dem 
Imperialismus eigene grenzenlose Aus¬ 
dehnungsstreben - wenngleich jeweils 
auf nationaler Basis - war für ihn der 
letzte Grund für den Ausbruch und den 
Verlauf dieses Krieges. 

Er war kein Mann der Archive, aber 
des weiten methodischen Zugriffs von 
der Ethnografie bis zur Statistik. 

In den sechziger und siebziger Jah¬ 
ren unterhielt er enge Beziehungen zur 
Italienischen Kommunistischen Partei, 
deren sich in dieser Zeit herausbilden¬ 
den eurokommunistischen Positionen 
auch die seinen waren. 

Als 1989 ff. der Sozialismus sowje¬ 
tischen Typs zusammenbrach, mochte 
er einen Moment darin eine Chance 
für einen Neuanfang gesehen haben, 
wurde aber bald angesichts der markt¬ 
radikalen Wende des Kapitalismus, der 
diese gescheiterten Gesellschaften auf¬ 
saugte, eines Schlechteren belehrt. Er 
trat nicht aus der Kommunistischen 
Partei aus, beteiligte sich aber nicht 
mehr an der alljährlichen Erneuerung 
der Mitgliedskartei und schied auf die¬ 
se Weise aus. 

In den späten achtziger und frü¬ 
hen neunziger Jahren berief sich der 
Labour-Chef Kinnock beim Versuch, 
seine Partei wieder regierungsfähig zu 
machen, auf Eric Hobsbawm. Dieser 
hatte der britischen Arbeiterbewegung 
eine Art zünftlerischer Selbstbeschrän¬ 
kung vorgeworfen: sie verteidige nur 
noch Errungenschaften von gestern, 
beschränke sich in einer Art Wagen¬ 
burg-Mentalität auf ihr eigenes, längst 
erodierendes Milieu und mache keine 
Anstrengungen mehr, um die Hegemo¬ 
nie auf nationaler Ebene ringen. Die 
Gründung einer sozialistischen Partei 
neben Labour durch den Bergarbeiter¬ 
führer Scargill kritisierte er als sektie¬ 
rerisch. 

1994 erschien dann sein Buch „Das 
Zeitalter der Extreme“ über das zwan¬ 


zigste Jahrhundert. Im Nachhinein 
liest es sich so, als seien seine Werke 
über das 19. Jahrhundert nur Vorstu¬ 
dien hierfür gewesen. Hobsbawm for¬ 
mulierte hier Begriffe und legte eine 
Periodisierung vor, die weithin stilbil¬ 
dend geworden sind: Auf das „Lange 

19. Jahrhundert“ folgte nun das „Kurze 

20. Jahrhundert“. Wenn heute weithin 
vom „Zeitalter der Katastrophen“ für 
den Abschnitt 1914-1945 gesprochen 
wird, geht das auf Hobsbawm zurück. 
1945 bis 1973 folgten in der Gliederung 
dieses Buches die „Goldenen Jahre“ 
des Wohlfahrtskapitalismus, in denen 
auch eine Hebung des Wohlstands in 
den Ländern nachholender Industriali¬ 
sierung und des Staatssozialismus statt¬ 
fand. Ab 1973 kam der „Erdrutsch“. 
Das letzte Wort der deutschen Über¬ 
setzung ist „Finsternis“ - sie stehe be¬ 
vor (im Englischen „darkness ahead“), 
wenn die Menschheit nicht den bisheri¬ 
gen Weg verlasse. 

Viele Kommunist(innen) zweier 
Generationen haben in diesem Buch 
ihre eigene Zeit neu verstehen gelernt, 
und zumindest die Aufgeweckteren ih¬ 
rer Feinde entdeckten eine Einladung, 
ihnen gerecht zu werden. George Soros 
finanzierte die Übersetzung des Werks 
ins Rumänische. In der DDR dagegen 
ist einst keines der Bücher Eric Hobs- 
bawms je erschienen. 

Merkwürdig randständig in dieser 
Globalgeschichte des 20. Jahrhunderts 
bleiben der Holocaust und der Stali¬ 
nismus - ebenso wie in seinen Bü¬ 
chern über das „Lange 19. Jahrhun¬ 
dert“ (das er für verhältnismäßig zivi¬ 
lisiert hielt) die Massaker des Militärs 
in der Junischlacht von 1848 in Paris 
und 1871 gegen die Pariser Kommu¬ 
ne. Offenbar gab es für diesen kulti¬ 
vierten Mann Dinge, die zu furchtbar 
waren, um adäquat dargestellt werden 
zu können. 

Das Monopolkapital hielt er nicht 
für die Ursache des Faschismus. Es 
komme mit jeder Staatsform zurecht. 

Seine Lebenserinnerungen, 2002 
erschienen, tragen im Englischen den 
Titel: „Interesting times“ (Interessan¬ 
te Zeiten) - typisch für sein englisches 
„Understatement“ (Untertreibung). In 
der deutschen Übersetzung - „Gefähr¬ 
liche Zeiten“ - wird diese Relativie¬ 
rung nicht wiedergegeben. Am aufre¬ 
gendsten sind die Jahre bis 1956. Nicht 
ohne Selbstironie schildert der Verfas¬ 
ser sein weiteres Leben als viel reisen¬ 
des Mitglied eines weltweit vernetzten 
Intellektuellen-Jetsets. Aber nie hat er 
vergessen, woher er kam - und wo er 
geblieben ist. Auch als seit 1989 Par¬ 
teiloser nannte er sich einen „life-long 
communist“ - einen Kommunisten sein 
ganzes Leben lang. 

Der unsentimentale Bewohner 
des vornehmen Londoner Stadtteils 
Hampstead - wo einst die Familie 
Marx gepicknickt hatte - war von lie¬ 
benswürdiger Ermutigungsbereitschaft 
gegenüber Menschen, die jünger und 
weniger begabt waren als er oder die 
nicht so viel Glück gehabt hatten. Was 
ihm versagt blieb, war der Nobelpreis 
für Literatur, den er verdient hätte und 
den einst ein anderer Historiker erhal¬ 
ten hatte: Theodor Mommsen. 

Seine späten Interviews waren fast 
schon apokalyptisch. Es werde „Blut 
fließen, viel Blut“, sagte er dem „stern“. 

Er starb am 1. Oktober 2012 nach 
langer Krebstherapie, hellwach bis zu¬ 
letzt. Kurz vor seinem Tod fragte er: „Is 
this the last chapter, or the second-to- 
last chapter?“ (Ist das nun das letzte 
Kapitel oder das vorletzte?) Die Trau¬ 
errede hielt der damalige Labour-Vor¬ 
sitzende Ed Miliband. Hobsbawm liegt 
auf dem Londoner Highgate-Friedhof, 
wie Marx und viele internationale 
Kommunisten. 

Er wurde 95, aber viele werden sich 
und ihm gewünscht haben, dass er hun¬ 
dert würde und eine neue Bilanz der 
Oktoberrevolution verfassen werde. 
Nun müssen andere tun, was in seiner 
Weise nur er konnte. 

Dank an Friedrich-Martin Balzer 
für Unterstützung. 
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Von den Schüssen in Dallas zur Russia Connection 

Zur strukturellen Reformunfähigkeit des US-lmperialismus • Von Klaus Wagener 


A m 22. November 1963 wird Ken¬ 
nedy in Dallas erschossen“resü¬ 
miert der „Tagesspiegel“ „nach 
nur 1 036 Tagen im Amt. Ohne greif¬ 
bare Erfolge zu hinterlassen, zum Bei¬ 
spiel innenpolitische Reformen oder 
einen außenpolitischen Vertrag. Die 
Bürgerrechtsbewegung hat er lau un¬ 
terstützt. Die Sowjets hat er nicht zu¬ 
rückgedrängt, in Berlin eine Vertiefung 
der Teilung zugelassen, auf Kuba nur 
den Status quo verteidigt.“ 

Am 29. Mai wäre John Fitzgerald 
Kennedy 100 Jahre alt geworden. Die 
Vorhaltungen des „Tagesspiegels“, sie 
laufen im Kern darauf hinaus, dass der 
35. US-Präsident den Dritten Welt¬ 
krieg nicht begonnen hat, sind nicht 
gerade neu. Sie liegen auf der glei¬ 
chen Linie wie der massive innenpo¬ 
litische Gegenwind, der dem ins Amt 
gekommenen Präsidenten aus dem 
herrschenden Machtkartell aus Big 
Money, Big Oil, Big Media und dem 
militärisch-industriellen Komplex, 
aber vor allem aus den Geheimdiens¬ 
ten entgegenschlug. 

Der neue Präsident, das machte sei¬ 
ne Weigerung deutlich, die CIA-gesteu- 
erte Mafia-Invasion in der Schweine¬ 
bucht durch Einsatz der US-Air-Force 
zu einem regulären Krieg auszuweiten, 
stellte eine nicht hinzunehmende He¬ 
rausforderung für den brutalen Inter¬ 
ventionismus der Dulles-Hoover-Ei- 
senhower-Ära dar. „Die Sowjets nicht 
zurückgedrängt“, also im Oktober 1962 
auf dem Höhepunkt der Kuba-Krise 
mit Chruschtschow telefoniert zu ha¬ 
ben statt das atomare Inferno zu pro¬ 
vozieren, das kann „kein greifbarer Er¬ 
folg“ sein. 

Staatsreligion 

Antikommunismus 

Im Osten hatten die Faschisten nicht 
ohne Grund „Verbrannte Erde“ hin¬ 
terlassen. Die Bedrohung der USA 
durch die Rote Armee war am Ende 
des II. Weltkriegs weit jenseits aller 
Realität. „Die Russen kommen“, war 
eine reine Fiktion aus dem Hoover- 
Dulles-Imperium. Beispiellose öko¬ 
nomische Dominanz (50 Prozent der 
globalen Wirtschaftskraft), die Bombe, 
das Strategie Air Command (SAC) und 
die globale Präsenz des US-Militärs 
sicherten dem neuen Imperium drü¬ 
ckende Überlegenheit. Die inszenier¬ 
te „Rote Furcht“ („Red Scare“) ermög¬ 
lichte aber eine Fortsetzung des Kriegs 
nach dem Krieg. Die so gewährleistete 
Akzeptanz von Steuersätzen über 90 
Prozent ermöglichte den Erhalt und 
Ausbau des nach Kriegsende weitge¬ 
hend überflüssig gewordenen militä¬ 
risch-industriellen Komplexes. Und 
„Red Scare“ legitimierte einen von 
der Regierungskontrolle weitgehend 
unabhängigen geheimdienstlichen 
Machtapparat. Sie diente gewisser¬ 
maßen einer Institutionalisierung des 
„Tiefen Staates“. Pentagon und CIA 
betrachteten sich als die eigentliche 
Regierung und die Welt als ihren Hin¬ 
terhof, in dem sie nach Belieben Krieg 
führen, Regierungen stürzen, Politiker 
ermorden, Wissenschaft, Kultur und 
Medien beeinflussen und kontrollieren 
konnten und so den Globus den Ver¬ 
wertungsinteressen der US-Konzerne 
zurichten konnte. Das 20. Jh. sollte kei¬ 
nes der antikapitalistischen Alternati¬ 
ve und der befreiten Völker, sondern 
ein amerikanisches, imperialistisches 
werden. Wer am militanten Antikom¬ 
munismus als Staatsreligion zweifelte, 
stellte den imperialen Anspruch und 
implizit den klandestinen Machtappa¬ 
rat in Frage. 

Doch 1956 verfügte die UdSSR 
über die erste transportable Wasser¬ 
stoffbombe, 1957 über die erste funkti¬ 
onsfähige Interkontinentalrakete. Das 
operative Atomwaffenmonopol der 
USA, Grundlage des atomaren Va- 
banque, der Strategie der „massiven 
Vergeltung“ war in Gefahr. Im Kriegs¬ 
fall würden nicht nur eine Dreiviertel¬ 
milliarde Russen, Chinesen und Euro¬ 
päer sterben, sondern auch Millionen 
US-Amerikaner. Pentagon und CIA 


waren im Oktober 1962 bereit, auch 
weiterhin diese Option zu ziehen. Ken¬ 
nedy nicht. Es sollte ihn das Leben kos¬ 
ten. 

Kultur der Gewalt 

Strategische Flexibilität, innere Re¬ 
formfähigkeit sind nicht die Stärke des 
US-Imperiums. Mit Ausnahme viel¬ 
leicht der Jahre des New Deal unter 
Franklin Delano Roosevelt (FDR). 
Prägend für die US-Bourgeoisie, der 
Aufstieg der „Einzigen Weltmacht“ 
war ein nicht endender Krieg gegen 
Unterlegene. Mit Ausnahme des Un¬ 
abhängigkeitskriegs (1775-83), der al¬ 
lerdings gegen die Briten und ihre in¬ 
dianischen Verbündeten nur durch das 
Eingreifen der mit Britannien konkur¬ 
rierenden europäischen Mächte, Frank¬ 
reich und Spanien, gewonnen werden 
konnte. Danach war eine Invasion des 


nordamerikanischen Kontinents kaum 
noch vorstellbar. 

Klar unterlegen waren die Skla¬ 
ven, die in Ketten zur Arbeit gezwun¬ 
gen und an denen als Massenspektakel 
grausame Lynchmordrituale exerziert 
werden konnten. Ebenso wie die in¬ 
dianische Urbevölkerung, die vertrie¬ 
ben, wenn nicht ermordet, in öden Re¬ 
servaten elend ihrem Ende entgegen¬ 
dämmerte. Und klar unterlegen waren 
auch die mexikanischen Truppen, die 
sich 1846 den US-Gebietsforderungen 
entgegenstellten. Nach ihrem Sieg 1848 
annektierten die USA von Mexiko eine 
Fläche von 1,6 Mio. Quadratkilome¬ 
tern, das 4,5-Fache der Bundesrepublik. 

Klar unterlegen auch Kuba, die Phi¬ 
lippinen, Hawaii, Puerto Rico, Hondu¬ 
ras, Panama, die Dominikanische Re¬ 
publik, Nicaragua, Haiti, in welche die 
US-Truppen seit Ende des 19. Jh. im¬ 
mer wieder intervenieren, sie entweder 
direkt okkupieren oder mithilfe bru¬ 
taler Marionettenregime ihrem Dol¬ 
larimperialismus unterwerfen. William 
Blum („Killing Hope“, London, 2014) 
hat 168 US-Auslandsinterventionen 
vor dem II. Weltkrieg aufgelistet und 
56 danach. Noam Chomsky und Andre 
Vltchek („On Western Terrorism“ New 
York, 2013) beziffern die Zahl der nach 
1945 durch westliche koloniale oder 
neokoloniale Intervention Getöteten 
auf 50 bis 55 Millionen. 

Zynismus der Macht 

Auch im II. Weltkrieg sind die USA 
faktisch ungefährdet. Im Westeuropa 
steht den US-Streitkräften 1944 eine 
geschlagene Wehrmacht gegenüber. 
Im Pazifik fehlen dem rohstoffarmen 
Japan völlig die Mittel für einen langen 
Krieg. Aber trotz der Tatsache, dass der 
Sieg der Alliierten, strategisch betrach¬ 
tet, spätestens seit Stalingrad außer 
Frage stand, führte die US-Air Force, 
in Europa mit der Royal Air Force, ge¬ 
rade danach einen brutalen Feldzug 
gegen die Zivilbevölkerungen Japans 
und Deutschlands durch, deren „Höhe¬ 


punkte“ die Atombombenabwürfe auf 
Hiroshima und Nagasaki darstellen. 
Anthony Clifford Grayling, („Among 
the dead Cities“ New York, 2006), be¬ 
ziffert die zivilen Opfer des Alliierten 
Strategie Bombing mit 800 000, andere 
Quellen nennen über 1 Mio. Militärisch 
nahezu sinnlos. Ein verbrecherischer 
Zynismus, der für die mentale Befind¬ 
lichkeit des US-Machtapparates so cha¬ 
rakteristisch ist. 

Curtis LeMay, verantwortlich für 
Hunderttausende toter japanischer 
Frauen und Kinder und bis zu drei 
Mio. Zivilisten im Korea-Krieg wollte 
Vietnam in die Steinzeit zurückbom¬ 
ben. In Korea wurden fast 4 Mio. Liter 
Napalm abgeworfen, in Vietnam mehr 
Bomben als im II. Weltkrieg insgesamt, 
45 Mio. Liter Agent Orange. Für Le¬ 
May war der Krieg dann gewonnen, 
wenn es keine Luftwaffenziele mehr 


gab, der Gegner tot oder in der Stein¬ 
zeit angekommen war. Dieser „Logik“ 
folgten die Planungen für einen Atom¬ 
krieg, deren prominenter Vertreter der 
US-Stratege Herman Kahn („OnTher- 
monuclear War“, New York, 1960) war. 
Kahn hielt einen Atomkrieg nicht nur 
für fast unvermeidbar, sondern auch 
für sinnvoll und gewinnbar. Auch wenn 
Hunderte Millionen sterben müssten 
und eine Reihe US-Großstädten zer¬ 
stört würden - das Leben gehe wei¬ 
ter. Erst als klar war, dass es mit einer 
Reihe US-Großstädten nicht sein Be¬ 
wenden haben würde, als die Existenz 
auch der USA zur Disposition stand, 
kam so etwas wie partieller Realismus 
ins Spiel. Ein Realismus, der vermut¬ 
lich Vietnam vor der Bombe bewahr¬ 
te. Was natürlich nicht bedeutete, dass 
das US-Machtkartell nicht verbissen 
nach Wegen sucht, die einen Atom¬ 
krieg dennoch führ- und gewinnbar 
machten. Siehe Reagans Star-Wars- 
Programm oder Obamas Nuklearauf¬ 
rüstung. Es ist die zynische Sklavenhal¬ 
termentalität, welche die Menschheit 
als imperiale Ausbeutungs- und Ma¬ 
növriermasse betrachtet, auf groteske 
Weise als kulturelle Mission verklärt 
in einem global verstandenen Manifest 
Destiny (der gottgegebenen Bestim¬ 
mung zur Besiedlung des Kontinents) 
und im US-amerikanischen Exzeptio- 
nalismus. 

Im Niedergang 

Die USA sahen sich 1989/91 auf dem 
Höhepunkt ihrer Macht. Das Imperi¬ 
um hatte seine größte Herausforde¬ 
rung, den Roten Oktober und damit 
auch die nationalen Befreiungsbewe¬ 
gungen, besiegt. Nie zuvor und wohl 
nie mehr danach werde es Gleiches 
geben, meinte der nun von uns gegan¬ 
gene Zbigniew Brzezinski. Aber auch 
er („Second Chance“, New York, 2007) 
musste die innere Reformunfähigkeit 
(eines immer mehr den Interessen des 
entgrenzten Finanzcasinos verhafteten 
Systems) und seines auf sture Vernich¬ 


tung setzenden Machtapparates er¬ 
kennen Sein letztes Buch („Strategie 
Visions“, New York, 2012) gerät zu ei¬ 
ner hoffnungsvollen Vision mit umso 
hoffnungsloserem Realitätsbezug. Die 
imperiale Machtpolitik hat, statt stabile 
(Ausbeutungs-)Verhältnisse zu garan¬ 
tieren, die Welt in ein Chaos gestürzt. 
Die „Russlandfalle“ Afghanistan, von 
der Brzezinski 1998 im Interview mit 
Le Nouvel Observateur so prahlerisch 
spricht, ist nach 15 Jahren erfolglosen 
Krieges längst zum Menetekel für die 
Dekadenz und den Niedergang des 
US-Imperiums geworden. Mit Vietnam 
erodiert die Fähigkeit Kriege zu gewin¬ 
nen, Konflikte positiv lösen zu können. 

Zu Tode gesiegt 

Die äußere Aggressivität des US-Im¬ 
periums findet ihre Entsprechung in 
einer harten inneren Repression. Die 


tief im Geschichtsprozess veranker¬ 
te Erfahrung Ökonomie- und macht¬ 
gestützter Überlegenheit hatte in der 
US-amerikanischen Oligarchie das 
emotional-psychologische Sediment 
militanter, in der Regel auch rassi¬ 
scher Überlegenheit erzeugt. Die 
US-Wirtschaft war von skrupellosen 
Wirtschaftsmagnaten wie Rockefeller, 
Carnegie, Vanderbilt, Morgan, Ford, 
geprägt. Mit dem 1. Weltkrieg bekam 
Wall Street führenden Einfluss auf die 
US-Administration (Nomi Prins: „All 
The Presidents’ Bankers“, New York, 
2014). Im Kalten Krieg finanzierte Big 
Money zahlreiche der CIA-gesteuerten 
Undercover Aktionen, häufig in einem 
Boot mit der Mafia. Mithilfe des An¬ 
tikommunismus, häufig auch mit der 
Mafia und der brutalen Repression des 
FBI (COINTELPRO, 1956-71) unter¬ 
drückte die US-Oligarchie, wie schon 
in den Palmer Raids (1918-21), auch 
nach 1945, fast jeden Reformansatz. Es 
bedurfte der Krise des Vietnamkriegs, 
um auch nur die formale Aufhebung 
des Rassismus zu erreichen. Angesichts 
des Kräfteverhältnisses entwickelten 
sich Reformen (ebenso wie reaktionä¬ 
re Gegenreformen) in der Regel nur 
von Oben als gewissermaßen intrin¬ 
sische Korrekturbewegung gegen die 
dysfunktionalen bzw. selbstzerstöreri¬ 
schen Auswüchse eines ethisch unge¬ 
hemmt seine Überlegenheit ausagie¬ 
renden Systems. 

Es sind die großen Wirtschafts¬ 
krisen 1929 ff. und 2007 ff., welche 
die Notwendigkeit einer solche Kor¬ 
rektur deutlich machen, und es ist 
die sich entwickelnde Krise der mili¬ 
tant-repressiven US-Geostrategie der 
1960er/70er Jahre, die Kennedy früh 
antizipiert hatte. 1928-1932 realisierte 
die UdSSR mit ihrem ersten Fünfjahr¬ 
plan ein gigantisches Industrialisie¬ 
rungsprojekt und einen beispiellosen 
Wirtschaftsaufschwung. Gleichzeitig 
versanken die kapitalistischen Staa¬ 
ten immer tiefer in die Depression 
der großen Krise. Den reaktionären 


Lösungsansatz hatte Mussolini schon 
während der italienischen Nachkriegs¬ 
krise Anfang der 1920er Jahre aufge¬ 
zeigt: Der offene Faschismus. Mussoli¬ 
ni (und später auch Hitler) hatten un¬ 
ter den später ach so demokratischen 
Freiheitskämpfern wie Winston Chur¬ 
chill reichlich Bewunderer. Angesichts 
der Schwäche der Arbeiterbewegung 
erschien dieser Weg in USA (und Bri¬ 
tannien) unnötig und kontraproduktiv. 
Die Kräfte um Franklin Delano Roo¬ 
sevelt hatten die manifeste isolatio¬ 
nistische und antibellizistische Stim¬ 
mung wahrgenommen und drängten, 
gegen den massiven Widerstand der 
Wall Street, auf eine integrative Lö¬ 
sung: den New Deal (einen Klassen¬ 
kompromiss mit der Arbeiterklasse). 
Neben der Regulierung des FinanzKa- 
sinos (Glass-Steagall-Act) gab es erst¬ 
mals Sozialversicherungen, Hilfen für 
Farmer, Lebensmittelhilfe für Arme, 
44-Stunden-Woche, und die vorwie¬ 
gend mit Infrastrukturprojekten be¬ 
schäftigte Works Progress Administ¬ 
ration (WPA). WPA baute eine Mio. 
Straßenkilometer und zehntausende 
Brücken, betrieb beispielsweise das 
gigantische Tennessee-Valley-Projekt 
und baute die Golden Gate Bridge. 
Infrastrukturprojekte, die für die Ent¬ 
wicklung des Landes bedeutend wa¬ 
ren. 

Spätestens seit der Krise seit 2007 
ist die Notwendigkeit eines Konsoli¬ 
dierungsprojektes für das verfallen¬ 
de Imperium mit Händen zu greifen. 
Und im Gegensatz zu den 1930er Jah¬ 
ren ohne Chance. Das Imperium ist 
zum Opfer seines „Erfolges“ gewor¬ 
den. Indem sein antikommunistischer 
Kreuzzug die „Große Alternative“ 
besiegt hat, hat es auch die Hoffnung 
auf Reformfähigkeit verspielt. Mit der 
Durchsetzung des Neoliberalismus ist 
die US-Politik völlig von den Mono¬ 
polinteressen abhängig. Reaktionäre 
Milliardäre wie die Koch-Brüder kön¬ 
nen sich ganze Bewegungen (Tea-Par- 
ty) kaufen. Wenige Medien-Tycoone 
(Murdoch, Bloomberg, Bezos, Cox) be¬ 
herrschen die veröffentlichte Meinung. 
Seit der „Operation Mockingbird“ in 
den 1950ern steuert die CIA die öffent¬ 
liche Meinung über ein breit angeleg¬ 
tes Propagandanetzwerk innerhalb und 
außerhalb der USA, wie über Hunder¬ 
te von Einflussjournalisten. Das US- 
amerikanische „Einparteiensystem mit 
zwei rechten Flügeln“ (Gore Vidal) ist 
kaum mehr als ein schlechter Witz. Sei¬ 
ne „Modernisierung“ bringt es noch zu 
einer Umarmung des Feminismus, des 
Öko- und Political-correctness-Klein- 
bürgertums und der LGBT-Bewegun- 
gen mit dem Ziel und dem Ergebnis 
einer weitgehenden Integration all 
dieser identitätspolitisch Motivierten 
in das allerdings weiterhin fest gegos¬ 
sene geostrategische und neoliberale 
Projekt. 

Entsprechend sieht es aus. Von ei¬ 
nem Roosevelt oder einem Kennedy ist 
nichts zu sehen. Die Hoffnung auf Ver¬ 
änderung wird von einem rechtspopu¬ 
listischen Milliardär verkörpert. Zwar 
benannte Trump richtigerweise einige 
der wichtigsten Baustellen und Wi¬ 
dersprüche des Imperiums, doch ohne 
jede Fähigkeit, diese zumindest partiell 
lösen zu können. Noch bevor er über¬ 
haupt zu realen Maßnahmen in der 
Lage war, hatte ihn der „Tiefe Staat“ 
derartig in die Defensive gebracht, dass 
er froh sein kann, seine Amtszeit über¬ 
haupt beenden zu können. 

Die unbedingte Gefolgschaft der 
kapitalistischen Vasallenstaaten, auf 
die sich das Imperium nach 1945 ver¬ 
lassen konnte, hat tiefe Risse. Die zent¬ 
rifugalen Kräfte sind mit Trumps Amts¬ 
antritt an die Oberfläche getreten. Die 
strategischen Zirkel in Deutsch-Euro¬ 
pa propagieren einen eigenständigen 
Weg. Das strategische Containment 
Chinas, Russlands und Irans erscheint 
wenig erfolgreich. Anders als noch in 
den Planungen der US-Vordenker, er¬ 
scheint ein „Neues Amerikanisches 
Jahrhundert“ weiter entfernt als je zu¬ 
vor. 



John F. Kennedys Verdienst ist, den dritten Weltkrieg nicht begonnen zu haben. 
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Wir haben einen lieben Freund 
und guten Genossen verloren 

Christian Koberg 

Er starb am 22. Mai kurz nach unserem gemeinsamen 
Urlaub und fast genau drei Jahre nach dem Tod unse¬ 
rer Freundin, seiner Ehefrau und Genossin Gertrude. 

Christian kannten wir schon lange aus der gemeinsa¬ 
men Parteiarbeit. 

Während des Bottroper Pressefestes lernten wir uns 
durch die gegenseitige Unterstützung und Hilfe nä¬ 
her kennen. Christian und Gertrude wurden unsere 
Freunde, unsere klugen Gesprächspartner und Ratge¬ 
ber, unsere Freunde in guten aber auch in schlechten 
Zeiten, und Mitstreiter in der gemeinsamen Parteiar¬ 
beit. Das hat uns immer Spaß gemacht und uns wei¬ 
ter nach vorne gebracht. 

Sie wurden auch ein Teil unserer Familie. 

Wir hatten gemeinsam viele tolle Erlebnisse, Feiern, 
Urlaube, Parteiarbeit und Diskussionen. 

Christian gab immer alles für die Partei, seine Partei, 
die DKP. Alles andere steckte er zurück. 

Wir sind Christian sehr dankbar und erinnern uns gern 
an die schönen gemeinsamen Zeiten und Erlebnisse. 

venceremos Christian! 

Erika und Ulrich 
Julia und Paul mit Elisa 
Anna und Thomas 
Ulrike 


Er lebte unter uns 
und kämpfte für den Frieden! 

Das warsein Weg, sein Ziel. 

„Brüder, in eins nun die Hände!" 

Unser Genosse 

Gottlieb Schroth 

starb im Alter von 90 Jahren. 

Wir verdanken ihm viel. 

Wir werden ihn nicht vergessen. 

DKP 

Kreis Groß-Gerau - Mörfelden-Walldorf 


JUMP UP der Rote - Antifa Platten / CD Versand 

Unser Schwerpunkt ist es, die aus allen MusIkrleHtongEn bestehenden ruttaurten und 
internationalen Arbeiterinnen- und Arbeiterlieder zusammenmtragen. 

Für eine Wett ohne Ausbeutung und Unterdrückung / 

Hier ein« Mein« Auswahl aus unseren! Programm: 


" Argw: Wal! th, war «in M*A*cH Ist? 

Llerfer ijtgen das Vergessen - Düppel £0 EUR lfl.00 


* Varfous; Lucha Awedä II - tov* mmic. Hart fascishi 

Doppal CD Im Buihforipot - EUR 12.00 

* VariüLiv! Das Li c-cT der Moarialdnteri - Dopfuc! CD - FÜR l&.EÜ 


- Voraus - Sangs of rH* SpanlsH Ch/ü War, Vglumci 1 4 Z 

CD - Pooklat 42 EUG 17,00 


" Grenzgänger: Und weil der Mensch ein Mensch ist 

CD - EUR 15.90 


* CJnjm.bavi«mka: The Bay Bands Hnw* Wan - CD - EUR 11.00 


* Madera City ftarabkr: 1 Sartagllonn AlfaiTo - Musiche £ Canzonl 

Pec Una Stwrla Deila ßesutiinsa - Deppei CD * EUß l&.QO 




Im Alter von 70 Jahren verstarb 

Christian Koberg 

am 22. Mai in seiner Heimatstadt Kiel. 

Wir Unterzeichner waren Weggefährten von Christian. Wir wollen sein Wirken würdigen. 

Christian war für uns alle ein wunderbarer hilfsbereiter solidarischer Mensch, dem wir viel zu verdanken haben, dessen Wirken 
uns inspirierte und motivierte. Der überzeugte, kenntnisreiche Marxist und Kommunist hat viele Menschen mit unterschiedlichen 
Standpunkten beeindruckt, konnte sie motivieren zu denken und zu handeln. 

Sein Andenken zu wahren ist eine große Herausforderung, der wir uns stellen wollen. Christian war ein Beispiel für Prinzipienfes¬ 
tigkeit, Einsatzbereitschaft und Zuverlässigkeit. Nie hat er sich geschont. Wo andere noch zögerten packte er an. Christian kam 
schon als Kind mit Kommunisten in Kontakt, mit 16 Jahren wurde er Mitglied der illegalen KPD. Er war Mitorganisator der ersten 
Ostermärsche in Hamburg und Schleswig-Holstein und Mitunterzeichner des Aufrufs zur Konstituierung der DKP in Schleswig- 
Holstein, in der er später verschiedene Funktionen auf Bezirksebene ausfüllte. 

Nach 1990 ging es um den Erhalt der DKP, die dringend auch als Teil von progressiven Bewegungen, als Träger marxistischer Politik 
und Organisationen gebraucht wurde. Christian wurde Kassierer des Parteivorstandes, später Sekretär für Organisationspolitik. Er 
entwickelte Konzepte zur Gewinnung von Großspenden, für Fonds und für moderne Abrechnungssysteme. 

Er war maßgebender Mitgestalter des neuen Statuts der DKP. Das Statut hat Schlussfolgerungen aus vielen Erfahrungen der DKP 
gerade in der Zeit des Zusammenbruchs und der Zerschlagung des Sozialismus verarbeitet. Sein Beitrag zur Diskussion und Ver¬ 
abschiedung des Programms der DKP 2006 mit dem Ziel, die Politikfähigkeit zu erhöhen, war von großer Bedeutung. Er verstand 
sich dabei niemals nur als Organisator, sondern blieb mit all seinem Wirken seinen bündnispolitischen, gewerkschaftlichen und 
gesamtpolitischen Sichtweisen verbunden. Sein Ansehen in Bewegungen und Gewerkschaften war ein beeindruckender Beweis 
seines Wirkens. Er brachte diese Erfahrungen ein. 

Mit seinem Freund und Genossen Uli war er erfolgreicher Organisator vieler Pressefeste, die in linken politischen Zusammen¬ 
hängen sehr geschätzt wurden. Sein Wirken für die Solidarität mit dem sozialistischen Kuba war außerordentlich erfolgreich, die 
Projekte in der Provinz Matanzas realisierte er maßgeblich mit. Vor einem Jahr bei seinem letzten Besuch auf Kuba wurde die 
Wertschätzung seiner Arbeit von den kubanischen Genossinnen und Genossen gewürdigt. 

Christian blieb bei allem Verständnis für unterschiedliche Positionen ein prinzipienfester Mensch und Kommunist. Er versuchte 
alles, um die Mitglieder der DKP miteinander in einen konstruktiven Dialog zu bringen. Als allerdings die Auseinandersetzungen 
in der DKP sich erneut zuspitzten, setzte er sein Signal in einer Erklärung, verbunden mit dem Rücktritt als Sprecher und Kas¬ 
sierer der DKP Schleswig-Holstein, ln seiner Erklärung schrieb er: „Ich werde in der Partei für eine andere Entwicklungsrichtung 
kämpfen, gemeinsam mit vielen Genossinnen und Genossen, die das auch so sehen." Er war mit der Entwicklung der DKP seit 
dem 20. Parteitag nicht einverstanden und engagierte sich entsprechend. 

Wir Unterzeichner dieser Anzeige sind traurig und betroffen, aber auch dankbar dafür, dass wir mit ihm Zusammenarbeiten 
konnten. Wir werden in seinem Sinne weiter für eine Welt in Frieden und sozialer Gerechtigkeit, mit demokratischen Grund¬ 
rechten für alle, gegen Rassismus und für Internationalismus streiten! 

Erika u. Ulrich Abczynski | Ulrike Abczynski | Erika u. Ernst Albrecht | Thorben Austen | Vera Glitscher u. lan Bailey | Eduardo 
Barahona | Uwe Basan | Günter Bauder | Jürgen Bäumer | Matthias Behring | Raja Bernard | Lorenz Gösta Beutin | Eva Boernig 
| Charly Böhm | Claus u. Lilly Böttcher | Horst Brand | Peter Brandt | Eduard Bredin | Siegfried Brehm | Hartmut Büchsei | Bernd 
Bücking | Christel Rath-Buttkus u. Rainer Buttkus | Anneliese u. Johannes Chemnitzer | Oie Chmilewski | Rudi Christian | Christi¬ 
ne Christofsky | Ralf Cüppers | Alice u. Klaus Czyborra | Silvia Schall u. Abu Sehmuz Demir | Inge Barck u. Martin Dewald/Rainer 
Dörrenbecher | Peter Dürrbeck | Gisela u. Günter Düsing | Sybilla Eichberger | Uwe Eichholz | Tim Engels | Ursula Epple | Rosi 
Feger | Detlef Fendt | Heike u. Werner Finck | Hilmar Franz | Bruni u. Fritz Freyeisen | Christine u. Detlef Fricke | Heike Krämer u. 
Uwe Fritsch/Isolde Fritsch/Bernd Frohböse | Petra u. Detlev Ganzei | Karen Genn | Horst Gobrecht | Peter Gohl | Karin Gottlieb | 
Ulli, Jens u. Gerda Gunkel | Hendrijk Guzzoni | Petra u. Thomas Hagenhofer | Nina Hager | Mechthild u. Alfred Hartung | Elfriede 
Haug | Anne u. Ludwig Hecker | Walter Herbster | Reiner Heyse | Klothilde Hinz | Willi Hoffmeister | Katja u. Rainer Johanterwage | 
Harald W. Juergensonn | Edith Jürgensen | Günther Stamer u. Bettina Jürgensen mit Rieke u. Stine | Cornelius Kaal | Dieter Keller j 
Ruth Kiefer | Hubert Kniesburges | Rainer Koberg | Margot Konetzka | Ingrid u. Klaus Köpnick | Hermann Kopp | Sabine u. Wilhelm 
Koppelmann | Gabriela u. Reinhard Kops | Kerstin u. Dietmar Koselitz | Jürgen Köster | Inge u. Horst Krämer | Martin Kramm | 
Jördis Land | Gudrun u. Rudi Lang | Barbara Lautermilch | Eckehard Lentz | Petra Leonartz | Karla Leonartz Aksu | Reiner Liebau 
u. Angelika Wengler-Liebau | Sonja Schmid u. Walter Listl | Isa Paape u. Werner Lutz | Michael Maercks | Klaus Mähler | Bettina 
Mandellaub | Peter Mannherz | Herbert Markus | Gerdi Marotzky | Otto Marx | Ewald Maurer | Leo Mayer | Helga u. Rainer Mehl | 
Bernd Mehrhoff | Emmi Menzel | Vera u. Uve Merz | Julia Monossowa u. Volker Metzroth | Ursel Möllenberg | Rosi u. Artur Moses j 
Hans Georg Müller-Heimes | Berthold Nemitz | Reinhard Neubauer | Roland Neuhaus | Sabine u. Rigoberto Neyra Ampudia | Ka¬ 
rin Nieswandt | Eva Petermann u. Randolph Oechslein | Gisela u. Herbert Offermanns | Inke Paulsen | Uli (die Stromer) Peetzen | 
Erik Pieck | Christel Pieper | Kerstin Graw u. Josef Pohlkötter | Georg Polikeit | Falk Prahl | Bernd Raths | Manfred Rauch | Jürgen 
Reuter | Susanne u. Volker Rohde | Detlef Rolffs | Ute van Roosmalen | Ulrich Sander | Kerem Schamberger | Steffi u. Rainer Schill | 
Fred Schmid | Gudrun Rieffel u. Stefan „Schmiddl" Schmidt (OKB) | Ulrike Schmitz | Axel Köhler-Schnura u. Christiane Schnura 
mit Anabel | Wolfgang Scholz | Volker Scholz-Goldenberg | Conrad Schuhler | Rainer Schulze | Klaus Seibert | Axel Seiderer | 
Bernd Semrau | Gunnar Siebecke | Werner Siebler | Karin u. Bernd Sorge | Sonja u. Bernd C. Spiekermann | Gundel Orth u. Benno 
Stahn | Edith Zenker u. Heinz Stehr | Klaus Stein | Ulf Stephan | Hanne Stiefvater | Hilde Stiefvater | Günter Strauer | Gerda Streich 
| Wittigo Stubbe | Volker Stutenbäumer | Wolfgang Teuber | Annemarie u. Bernd Dieter Thelen | Ulrich Toeppe | Carli Trauth | 
Bernd Wagner | Susanne u. Horst Warncke | Irene u. Manfred Warns | Justine Wazansky-Krack | Ellen Weber | Christel u. Klaus 
Wegener | Andrea Will u. Klaus Weißmann | Peter Werner | Dirk Wilke | Marianne u. Günter Wilke | Sigi u. Jens Wilke | Ingrid Wils | 
Klaus Winkes | Kurth Wirth | Heide u. Edgar Wolff | Sonja Finke-Einsiedler u. Werner Wrage | Jane Zahn | Astrid u. Rainer Zahner j 
Peter Zech | Marlies u. Herwig Zeumer | 




Büchel 
dicht 
machen! 

22. - 25. Juni 2017 


Die DKP beteiligt sich mit ihren Genossinnen aus Bel¬ 
gien, Luxemburg und den Niederlanden an der 20-wö- 
chigen Dauerpräsenz der Friedensbewegung „Büchel 
atomwaffenfrei - Atomwaffen abscbaffen - Moderni¬ 
sierung verhindern!". Auf dem Luftwaftenstützpunkt der 
Bundeswehr in Rheinland-Pfalz lagern 20 US-Atomwaf- 
fen, die nun modernisiert werden sollen. 


Macht mit bei den Blockadeaktionen der DKP vom 
22. - 25. Juni in Büchel. Um Schlafplätze und Versor¬ 
gung organisieren zu können, bitten wir um Anmel¬ 
dung: pv@dkp.de 


Authentische Informationen aus Lateinamerika! 


Wer am 10. Juni die junge Welt am Kiosk kauft, erhält die aktuelle 
Ausgabe der Granma International (deutsche Ausgabe) gratis dazu! 




Granma abonnieren! 

www.jungewelt.de/granma 


/un^elVeft 


Samstagsausgabe der jungen Welt inklusive Wochenendbeilage und 
Granma Internacional für 2,00 € am Kiosk und im Bahnhofsbuchhandel erhältlich! 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de 10039.0566.81478 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


f -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




U nternehmenerfolgre|cbsteuer 


www.stb-mannherz.de 


ins 


m 
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a FACHBERATER 

fOr Ünlwnehmensnachifolge 
(DStV e.V) 


Seminare der Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglieder 
der DKP Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

Samstag/Sonntag, 10./11.6.17 
Marxismus und Religion 

Referenten: Jürgen Lloyd, Hans-Christoph Stoodt 

Samstag/Sonntag, 8./9.7.17 
Seminar für Bildungsverantwortliche 

Referenten: H. Woda, R. Kotulla 

Samstag/Sonntag, 26./27.8.17 
Politische Strategie und strategische Politik 

Referenten: Phillip Becher, Pablo Graubner, Jürgen Lloyd 

Samstag - Dienstag, 30.9. bis 3.10.17 
Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,-€; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstag 
Morgen 25,- €; bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 

Nähere Infos unter: Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 
www.karl-liebknecht-schule.org 
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Erst Invasion, dann Operation 
Bagration 

„Lyrische Verehrer-Legende“, 

UZ vom 2.6.2017, S.ll 

Die Grundaussagen von Klaus Wage- 
ners Kritik an nachträglichen Stilisie¬ 
rungen von Winston Churchill zu einem 
Pazifisten des Herzens sind völlig rich¬ 
tig. Nur damit der Linken keine Ge¬ 
schichtsklitterung vorgeworfen wird: 
Der in dem Artikel erweckte Eindruck, 
erst die Zerschlagung der Heeresgrup¬ 
pe Mitte der Wehrmacht hätte die letzt- 
liche Entscheidung zur Invasion in der 
Normandie erwirkt, ist falsch. Die In¬ 
vasion fand statt am 6. Juni, die Opera¬ 
tion „Bagration“ der Roten Armee, die 
genau drei Jahre nach dem Überfall auf 
die Sowjetunion, also am 22. Juni 1944 
begann, so deutlich später, dass die¬ 
ser Zusammenhang so nicht besteht - 
was nichts von Wageners Hinweis ab¬ 
schwächt, dass die Kriegsentscheidun¬ 
gen auch 1944 im Osten fielen: 600 000 
Mann Verlust und damit die zahlenmä¬ 
ßig größte Niederlage der Wehrmacht 
in ihrer Geschichte als Ergebnis von 
„Bagration“ sprechen eine klare Spra¬ 
che. 

Manfred Sohn, Gleichen 

Ein Gruß aus Graz 

„Christian Koberg gestorben“, 

UZ vom 2.6.2017, S.9 

Mein tiefes Mitgefühl gilt seiner Fami¬ 
lie und seinen Kolleginnen. Ich habe 
Christian bei meinen - seltenen - Be¬ 
suchen von DKP-Organisationen ken¬ 
nen und schätzen gelernt. Seine Berich¬ 
te haben mir ein tieferes Verständnis 


Tödliche Agri-Kultur - Wie Monsanto 
die Welt vergiftet 

D/Arg 2017,75min, Regie: Gaby Weber 
In Argentinien sind 20 Millionen 
Hektar mit gentechnisch veränderter 
Soja bepflanzt. In Monokultur. Das 
Land wird mit Herbiziden, Insekti¬ 
ziden, Fungiziden und künstlichem 
Dünger überflutet. Argentinien hält 
den weltweiten Rekord, was den Ver¬ 
brauch an Glyphosat angeht. Anfangs 
war das für die Landwirte, die Saat¬ 
gutverkäufer und die Chemie-Kon¬ 
zerne ein Freudenfest. Allen voran: 
Monsanto. 

Heute ist das Modell Monsanto 
gescheitert. Nicht für die Investment¬ 
fonds, aber für die Landwirte vor Ort 
und für die Verbraucher in den Städ¬ 
ten. Heute ist die Krebsrate in den So¬ 
ja-Anbaugebieten zwei- bis dreimal 


Eurer Schwierigkeiten nach dem Ende 
der DDR vermittelt. 

Franz Stephan Parteder ; 
Graz, Österreich 

Zwischenimperialistisches 

„Gunfight in Taormina“, 

UZ vom 2.6.2017, S. 1 

Ich finde das gut. Hier tun sich zwi¬ 
schenimperialistische Widersprüche 
auf und werden sich in den nächsten 
Jahren sicher noch vertiefen. Diese 
Chance sollten wir als Kommunisten 
nutzen. 

Mirko Lange, per E-Mail 

Dauerhafte Grenzen? 

„Heißer Krieg im Juni“ UZ v. 2.6. 
2017, S.13 

„Heißer Krieg im Juni“ mag als wenn 
auch ziemlich unpolitische, aber zutref¬ 
fende Überschrift des Beitrags gerade 
noch durchgehen, die Unterzeile „Is¬ 
raels Überraschungsangriff auf seine 
Nachbarn veränderte 1967 dauerhaft 
die Landkarte“ aber nicht. Denn da die 
Staaten der Erde - einschließlich der 
USA als ewiger Mäzen des nach eige¬ 
ner Darlegung „Jüdischen Staates“ - 
die Annexion (weiterer) arabischer 
Gebiete über die „grüne Linie“ - die 
Waffenstillstandslinie von 1948 - hinaus 
nicht als Territorium Israels anerkannt 
haben, im Gegensatz zu den Eroberun¬ 
gen nach dem wenig realistischen UN- 
Teilungsplan, haben sich außer in Israel 
selbst die Grenzen auf den Landkarten 
und in den Atlanten nicht verändert. 

Durch die völkerrechtswidrige 
Siedlungstätigkeit Israels werden zwar 


höher als in der Stadt. Riesige Landes¬ 
teile sind überschwemmt, weil der Bo¬ 
den die Niederschläge nicht mehr auf¬ 
nehmen kann. Und was die Lebensmit¬ 
telindustrie von diesen Feldern in die 
Supermärkte bringt und exportiert, ist 
giftig. 

Sonntag, 18.6., 18.30 Uhr, 
in Anwesenheit der Regisseurin 

Wunder gibt es nicht - Die Verschwun¬ 
denen von Mercedes-Benz 

D/Arg 2017,94 min, Regie: Gaby Weber 
Die Regisseurin zeigt, wie während der 
Militärdiktatur Gewerkschafter von 
Mercedes-Benz Argentina nachts aus 
ihren Wohnungen entführt, in Folter¬ 
zentren verschleppt und ermordet wur¬ 
den und wie sie die Überlebenden ge¬ 
funden hat. Zu den Violin-Variationen 
des „Dreizackmarsches“ (1928) erzäh- 


„Fakten geschaffen“, die aber keine 
Rechte auf diese Gebiete begründen 
können. Na, und was ist schon „dauer¬ 
haft“? Sowohl vom Sinai als auch aus 
dem Gaza-Streifen hat sich Israels Ar¬ 
mee zurückziehen und die Räumung 
aller Siedlungen dort sichern müssen - 
bloß aus dem Westjordanland bisher 
nicht. Doch Israel wäre zweifellos in 
der Lage, die etwa 400 000 Siedler zu¬ 
rückzuholen und innerhalb der Gren¬ 
zen von 1967 wieder anzusiedeln. Das 
will die Regierung aber nicht, und eine 
Mehrheit der jüdischen Israelis lässt 
es geschehen, dass so die Chancen auf 
Frieden schlecht und immer schlechter 
stehen. (Die arabische 20-Prozent-Min- 
derheit ist klar gegen die Siedlungen, 
auch wenn sie eigentlich „Austausch“- 
Pläne fürchten muss.) 

Dass die USA ebenso wie die Bun¬ 
desrepublik Israel mit modernsten Waf¬ 
fen ausrüsten und Ausbildungsleistun¬ 
gen an ihnen erbringen, hat sich bis heu¬ 
te fortgesetzt. Am Schluss heißt es daher 
richtig: „Der Sechstagekrieg reihte sich 
ein in die Aggressionspolitik, die von 
den Imperialisten global gegen alle fort¬ 
schrittlichen und antikolonialen Bewe¬ 
gungen betrieben wurde und nach wie 
vor wird.“ Daraus hat der zuständige 
Redakteur aber keine Überschrift ge¬ 
macht. Wollte er nicht? Konnte er nicht? 

Volker Wirth, Berlin 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst nicht¬ 
länger als 1 800 Zeichen (inkl. Leerzeichen) 
sein. Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


len die Opfer und Manager, die sie dem 
Wahrheitstribunal als Zeugen benannt 
hat: etwa der Folterer und Kindesräu¬ 
ber Rüben Lavalien, Sicherheitschef bei 
Mercedes. 

Die Firma hat, so der damalige Jus¬ 
tiziar, medizinische Geräte für Frühge¬ 
burten an das Militärhospital Campo de 
Mayo geliefert. Dort mussten schwan¬ 
gere Gefangene ihre Kinder zur Welt 
bringen, bevor sie ermordet wurden. 
Fünf dieser Babys sind nachweislich 
oder mit hoher Wahrscheinlichkeit bei 
Mercedes-Managern gelandet. Der 
Produktionschef, Juan Ronaldo Tassel- 
kraut, erinnert sich, dass die Produkti¬ 
vität wegen Sabotage auf 30 Prozent ge¬ 
fallen war, bis sie normalisiert werden 
konnte. 

Ob ein Zusammenhang mit den 
Morden an den Betriebsräten bestand? 
„Wunder gibt es nicht, Euer Ehren“, so 
seine Antwort. Der Film berichtet auch 
über die Bemühungen, die Täter vor 
Gericht zu bringen. 

Montag, 26.6., 18.30 Uhr, 
in Anwesenheit der Regisseurin 


Bargteheide: Infostand der DKP mit 
Sammlung von Unterschriften für die Bun¬ 
destagswahl. Marktplatz, 14.00 Uhr bis 
18.00 Uhr._ 

Lübeck: Gruppenabend der DKP u.a. zur 
Unterschriftensammlung für die Bundes¬ 
tagswahl und Vorbereitung der G20-Protes- 
te in Hamburg. Interkulturelle Begegnungs¬ 
stätte e.V. (IKB) „Haus der Kulturen“, Parade 
12,19.30 Uhr. 


SA ★IO. JUNI 


Marburg: „150 Jahre ,Das Kapital 1 von 
Karl Marx“, gemeinsame Tagung der Marx- 
Engels-Stiftung mit der DKP Marburg und 
SDAJ Marburg. Holger Wendt wird die 
Stellung des ,Kapital 1 in der Geschich¬ 
te der klassischen politischen Ökonomie 
darstellen, während Dr. Thomas Kuczynski 
sich der weiteren Bearbeitung der ersten 
Ausgabe durch Marx widmen wird. Georg 
Fülberth wird in seinem Vortrag die vielfäl¬ 
tige Wirkungsgeschichte des Werkes skiz¬ 
zieren. DGB Haus Marburg, Bahnhofstraße 
6, 11.00 Uhr bis 17.00 Uhr. Weitere Infor¬ 
mationen auf der Website der Marx-Engels- 
Stiftung oder unter info@dkp-marburg.de. 


Dl ★IS. JUNI 


Recklinghausen: Treffen der DKP. La¬ 
denlokal Kellerstraße 7, Recklinghausen- 
Innenstadt, 19.3 0 Uhr. 


Ml ★ 14. JUNI 


Röthenbach/Pegnitz: „Unsere Aufgaben 
für die Bundestagswahl 2017“, Mitglieder¬ 
versammlung der DKP Nürnberger Land. 
Floraheim, 19.00 Uhr._ 

Gießen: „Kuba im Wandel“, Lesung und 
Diskussionsveranstaltung von DKP, Freund¬ 
schaftsgesellschaft BRD-Kuba und der 
SDAJ mit Paula Klattenhoff, Tobias Salin 
und Karl Wolfgang. Außerdem Buchverkauf, 
Cocktails und Info-Stände. DGB-Dachsaal, 
Walltorstraße 17,18.00 Uhr._ 

Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP-Gruppe Darmstadt-Bergstraße u. a. 
mit Berichten vom Festival der Jugend in 
Köln und den Protesten gegen die Bundes¬ 
wehr anlässlich des Hessentages. Unks- 
Treff Georg Fröba, Landgraf-Philipps-Anla- 
ge 32,19.00 Uhr. 


DO ★ 15. JUNI 


Suhl: „95 polemische Thesen gegen die 
herrschende Ordnung“, Bildungs- und 
Informationsveranstaltung der RotFuchs- 
Regionalgruppe Suhl und Umgebung mit 
Klaus Blessing, Buchautor und Wirtschafts- 


Ende Mai hat der Bezirk Baden-Würt¬ 
temberg die Unterlagen für die Kandi¬ 
datur zur Bundestagswahl eingereicht. 
Trotz Befürchtungen, dass wir es nicht 
schaffen könnten und auch einiger in¬ 
haltlicher Bedenken haben alle Grund¬ 
organisationen sich an der Sammlung 
beteiligt. Der Genosse Klaus Maus- 
ner aus Stuttgart hat sich als fleißigster 
Sammler mit über 300 Unterschriften 
erwiesen. Generell hat sich gezeigt, dass 
es sich als sehr hilfreich erwiesen hat, 
präsent und offensiv vor allem bei po- 


experte. Gaststätte „Weiberwirtschaft“, 
Bahnhofstraße 1,17.00 Uhr. 


Ml ★ 21. JUNI 


Güstrow: Gedenken anlässlich des 79. 
Jahrestages der Ermordung von Liselotte 
Herrmann. Gedenkstätte vor der Fachhoch- 
schule, Goldberger Straße, 14.00 Uhr. 

Güstrow: Veranstaltung von IS0R und 
„RotFuchs“ mit Hans Modrow, Vorsitzender 
des Ältestenrates der Partei „Die Linke“. 
„Kaminfeuer“, Bistede 1,15.00 Uhr. 

Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 


FR ★ 23. JUNI 


Schweinfurt: „Im Kampf gegen die rechte 
Szene“, Veranstaltung der DKP-Unterfran- 
ken mit Günter Pierzig, Vorsitzender der 
Bamberger VVN/BdA, zur aktuellen Lage in 
Nordbayern. Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1,19.00 Uhr._ 

Hamburg: „Wer wählt die AfD? Wer braucht 
die AfD?“ Podiumsdiskussion mit Fabio de 
Masi (Partei „Die Linke“), Olaf Harms (ver. 
di), Tina Sanders (DKP) und Dilan Baran 
(DIDF). Bürgerhaus Barmbek, Lorichsstraße 
28,18.30 Uhr. 


SA ★ 24. JUNI 


Hamburg: „Zwischen Restauration und 
Revolution - Revolutionäres Denken und 
Handeln in restaurativen Zeiten: Wie wollen 
Marxisten den Kapitalismus überwinden?“ 
Seminarangebot von jW-Unterstützerkreis 
Hamburg und Tageszeitung junge Welt mit 
Beiträgen von Werner Seppmann, Hans 
Christoph Stoodt, Jürgen Lloyd, Martin Dol- 
zer und Olaf Harms. Büro der Partei „Die Lin¬ 
ke“, Am Felde 2, Hamburg-Altona, 10.30 Uhr 
bis 16.30 Uhr. Teilnahme- und Diskussions¬ 
anmeldung bitte per E-Mail an db@junge- 
welt.de senden. Anmeldeschluss: 15. Juni. 


Ml ★28. JUNI 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP-Gruppe Darmstadt-Bergstraße u. a. 
zu aktuellen betrieblichen Themen und der 
Bundestagswahl. LinksTreff Georg Fröba, 
Landgraf-Philipps-Anlage 32,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin der 
entsprechenden Ausgabe der UZ mit An¬ 
gabe des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


litischen Veranstaltungen zu sein. Re¬ 
gelmäßig wurde bei den Montagsde¬ 
mos gegen S21 gesammelt, aber auch 
bei anderen Aktionen und Veranstal¬ 
tungen. Besonders hervorheben muss 
man auch die Infostände, die von vie¬ 
len Gruppen genutzt wurden und jetzt 
regelmäßig stattfinden. Im Umfeld der 
Partei haben wir viel positive Rückmel¬ 
dungen und Unterstützung erhalten. 
An alle Genossinnen und Genossen, 
aber auch die zahlreichen Unterstüt¬ 
zer, ein herzliches Danke Schön! 


Filme über das Wirken der Konzerne 
in Argentinien 

Werkschau Gaby Weber im Berliner Lichtblick-Kino 

Gaby Weber arbeitet seit fast vierzig Jahren als Journalistin, seit 30 Jahren 
als Auslandskorrespondentin für deutschsprachige Medien aus Uruguay 
und Argentinien. Im Lichtblick-Kino ist nun eine kleine Werkschau ihrer 
Filme zu sehen. Die Regisseurin ist bei allen Vorführungen anwesend. 

Zwei der Filme stellen wir hier vor: 


Gemeinsame Leistung 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


In Wahrheit 

Nicht nur Kultur- und Warenaustausch 
verbindet Deutschland und Frankreich, 
sondern auch grenzüberschreitende 
Kriminalität, diesmal im Saarland. Der 
prominent besetzte Krimi „In Wahr¬ 
heit - Mord am Engelsgraben“ hat die 
klassische Konstellation, klassische 
Kommissarsarbeit, klassisches Kon¬ 
zept. Dazu tragen Kamera und das so¬ 
lide Spiel der erstklassigen Besetzung 
bei. Auch der sozialkritische Aspekt 
mit Verweis auf die Schrecken billiger 
Prostitution an der Grenze fehlt nicht 
und kommt ohne moralischen Zeigefin¬ 
ger aus. Für den Krimi darf gelten, was 
man auch in Realität für die Gegend 
feststellen kann: Schön ist es an der 
Saarschleife ja - spannend eher nicht. 
Fr., 9.6., 20.15 Uhr, arte 

Ich bin Ingrid Bergman 

Isabella Rossellini, selbst Schauspie¬ 
lerin wie ihre Mutter, öffnete für den 
Regisseur Stig Björkman das Privat¬ 
archiv ihrer Mutter. Viele Meter Film 
waren zu entdecken, aber auch Ingrid 
Bergmans Tagebücher, Briefe und No¬ 
tizen. Mithilfe dieses Materials und 
den Interviews mit den Kindern und 
Kolleginnen erzählt der Film die be¬ 
wegte Lebensgeschichte eines schwe¬ 
dischen Mädchens, aus dem eine der 
erfolgreichsten Schauspielerinnen des 
internationalen Films wurde. „Ich bin 
Ingrid Bergman“ feierte im Mai 2015 
beim Filmfestival in Cannes seine Welt¬ 
premiere. 

Sa., 10.6., 20.15 Uhr 3sat 


Sherlock - Das letzte Problem 

Nicht jeder mag sie, für andere sind sie 
ein absolutes TV-Highlight: Der letzte 
der drei neuen Sherlock-Filme bietet 
ein furioses Finale und wird noch ein¬ 
mal, was die Faszination der weltweit 
erfolgreichen Fernsehfilme ausmacht: 
Exzellente Schauspieler, die rasante 
Erzählung mit vielen gewagten Wen¬ 
dungen, befeuert durch brillante Dialo¬ 
ge. Hauptdarsteller Benedict Cumber- 
batch muss in ein verdrängtes Kapitel 
der Kindheit seines Helden eintauchen 
und ein Rätsel lösen. Sian Brooke, in 
den vorigen beiden Folgen in die Rei¬ 
he gekommen, hat nun ihren großen 
Auftritt als hochgefährliche Psychopa¬ 
thin, die ihren Bruder in ein Katz-und- 
Maus-Spiel zwingt. 

So., H.6., 21.45 Uhr, ARD 

Aktenzeichen XY ... ungelöst 

Dieser Dauerbrenner läuft sei fast 50 
Jahren ununterbrochen im ZDF. Der 
Aufruf zu blindem Aktionismus und 
beliebtem Denunziantentum wird vom 
Sender unkritisch und manches mal so¬ 
gar haarscharf an der Grenze zu Ver¬ 
leumdung und übler Nachrede produ¬ 
ziert. Der unsägliche Moderator Rudi 
Cerne ist keinen Deut besser als Edu¬ 
ard Zimmermann, mit für dramatisch 
gehaltener Stimme preist er die Ein¬ 
spieler an, die mittlerweile eher Krimi¬ 
trailern ähneln. Nicht sehenswert, aber 
für gemachte und gewollte Stimmun¬ 
gen im Lande zu beachten. 

Mi., 14.6., 20.15 Uhr, ZDF 


Anzeige 


FESTIVAL 

DER JUGEM» I 


DANKE! 



Wir bedanken uns bei all denjenigen, 

die mit uns dieses wunderbare Wochenende in Köln 
verbracht haben! 

... die mit uns gefeiert, diskutiert und gelacht haben. 

... die stundenlang Pommes gebraten, Kaffee gekocht, 
Würstchen gedreht und Bier ausgeschenkt haben, 

... die uns in den letzten Monaten mit einer Engelsgeduld 
ihr Wissen und ihre Fähigkeiten weitergegeben haben. 

... die uns auf neue Ideen gebracht und auf Fehler auf¬ 
merksam gemacht haben. 

... die durch ihr Fachwissen für uns unentbehrlich sind. 

... die mit ihrer Ortskenntnis unterstützt und in der Region 
Aufgaben übernommen haben, wenn wir nicht da waren. 
... die mit ihrer Muskelkraft, ihrer Planungsfähigkeit und ih¬ 
ren handwerklichen Skills dazu beigetragen haben, dass 
der Platz rechtzeitig aufgebaut war. 

... die auch bis tief in die Nacht hinein den Platz vor allen 
Eventualitäten Wetterfest gemacht haben 
... die uns als SDAJ dabei unterstütz haben dieses wunder¬ 
bare Festival der Jugend auf die Beine zu stellen. 

Danke für alles! Wir freuen uns auf das Festival der Jugend 
2019 - aber bis dahin packen wir erstmal gemeinsam an, 
um das Pressefest im kommenden Jahr zu einem großen 
Erfolg zu machen! r n A I 

eure SDAJ 



Endlich Peter-Alexander- 
Filme streamen 


Mehr „europäische Kultur bei Netflix und Co., 
aber auch mehr Werbung 



In Zukunft wird der Held jedes Netflix-Films die Werbung für einen europäischen Konzern sein. 


N etflix, Maxdome, Amazon Prime 
und andere Internetanbieter be¬ 
streiten den überwiegenden Teil 
ihres Angebots aus US-amerikanischen 
Serien und Filmen. Dies ist den „euro¬ 
päischen Institutionen“ also EU-Minis- 
terrat, EU-Kommission und EU-Parla- 
ment nicht recht, sie wollen die „Richtli¬ 
nie für audiovisuelle Medien“ im Herbst 
neu fassen. Während sie zu jeder ande¬ 
ren passenden oder unpassenden Stelle 
vom freien Welthandel schwadronieren, 
gerade hier - bei über das Internet ab¬ 
rufbaren Inhalten - soll nun eine regio¬ 
nale Bremse eingebaut werden. 

Man redet vom „Kulturgut Film“ 
und „dass derjenige, der mit der Ver¬ 
breitung von Kulturgütern an europäi¬ 
sche Zuschauer Geld verdient, auch für 
deren Fortbestand in Europa mit ver¬ 
antwortlich ist“. 

Deshalb soll nach den Vorstellun¬ 
gen der EU demnächst ein Anteil von 
30 Prozent des Angebotes aus europäi¬ 
schen Produktionen kommen, egal wer 
der Internetanbieter ist. 

Völlig offen ist nach der bisher be¬ 
kannt gewordenen Vorlage, ob dies 


für das Neu-Angebot der Streaming- 
Dienste gilt oder ganz generell für das 
gesamte Material aus Serien und Fil¬ 
men. Endlich, mag der deutsche Film¬ 
liebhaber sagen, findet sich dann auf 
den Portalen von Netflix und anderen 
auch das so wertvolle Filmschaffen 
der UFA aus den 30er- und 40er Jah¬ 
ren, auch die beliebten Filme und Seri¬ 
en mit Heinz Erhard, Peter Alexander 
oder der Familie Hesselbach können 
unbegrenzt auf die Heimgeräte geladen 
werden. Für andere EU-Länder gilt 
entsprechendes, mir fehlen die Kennt¬ 
nisse, es ist davon auszugehen, dass dort 
Besseres produziert wurde, aber wurde 
es auch anständig synchronisiert? 

Wenn die Neuregelung meint, es 
ginge um neue Produktionen, so wird 
spannend werden, wie solche US-Fir- 
men sich in europäische Serien und 
Verfilmungen einbringen wollen, nur 
mit Geld und wenn ja, mit welchen 
Anteilen oder auch Einfluss auf Dreh¬ 
bücher, Regisseure und Macharten. Ab 
wann gilt also eine Produktion als „eu¬ 
ropäisch“? Darüber schweigt sich die 
neue Richtlinie aus, viele Möglichkei¬ 


ten für aufgeregte Debatten tun sich 
auf. 

Ein kleines Schmankerl gibt es auch 
noch: Die Vorgaben für die werbewirk¬ 
same Platzierung von Produkten in Fil¬ 
men soll - wie auch im Fernsehen - ge¬ 
senkt werden und generell soll gelten, 
dass die Anbieter nicht mehr nach dem 
Modus „höchstens 12 Minuten je Stun¬ 
de“ für Werbung einplanen dürfen, son¬ 
dern bis zu 20 Prozent „über einen län¬ 
geren Sendezeitraum“. 

Schöne Aussicht: Längere Werbe¬ 
blöcke in der Hauptsendezeit zwischen 
20 und 23 Uhr, und auch die Streaming¬ 
dienste dürfen nicht nur in der Vor¬ 
schaltung Werbung einbauen, sondern 
auch im Film selbst. 

Das Schmankerl ist also gar keins, 
denn während sich Kulturschaffen¬ 
de und Nutzer heftig darüber strei¬ 
ten werden, ob die Kulturpolitik sich 
aus dem „freien Welthandel“ heraus 
stiehlt, kommen die eigentlich ge¬ 
wünschten Veränderungen durch die 
kleine Hintertür in die Film- und Fern¬ 
sehkultur. 

Herbert Becker 


e Volkssport 



Schalke 04 ist deutscher Meister. Der 
FIFA-Profi und Schalker Top-Spieler 
Cihan Yasarlar sagte nach Erhalt der 
Meisterschale: „Ich bin unglaublich 
glücklich über den Sieg, für den ich 
aber auch hart gearbeitet habe“. Bayern 
München war gar nicht erst angetre¬ 
ten - sie hätten eh keine Chance gehabt. 

Cihan Yasarlar ist Meister der vir¬ 
tuellen FIFA-Bundesliga, die dem 
eSport zugerechnet wird. Sein „Clan“ 
(Team) bei Schalke 04 ist neben dem 
VFL Wolfsburg der erste, der bei ei¬ 
nem nicht-virtuellen Bundesligisten 
in die Vereinsstruktur eingegliedert 
wurde. Die internationale Truppe von 
Daumen- und Hirnathleten wurde von 


Schalke 04 letztes Jahr zusammenge¬ 
stellt, um den eSport-Markt koordi¬ 
niert und mit Trainerschein zu erobern. 

Weltweit soll es etwa 250 Millio¬ 
nen praktizierende eSportler geben, 
meist Männer zwischen 14 und 39 Jah¬ 
ren. Viele Fußball-Fans zocken das Vi¬ 
deospiel FIFA von EA Sports, weil die 
viel Geld dafür bezahlen, die Namen 
der Spieler und Logos der Vereine ver¬ 
wenden zu dürfen. Außerdem werden 
Statistiken der Spieler und Vereine ge¬ 
nutzt, um Stärke und Spielverhalten 
auch auf dem virtuellen Rasen so rea¬ 
listisch wie möglich zu simulieren. 

In Deutschland ist der eSport inzwi¬ 
schen über 50 Millionen Euro schwer 


(2016), 2020 könnten es 130 Millionen 
Euro sein, hofft die Industrie. In asia¬ 
tischen Ländern ist eSport schon seit 
Jahren beliebter als so mancher „Volks¬ 
sport“. Außerdem steigen die Zuschau¬ 
erzahlen, eSport-Meisterschaften 
können Arenen füllen. Die Diszipli¬ 
nen sind neben „League of Legends“ 
und „Dota2“ - Mehrspieler-Schlach¬ 
ten mit Fantasy-Einschlag - „Coun¬ 
ter Strike“ (Ballerspiel mit Tötungs¬ 
absicht) oder eben „Fifa“ („Sport“). 
Das Turnier „ESL One“ sahen zuletzt 
mehr als eine Million Menschen per 
Internet-Livestream, der Fernsehsen¬ 
der „Sportl“ übertrug das Finale live. 
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